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KARL HAUSHOFER: 
Großasiatische Dynamik 


Der feine politische Instinkt Alt-Roms hat schon früh zwischen Asia minor und 
magna unterschieden; er versuchte damit für seinen imperialistischen Reichsgebrauch 
die allenfalls vorübergehend vom Mittelmeer aus beherrschbaren ‚‚vorder“asiatischen 
Randgebiete von jenen Teilen des großen Erdteils abzuheben, die sich schon allein 
durch die Wucht ihrer weiten Räume und großen Flächen dieser für ihre dauernde 
Bewältigung zu schwachen geopolitischen Hebelwirkung entzogen. Im Gegensatz zu 
der Weiträumigkeit und Flächengröße der meisten Fragen des Mittleren und Fernen 
Ostens, Eurasiens, der Gestaltungsversuche panasiatischer Ideen sind heute durch die 
unbestreitbare diplomatische Kunst der europäischen Westmächte wieder wesentliche 
Randgebiete Asiens im Anschluß an die künstliche, nur teilweise (Balkan) natur- 
begünstigte Kleinkammerung Südost- und Zwischen-Europas engräumig entmachtet. 

Gegen diesen Zustand laufen eine Reihe von Interessenten Sturm: das steppen- 
verbundene Machtsystem der Sowjets, im Einverständnis mit Ankara, Teheran, 
Afghanistan, Hochasien, Mongolei, Tannutuwa, lauter in geopolitischer Wesensver- 
wandtschaft stehenden Lebensformen; Großarabertum; Reste der Panislam-Be- 
wegung; Spitzen der aus den bewegten Tiefen Asiens unterstützten und gespeisten, 
auch in den Nahen Osten herüberschlagenden Selbstbestimmungs-Wellen. 

Für jede Prognose in dieser nun einmal in ungeheure Bewegung geratenen 
Masse und Weite ist Vorbedingung die Antwort auf die Frage: sind die staatsmän- 
nischen Anschauungen der so schwer in ihrem Besitzstand bedrohten alten Kolonial- 
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mächte, vorab Englands und Frankreichs, noch die raumweiteren, die sie beim 
Aufbau ihrer Reiche unzweifelhaft waren, oder sind sie es nicht mehr? Wo die 
raumweitere Auffassung mit der raumengeren aufeinanderstoße, werde schließlich 
die engere und kleinere besiegt, hat Ratzel einmal als anthropogeographisches Axıom 
aufstellen zu müssen geglaubt. Wird es durch die neuere Entwicklung bestätigt 
oder angegriffen? 

Das ist ein wesentlicher Gesichtspunkt bei jeder Beurteilung großasiatischer 
Dynamik auf ihre möglichen Folgen. 

Im Nahen Osten jedenfalls sehen wir England, Frankreich, Italien die ihnen un- 
bequemen Zusammenschluß- und Selbstbestimmungsbewegungen durch kleinräumige 
Gegenzüge und Mittelchen bekämpfen. Das beweist ein Blick auf die verzwickte 
Grenzführung des Nahen Ostens, in die Klagen aus Syrien über die Südgrenze der 
Türkei, die Enttäuschung Palästinas, Transjordaniens, des Irak, trotz Völkerbund- 
aufnahme. Dazu gehört die Taktik der Herauspräparierung Birmas aus dem all- 
indischen Komplex und die Vorbereitung eines Seezugangs in dem auf 6 Mill. E. 
zu steigernden, von Sukkur her zu bewässernden, von Bombay abzutrennenden Sind 
für einen dann durchaus lebensfähigen nordwestindischen Islamstaat mit dem Welt- 
hafen Kurachi und der Hauptstadt Lahore oder Hyderabad. 

Aber alle diese Künste kleinräumiger Verstutzung anderer brauchen ja durchaus 
nicht zu beweisen, daß den Kolonialreichen selbst die großzügige Anschauung ihrer 
Aufbauzeit verlorengegangen ist; im Gegenteil: sie können auch dem Gedanken ent- 
springen, daß die Zunge dazu da sei, um die Gedanken zu verbergen und gefähr- 
lichen, großräumigen Zukunftsentwicklungen rechtzeitig durch Ableitung des Über- 
drucks in ein kleinräumiges Kanalsystem vorbeugend zu begegnen. Auch Japan ver- 
sucht ja das gleiche bei seiner fortwährenden Aufsplitterung des chinesischen 
Massendrucks, sei es von dem — als wesensverwandter empfundenen — Südchina 
aus oder in der Mandschurei, durch ähnliche Mittel, wie Frankreich sie westlich 
des Rheines anwandte. Daher auch die ganz besonderen inneren Linien gegenseitigen 
Verstehens zwischen Paris und Tokio, zwischen zwei geopolitisch sehr gelehrigen 
Zentren; — wobei man gut einen ganzen Bannerwald von verschleiernder Phraseo- 
logie mit Gesten-Begleitung bereits ausgeschiffter Völkerbundstaatsmänner zur Ver- 
schleierung des Zusammenspiels verwerten kann. Wieweit unterliegen nun die 
davon betroffenen Zerrungsräume: Mitteleuropa, Nahost, Indien, China dieser 
Hypnose? Wieweit durchschauen sie das Spiel und wissen sich dabei Moskaus zu 
bedienen, ohne ihm zur Beute zu fallen? 

Das scheint die Frage der Stunde! 

Umgruppierungen im großasiatischen Kraftfeld haben jedenfalls 1932 seit den 
mandschurischen und indischen Antrieben stattgefunden. Im Wirrwarr des chine- 
sischen Zentralregierungszusammenbruches, den das sinnlose Toben der politi- 
sierten Studenten in Nanking veranlaßt hatte, tut deshalb eine so klare Erkenntnis 
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bleibender Linien wohl, wie sie sich z. B. in der USamerikanischen Würdigung 
Sun Yat Sens durch Bischof Henry Bond Rostarick findet („Sun Yat Sen, Libe- 
rator of China“, Yale. Univ. Press, New Haven, oder in Harley Farnsworth Mac 
Nairs „China in Revolution“ [Chicago]). 

Da ist von Sun — ungeachtet der Unzulänglichkeit seiner Familie und seiner 
Nachläufer — gesagt: „Er tat mehr, um China aus seinem jahrhundertelangen 
Schlaf zu wecken, als irgendein anderer Mann; und seine Macht über Herz und Sinn 
seiner Landsleute hat sich nach seinem Tode als größer bewährt denn bei seinen 
Lebzeiten.‘ Das Werk dieses Gründers der Republik werde fortschreiten, welche 
Wechselfälle auch dazwischen treten mögen. Aber viel Geduld und Arbeit auf lange, 
weite Sicht werde nötig sein, denn die Überwindung der augenblicklichen Schwierig- 
keiten sei nur in einem langwierigen Prozeß möglich. 

Gerade dieser aber ist es, der Jugend- und Studentenpolitik am wenigsten erträgt; 
aber auf der andern Seite ruht der unverhältnismäßige Einfluß der Halbreifen auf 
die inneren chinesischen Verhältnisse hauptsächlich auf dem althergebrachten Re- 
spekt vor geistiger Arbeit überhaupt in China und auf dem Dankgefühl für ihren 
Anteil an der Befreiung von der Mandschuherrschaft: also auf zwei sehr hetero- 
genen, aber unmeßbaren Grundlagen. Denn eine dem Einfluß gleichwertige 
(adäquate) Macht steht nicht hinter der umtriebfreudigen turbulenten Jünglingsschar. 

Mac Nair aber schrieb von der gestürzten und zersprengten Kuo-min-tang-Regie- 
rung: „Daß dieses Land eine starke Regierung braucht, mit einem sorgfältig durch- 
dachten Programm, das wird kein unparteiischer Beobachter der Entwicklungen in 
China während des letzten Jahrhunderts und namentlich während der letzten 
zwanzig (Bürgerkriegs-)Jahre bestreiten. Die jetzige Regierung ist die beste, die das 
republikanische China bisher hervorgebracht hat. Es ist mehr als zweifelhaft, ob im 
Lande eine Gruppe existiert, die annähernd so fähig wäre wie der Nankinger Ab- 
leger der Kuomintang, auch nur so ehrlich und so tüchtig — namentlich von 
Süden her.‘ Soweit im wesentlichen Mac Nair. 

So bestätigt eine von uns ganz unabhängige geistliche und weltliche USamerika- 
nische Beobachtung Dauerlinien großasiatischer Dynamik, die auch wir in lang- 
jähriger Beobachtung bewährt zu sehen glauben: die Stärke des Richtungsantriebs 
durch Sun Yat Sen und die relative Höchstleistung des bisherigen Nankinger 
Kreises bei der Verwirklichung von Suns Ideen, die in Reinkultur-Massen-Injektion 
wahrscheinlich so unheilvoll gewirkt hätten wie Platos Ideen in Syrakus. 

Trotz der ausgezeichneten Lehrsammlung von Wehrli in Zürich über das Ein- 
gehen von Gandhi als volkstümliche Heiligenfigur in weite Kreise indischen 
Volkslebens haben wir Sun Yat Sen bei vielen naheliegenden Vergleichen immer 
für die größere und höhere ethische und politische Kraft gehalten, als die bunt 
schillernde und vielseitige, so leicht vor dem Letzten ausweichende Erscheinung des 
Mahatma in seinen vielfältigen Wandlungen; und es sollte uns wundern, wenn 
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Gandhi nach seinem Tode — außer etwa als Märtyrer — die gleiche strahlende 
Wirkung wie Sun zu äußern vermöchte. 

Denn was auf der einen Seite die Stellung eines eingeborenen Morkäripfers, im 
Indien stärkt: die religionspolitische Dominante des indischen Volksbodens, die 
Fähigkeit, alles und jedes an politischer Bewegung in religiöse zu verwandeln, das 
wird auf der anderen angesichts großer Weltanschauungsspaltungen für Indien zur 
Gefahr, die China im gleichen Grad nur soziologisch kennt. Gewiß hat die Er- 
kenntnis, daß es Gandhi eben doch nicht gelang, wesentliche Islamvolksgruppen 
seiner Bewegungsart restlos einzufügen, sehr zum neuerwachten „Herrschafts“- 
anspruch des alternden und sich zunehmend entgliedernden Weltreichs und seines 
konservativen Indienministers beigetragen! Eine noch einmal aufgetauchte evolu- 
tionäre Möglichkeit halten wir mit den Verhaftungen der Kongreßführer, aber 
schon vorher bei den Unwirklichkeitsanklagen von Gandhi selbst gegen seine Lands- 
leute der letzten Rundtischtagungen für endgültig versäumt; mindestens hat sich 
Gandhi selbst sehr zweideutig zu ihr verhalten; außer dem diktatorischen und dem 
revolutionären Lösungsweg scheint uns kein Raum mehr für dritte Möglichkeiten. 

Vermehrte Aufmerksamkeit verdient deshalb die Haltung Moskaus und der 
Eurasier zur indischen wie ostasiatischen und nahöstlichen Entwicklung. 

Wird es den Absprung zu rechtzeitigem Eingriff finden? Und wird dieser Ein- 
griff mehr außenpolitisch-russisch oder mehr ideologisch-weltrevolutionär sein? 

Das Verhalten zu Japan macht eine Probe darauf. 

Die überaus vorsichtige Haltung Stalins ist, auch von Bessedowski und sonst in 
der mitteleuropäischen Presse, einer Zwangslage des russischen Führers zugeschrie- 
ben worden; wie ich glaube mit Unrecht. Sie scheint vielmehr einer noch viel bes- 
seren Kenntnis der Sachlage, als sie der Westen besitzt, und ausgezeichneter Unter- 
richtung über die wirklichen Krafiladungsverhältnisse zu entspringen. Man weiß in 
Moskau besser als anderswo, wieviel gewinnt, wer sich zuletzt in der großasiatischen 
Dynamik in die Karten sehen läßt und in das Kraftfeld hineinwirft. Man kennt 
auch genau die Grenzen, bis zu welchen von Japan Gefahr droht, und wo man vor 
dem japanischen Strahlungsbereich ganz sicher ist, und schiebt mit großer Kunst 
die zunächst notwendige Option den Nordamerikanern zu, deren Nerven man auch 
für schlechter hält als die eigenen, wofür sich allerlei Anzeichen erkennen lassen. 

Man kennt auch (vgl. Späne!) genau die „Reife“ der wertvollen und für die 
Sowjetbünde kostbaren Frucht in Sinkiang, der ‚Hohen Tartarei“, mit seinen un- 
genützten Räumen und Bodenschätzen und die von dorther erreichbaren, durch. 
ozeanische Mächte kaum zu störenden Möglichkeiten. Gewiß: man knurrt ärgerlich, 
wenn Japan zu nahe an die Stellen des eigenen Bluffs gegen China von 1929 in 
Tsitsikar und Charbin hintastet; man hält „Wacht am Amur“; aber man weiß 
auch, daß man schlimmstenfalls die ostchinesische Bahn für sehr teures Geld im 
Steigerungsverfahren an eine der ostasiatischen Mächte loswerden kann, für Gegen- 
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leistungen (China), die den Industrialisierungsplänen auf Jahre hinaus auch Absatz 
unvollkommener Waren sichern oder Bargeld einbringen (Japan) und pazifische 
Rückendeckung für innerasiatische „Angleichungen“ im Stil von Mongolei und 
Tannutuwa. 

Was dabei hilft, in Ost oder West, nimmt man natürlich als Vorspann: wirken 


die russischen Emigranten — Eurasier — aus typisch russischer Seelenstimmung 
heraus dabei mit und helfen sie, das Abendland im Sinne der Eurasier aufzulockern 
(z. B. Prager Presse, Jan. 31: „Eurasien im Vormarsch“) — weshalb ihren Beitrag 


nicht annehmen? Konnte ein Islam-Kongreß in Jerusalem nützlich sein (z. B. 
H.K. in Frkf. Ztg. ı2. 1. 1932) — weshalb Auswirkungen von dorther ver- 
schmähen, wenn sie dem Westmachtsystem so unbequem wurden, wie diese Zusam- 
menkunft an ohnehin genügend gereizten heiligen Stätten? 

Wenn am andern Ende des von Moskau so liebevoll mit ‚„folkloristischer For- 
schung“ betreuten Riesenraumes die chinesische Polizei Shanghais zusammen mit 
der internationalen und der französischen Konzession schon im Frühherbst 
(6. 9. 31) die Gelegenheit einer kommunistischen Jugendfeier ausgenutzt hatte, um 
Hand auf einige Zellengeheimnisse der dritten Internationale, die Pläne ihrer 
chinesischen Organisation und einige ihrer Freunde zu legen (darunter General 
Tang Yen ta, einst Borodins rechte Hand in Wuhan), so steht sehr in Frage, ob der 
damit verbreitete Schreck vor der Aktivität russischer Politik, selbst mit der Ver- 
öffentlichung einiger Originalpapiere, der Störung der panpazifischen Arbeiter- 
verbindung und gewisser ‚„‚Qadres“ zu teuer erkauft ist. 

„Ein dokumentarischer Beweis der roten Organisation in China ist ausgegraben 
worden.‘‘ — Aber dann muß sie doch bestehen oder mindestens bestanden haben 
in ihrem doppelten Ausbau ‚eines Sowjetsystems, basiert auf Bauern- und Land- 
arbeiterverbände“ und einer „Organisation zur Unterwühlung des Heeres und zur 
Schaffung sozialer Unruhen unter den Arbeitern in den Industriezentren“. Das 
trägt doch sicher der Doppelnatur des heutigen Übergangszustandes in China mit 
geopolitischer Einsicht Rechnung! 

Erfolg genug von diesem Standpunkt ist es, wenn ein solches System „in Kiangsı, 
Fukien, Hupe, Honan, Anhui distriktweise funktioniert‘, auch wenn sich die ein- 
zelnen Richtungen, Sekten und Schulen des Kommunismus noch regelrechte 
Schlachten liefern! ‚‚Rundfunkverkehr‘“ der ‚„‚Schlüsselleute‘“ (wie die Chinesen ihre 
russischen Helfer nannten), sorgfältige Anweisungen für Verkehrssabotage, wo man 
nicht schon selbst Herr des Landes war und die Grundbesitzrechte zerstören konnte: 
das alles weist doch darauf hin, daß die Wucht dieser Bewegung viel größer war, 
als jemals von Nanking aus zugegeben wurde, und daß sie keineswegs gebrochen ist. 
Im Gegenteil: sie kann aus der furchtbaren wirtschaftlichen Krisis einerseits und 
dem schwer getroffenen Nationalgefühl andrerseits unabsehbaren Kraftzuschuß ge- 
winnen, wenn damit auch die einzigen organisierten Kräfte am schwersten getroffen 
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werden, die der japanischen Vergewaltigung Widerstand leisten könnten, wenn es 
noch möglich wäre, sie dorthin zu schaffen. 2 

Hier also steht auch die Sowjetpolitik in den großasiatischen Fragen (wie übri- 
gens auch Mitteleuropa gegenüber) vor zwiespältiger Entscheidung in einer ausein- 
anderführenden Entwicklung, in der man beides zusammen, das man wünscht, 
nicht haben kann: wehrpolitische Wucht unterdrückter mit Ressentiment erfüllter 
Massen und Zersetzung der Etappengebiete hinter vermeintlichen Gegenfronten! 
Auf diesem Felde sammelt die Festlandvormacht Eurasiens zur Zeit auf Kosten 
Chinas und Indiens Erfahrungen für den Umgang mit Mitteleuropa und Nahem 
Osten, die von beiden aus nicht gestört werden sollten. Deshalb halten wir es für 
geopolitisch unrichtig, wenn die in China und Indien machtlosen „Mächte“, die sich 
nicht vorzeitig in das Gewühl zu begeben bräuchten, dennoch aus Eitelkeit hinein- 
streben und damit Teilverantwortungen übernehmen, die sie weniger tragen können 
als irgendein anderer Gegner oder Partner. Deshalb sind wir gegen die Beteiligung 
von „großen Exzellenzen“ (wie man im alten Zarenrußland von leichter kompro- 
mittierbaren Männern sagte) an Kommissionen in Völkerbund- oder Kellogg-Pakt- 
Angelegenheiten, wobei sie schlimme Erfahrungen machen müssen. Einen Vor- 
geschmack davon bildet die jüngste USamerikanische Einmischung in Ostasien im 
Namen des Neun-Mächte-Pakts, von dem Deutschland ausgeschlossen ist! 

Da wir aber nun einmal unsere Hände zwischen fremdes Räderwerk gebracht 
haben, ohne — wie andere — unsern Geldbeutel oder wesentliche Teile unseres 
Nationalvermögens darin verloren zu haben, bleibt allerdings nichts übrig als wenig- 
stens scharfe Beobachtung, um zu verhindern, daß wir weiter, als uns lieb ist, 
hineingezogen oder mit unserer ohnehin empfindlichen Ausfuhr Gegenstand eines 
von der Konkurrenz mit Vergnügen gesehenen Boykotts werden. Vielleicht zeigt 
auch rechtzeitige Erkrankung einen willkommenen Ausweg aus unhaltbar werdenden 
Lagen. Aber besser wäre es gewesen, sich von vornherein nicht hinein zu begeben, 
sondern unentwegt sagen zu können: „Wir sehen es mit Trauer, wenn unsere 
Freunde sich in den Haaren liegen!” Liegt nicht eine Warnung darin, wenn Ruß- 
land mit rund 8100 km pazifischer Seegrenze, rund 6200 km ostasiatischer Land- 
grenze und fast 3000 km Landgrenze gegen die Mandschurei in der bloßen Luftlinie 
wartet und in der Hinterhand bleibt — und Deutschland ohne Ar und Halm über 
See vorzeitig die Nase hineinsteckt? 

Gewiß: unter diesen — im Vergleich zu mitteleuropäischen Abmessungen — ge- 
waltigen Zahlen sind lange Strecken geringsten Grenzdrucks und fast gleichgültiger 
Zugehörigkeit; aber auch hochbelastete Machtstrahlungspunkte, wie Wladiwostok 
und Chabarowsk, Blagowjeschtschensk, Mandschurija und Progranitschnaja; und 
über alledem ein „Prestige“, das von Moskau in asiatischen Fragen ganz anders 
schroff gewahrt wird als in europäischen (selbst gegenüber Polen und Rumänien, 
wo man gewiß in Moskau keinen Spaß versteht, aber Rückenfreiheit anstrebt). 
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Diese Zahlen, wie auch die des chinesischen Küstenverlustes in den letzten hundert 
Jahren von rund 10000 km, sind doch geeignet, uns großasiatische Dynamik in 
ihren größeren Raumabmessungen besser verstehen zu lehren, als es dem enggekam- 
merten Mitteleuropa in weiten Kreisen offenbar möglich ist. Diesen Fernen und 
Räumen entspricht auch ein größeres Zeitmaß, mehr Fernsicht und die Notwendig- 
keit, anders warten zu können und dennoch unverrückt große Ziele im Auge zu 
behalten. Wenn Rußland sich für großasiatische Dynamik wieder auf sich selbst 
besinnt, ist ein „Lustrum‘“, eine Pjatiljetka ein kleines Zeitmaß; und es kann 
leichter als wir ein Vierteldutzend Konferenzen aussitzen. Wer mit ihm oder 
anderen asiatischen Mächten und Bewegungen zusammenspielen will, muß sich zu 
allererst wieder in die Lage bringen, warten zu können und nicht von kurz- 
fristigen Stillhaltungsverhandlungen abhängig zu sein und ängstlich schon in die 
Nähe zu spähen, ob er nach kurzen Wartefristen noch — um tägliches Geld und 
Brot bangend — steht oder kopfüber gegangen ist. Wenn man in solcher Lage aber 
dennoch bei den Großräumigen mitreden will, mit vertreten sein möchte, dann muß 
man sich allerdings klar sein, daß der Vertreter Mitteleuropas an einem kürzeren 
Hebelende sitzt als alle andern und leicht eine peinliche Rolle spielen könnte. Ohne 
diesen geistigen Vorbehalt, diese Vorabschreibung in der Stille sollte niemand in 
solcher Lage nach Großasien ausfahren, auch nicht mit der Phantasie auf Holz- 
papier. „Stolz ist ein Luxusgefühl“ und „Distanzhalten“ eine Frage der Ellenbogen- 
weite — am meisten großräumiger Dynamik gegenüber! 


GUSTAV AMANN: 
China im Mandschureikonflikt 


Man wird leicht geneigt sein, den Einbruch der Japaner in die Mandschurei wie 
einen Blitz anzusehen, der aus heiterem Himmel über die Chinesen hereingebrochen 
ist. Aber die drei Provinzen jenseits der großen chinesischen Mauer sind wirklich 
schon seit langem ein Wetterwinkel für die innere und für die äußere Lage Chinas 
gewesen. An der mandschurischen Grenze ist 1927 der große nationalistische Er- 
oberungszug der Parteiregierung von Nanking gegen Nordchina zum Stehen gekom- 
men. Seit damals hat die Mandschurei ein eigenes politisches Dasein unter den 
alten Militaristen: Chang Tschsiang von Kirin, Wan Fulin von Heilungkiang, Tang 
Yulin von Jehol und dem ihnen willfährigen Chang Hsueliang, — dem gemein- 
samen Exponenten ihres Regimes in Mukden — geführt. Dairen war der Zufluchts- 
ort aller alten Erzmilitaristen wie Chang Chungchang und Sun Chuanfang, und 
der vertriebenen Politiker des vergangenen Mandarinenstaates; sie lauerten dort 
darauf, zur Macht in China zurückzukehren. Man braucht nur an den, von Dairen 
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aus organisierten, militärischen Einfall Chang Chungchangs in die Provinz Schan- 
tung vom Jahre 1929 zu erinnern, — ja, schon lange war die Mandschurei ein 
dunkler Horizont für die Parteiregierung. Die drei Provinzen haben dann die 
Flagge der Kuo Mintang gehißt; seitdem herrschte Chang Hsueliang über sie mit der 
nominellen Sanktion Nankings. Im übrigen aber haben die Kriegsherren der 
Manrdschurei in ihrem Territorium stets nur ihr eigenes Spiel gespielt; bei den 
Kämpfen des Parteiregimes gegen das Aufkommen eines Neomilitarismus inner- 
halb der Partei, gegen den Kwangsi-militaristenblock 1929, gegen Feng Yuhsiang 
und Yhen Shisan ı930, baben sie es stets nur darauf angelegt, ‚kraft der eigenen 
Heeresstärke von 300000 Mann und des leistungsfähigen Arsenals in Mukden 
das Zünglein an der Waage des Geschicks zu sein. Schließlich haben sie die Er- 
schöpfung der Parteiheere nach dem Krieg gegen Feng und Yen benutzt, um ihre 
Macht über die große chinesische Mauer ins innere China, über Peking und Tientsin 
hinaus auszudehnen. Das Jahr 1931 hat Nanking dann vor die Aufgabe eines 
Vernichtungsfeldzuges gegen die marodierenden Kommunistenbanden in Kiangsi 
gestellt; es brachte darauf folgend die Kriegserklärung der Kantonseparatisten an 
die Parteizentrale; so hat der Einbruch Japans in die Mandschurei die Partei- 
regierung überrascht und sie in den Konflikt hineingezogen dank der unfreiwilligen 
Liäson mit den mandschurischen Herrschern und der Mitverantwortung für einen 
drohenden Verlust dieser Provinzen. 

Man wird sich erinnern, wie die Mandschurei im Winter 1929 durch Vertrags- 
verletzungen und Mißwirtschaft bei der Ostchinesischen Bahn zur Wetterecke außen- 
politischer Verwicklungen mit Sowjetrußland geworden ist. Die Zentralregierung 
ist seinerzeit schon durch ihre unfreiwillige Verbindung mit Chang Hsueliang in 
den Konflikt hineingezogen worden, hat es aber zuletzt verstanden, die Mandschurei- 
beherrscher die unvermeidliche Schlappe allein einheimsen zu lassen. Mißstände 
aller und jeder Art unter der Provinzialregierung Chang Hsueliangs und seiner 
Militärgewaltigen haben sie diesmal aber unentrinnbar mitverwickelt. Schon im 
vergangenen Sommer sah man das Wetterleuchten des kommenden Sturms, aber 
Nanking war eben in den geschilderten Gegebenheiten gefesselt. Grobe Mißstände 
herrschten in der Mandschurei, das war niemandem verborgen, aber die Zentral- 
regierung besaß nicht die Macht sie zu ändern. 

Die Gewalthaber der Mandschurei hatten die ertragreichen Provinzen finanziell 
ruiniert. Das Volk besaß nichts mehr als wertloses Papiergeld der Provinzial- 
regierung, Flucht in den japanischen Yen war mit Lebensgefahr verbunden; nur 
die Mandarine und Generale besaßen Millionen Silbers in ihren Kellern und Ver- 
stecken, die dann den Japanern zum Opfer fielen. Die Regierung war gegen die 
Japaner in der Eisenbahnzone unleidlich und beleidigend allerwege; aber sich mit 
den unabänderlichen Gegebenheiten im Lande vernunftgemäß auseinanderzusetzen, 
dazu war sie gänzlich unfähig. 
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Eine Gegebenheit war vor allem: daß die Mandschurei ein Minoritätsstaat 
geworden war. Da waren die Japaner mit ihren Rechten in der Eisenbahnzone 
der Südmandschurischen Bahn, in der sie Städte gebaut, Bergwerke und Fabriken 
errichtet, und mehr als zwei Milliarden Yen angelegt hatten. Da waren auch die 
Koreaner, 900000 Ackerbauer, in der Mandschurei angesiedelt. Wenn der chine- 
sische Kuli ein bewunderswerter, durch seine Entbehrungsfähigkeit die Erde be- 
zwingender Schaffer ist, so ist der Koreaner in der Mandschurei für den Chinesen 
ein noch entbehrungsfähigerer, aber nicht bewunderter, sondern verachteter und 
von ihm geknechteter Erdarbeiter. Indessen verhinderte das den Koreaner nicht, 
sich mit japanischer Geldhilfe, von der japanischen Regierung wie vom japanischen 
Kapital unterstützt, zäh heraufzuschaffen, seinen Landbesitz, seine ökonomische 
Bedeutung in der Mandschurei auszudehnen. Die chinesische Regierung verlangte 
Naturalisierung aller Koreaner in der Mandschurei, Japan reklamierte sie als Unter- 
tanen. Dem Minoritätenkonflikt entsprang der erste Funke, der Japans Empörung 
über die Zustände in der Mandschurei entfachte. Eine koreanische Siedelung baute 
Bewässerungskanäle, und die chinesische Bauernschaft schritt dagegen ein; japa- 
nisches Militär rückte zum Schutz herbei, es wurde geschossen. Chinesenverfolgungen 
in Korea folgten auf dem Fuße; Beschuldigung hinterlistiger Absicht, Verschleie- 
rung, Verschleppung vergifteten die nachfolgenden Verhandlungen der beiden 
Regierungen. Am ıg. September zerriß der Faden der Geduld, das japanische 
Militär nahm die Provinzialhauptstadt Mukden, das Arsenal, entwaffnete Militär 
und Polizei der Chinesen, besetzte die Regierungsämter und beschlagnahmte, was 
an Schätzen der Mandarine aufzufinden war. Die nächsten Wochen brachten die 
Einnahme der chinesischen Eisenbahnen im Hinterlande Mukdens, Besetzung von 
Kirin, Kämpfe gegen widerstandleistende chinesische Truppen, gegen aufgelöste 
Soldatenbanden, gegen die Räuber im flachen Lande, und schließlich den Vormarsch 
der japanischen Armee nach Süden, auf Chinchow an der Peking—Mukden-Strecke, 
wo Chang Hsueliang und seine Generale inzwischen wieder eine provisorische Pro- 
vinzialregierung gebildet hatten. Auch von diesem Platze hat sich Chang Hsueliang 
indessen vor dem militärischen Anmarsch der Japaner zurückgezogen, so daß Japan 
jetzt das ganze Eisenbahngebiet außerhalb der großen Mauer im Besitze hat; es 
ist ihn: somit überlassen, mit dem Einmarsch ins Jeholgebiet in der ganzen Man- 
dschurei die Ordnung zu diktieren und für Sicherheit von Person und Eigentum 
zu sorgen. 

Japan trifft der Vorwurf, jede Verständigungsmöglichkeit niedergebrochen zu 
haben. Diesem Vorwurf hält Japan 56 „typische“ Hintertreibungen japanischer 
Vertragsrechte seitens der chinesischen Provinzialbehörden entgegen. Das chinesische 
Volk protestiert erbost gegen die Verletzung seines Erbrechts, das ihm heißt: 
„China für die Chinesen“; — Japan erwidert darauf: ‚„‚die Welt gehört allen denen, 
die sie dem Weltwohl dienstbar machen“. 
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Der letzte und tiefste Anlaß zu dem ganzen mandschurischen Konflikt ist aber 
doch: das ökonomisch und politisch hochorganisierte Lebensgetriebe der Japaner 
stößt in der Mandschurei auf den Widerstand des alten, organisationslosen Wirt- 
schaftens der Chinesen und prallt mit der halbfeudalistischen Verwaltung der Chi- 
nesen auf Schritt und Tritt zusammen. Was den einen, der Minorität, den hoch- 
organisierten Japanern, selbstverständliche Forderung für ein diszipliniertes Wir- 
ken und Arbeiten ist, erscheint den anderen, den Chinesen, oft als unerhörter Ein- 
griff in ihr traditionelles Recht und in ihrehergebrachte Freiheit, oft als rein sachlich 
unerfüllbare Forderung und darum Unterdrückung. 

Der mandschurische Konflikt ist ein Konflikt zweier Daseinssysteme, des chi- 
nesisch-feudalistischen und des japanisch-modernistischen, und die Japaner scheinen 
entschlossen zu sein, den Konflikt mit der Waffe zu lösen. 

Was konnte nun China, was konnte die Zentralregierung dagegen tun? — Eben- 
falls zur Waffe zu greifen, sein ererbtes Recht zu verteidigen, ist der hundertfach 
überlegenen japanischen Rüstung und Kriegsbereitschaft gegenüber hoffnungslos, 
ein reiner Verzweiflungsakt. Nur eines hatte China, um es gegen Japans Angriff 
ins Feld zu führen: das Eigeninteresse der übrigen Welt. 

Wirtschaft und Friede als Weltbelange fordern gebieterisch, daß dem chinesi- 
schen Volk die Freiheit der Entwicklung zu einem Glied der Weltwirtschaft ge- 
währleistet wird. Die Konferenz der neun Mächte in Washington hat diese Ge- 
währleistung auch, mit der Erklärung und öffentlichen Anerkennung einer 
„Monroedoktrin“ der offenen Tür für das chinesische Reich, de facto schon 
unternommen. Die Mächte haben sich dort geeinigt, die Unverletzlichkeit der ter- 
riterialen und administrativen Einheit des chinesischen Reiches einschließlich der 
Mandschurei zu garantieren, mit der Bedingung, daß ihnen allen die Tür zur wirt- 
schaftlichen Nutzung dessen, was China der Welt sein kann und noch werden wird, 
gleicherweise offenstehen soll. Auf diesen Boden internationalen Interesses und 
getroffener Übereinkunft hat sich also die Zentralregierung in dem Konflikt mit 
Japan allein stellen können. Sie rief den Völkerbund und die Unterzeichner des 
Kelloggpakts an, denen China, zur Bekräftigung seiner in Washington eingenom- 
menen Position, auch beigetreten war. 

Die Politik der Zentralregierung war folgerichtig, und sie war auch zeitweise von 
Erfolg begleitet. Der Völkerbund hat alles versucht, was nötig war, um Chinas 
territoriale Unverletzlichkeit zu bewahren, soweit es die Inhomogenität des eigenen 
Gefüges zuließ. 

Indessen war diese Politik der Regierung Chiang Kaisheks von schweren, inneren 
Komplikationen begleitet. Die öffentliche Meinung Chinas erwies sich als unver- 
mögend, dieser abstrakten Weltpolitik verständnisvoll zu folgen. Das Volk verlangte 
stürmisch Boykott und Generalstreik gegen Japan, es forderte Krieg. Die Studenten 
standen auf, den Volkswillen zu betonen, es führte zu wüsten Ausschreitungen der 
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Jugend gegen die Regierung. Man kommt nicht darum herum: der chinesische 
Volksgeist zeigte Japan gegenüber alle Symptome eines Rückschlags in die Geistes- 
einstellung der Großväter von ı8%o. 

Gleichzeitig befand sich die Regierung Chiang Kaisheks in der schwierigen Lage, 
einer separatistischen Opposition in Kanton begegnen zu müssen; aus Prinzipien- 
festigkeit nicht bereit, die Waffen gegen die Parteifraktion Hu Hanmings in 
Kanton zu gebrauchen, sah sie sich doch der Kriegserklärung von Kantons 
Militärgewaltigen gegenüber, als das Reich vom Einbruch der Japaner über- 
fallen ward. — Chiang Kaishek glaubte .an die nationale Einstellung aller Kuo 
Mintangmitglieder. Er glaubte, die Gefahr, des Reichs Provinzen einzubüßen, 
müsse und werde zur Wiedervereinigung führen; er bot sich darum an, in der Not 
der Einigkeit jedes persönliche Opfer zu bringen. Statt dessen zeigte sich, daß die 
Opposition die äußere Gefahr als Hebel benutzen wollte, Chiang Kaishek zum 
Rücktritt zu zwingen. 

Man soll sich darüber nicht täuschen: die Position der Regierung Chiang Kaisheks 
war im Innern stark genug, einen raschen und unzweifelhaft erfolgreichen mili- 
tärischen Handstreich gegen Kanton auszuführen. Die Parteiheere waren in voller 
Kriegsbereitschaft an der Grenze Hunans und Kwangsis aufmarschiert und standen 
bereit, von Kiangsi, durch Fukien, auf Kanton vorzustoßen. Die Position der 
Regierung nach außen war durch die Beschlüsse des Völkerbundes, eine Zwischen- 
händlerkommission in die Mandschurei zu senden, so gesichert, wie es wünschens- 
werterweise nur jemals sein konnte. 

Dennoch traten Chiang Kaishek und seine Regierung aus freien Stücken zurück. 
Es geschah, ohne einem Zwang zu gehorchen, aber dennoch aus dem chinesisch- 
politischen Bewußtsein, daß kein Staatsmann die Verantwortung dafür tragen 
könne, die Geschicke des Reichs, ohne das Vertrauen des Volkes, und entgegen einer 
starken öffentlichen Meinung zu leiten. 

Wir werden geneigt sein dem gegenüber auszurufen: wer soll dann das Volk 
führen? — Während ich diese Zeilen niederschreibe, rasseln auf den Straßen japa- 
nische Geschütze, rattern Maschinengewehre, und in der Luft ist das Surren der 
Motore. Japan gibt uns die Antwort: Japan bricht den gegen den Willen der 
Regierung Chiang Kaisheks von der öffentlichen Meinung geschaffenen Boykott 
mit dem Schwert, Japan besetzt die Chinesenstadt Shanghais. — Das Erleben lehrt 
dies Volk, daß nationale Entrüstung den Zwang, sich einzufügen in die Welt- 
ordnung, wie sie heute ist, nicht aufhalten und nicht abstellen kann. 
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EMıL KAYseER: 
Deutsche Hilfe am Hwang-ho, dem „Kummer Chinas“? 


Von der Eigenart des Stroms 


„Chinas Kummer seit den ältesten Zeiten“, so nennen die Chinesen den 
Hwang-ho, den Gelben Fluß, der zwar nur 6 der ı8 Provinzen [Kansu, 
Schensi, Schansi, Honan, Tschili und Schantung] durchströmt, aber doch ein Wahr- 
zeichen des chinesischen Reiches geworden ist. Allerdings ein Wahrzeichen schlim- 
mer Art. Denn seit dem Jahre 2278 v.Chr. — „Yü regelt den Ho; Yüs Arbeit 
vollendet“ — bis ı922 zählt die Geschichte 418 Deichbrüche, und nach Yı 
Shen (1) hat der Fluß 6mal — nach Menauer (2) sogar gmal — seinen Lauf ge- 
ändert. Zahllose Menschenleben, weite fruchtbare Gebiete sind den Überschwemmun- 
gen zum Opfer gefallen, den Beinamen „Chinas Kummer seit den ältesten Zeiten“ 
trägt der Hwang-ho mit Recht. 

Günther Köhler, dem wir eine wohl alle bekannten Forschungsergebnisse be- 
rücksichtigende Monographie (3) über unseren Strom verdanken, nimmt — ohne 
die Halbinsel Schantung — ein Einzugsgebiet von rund 1260000 gkm an. Zum 
Vergleich führt er den Inhalt der Einzugsgebiete von Donau (817000 qkm), 
Rhein und Maas (193000 qkm), insgesamt also 1010000 qkm, an. 

Der im K’unlungebirge 4455 m ü.d.M. entspringende Quellfluß des Hwang-ho, 
der bis zum Eintritt in das Sumpfgebiet der Odon-tala (d.i. Sternenmeer [4]) 
die mongolischen Namen Soloma und Altan-Gol (d. h. Goldfluß) führt, durchzieht 
die beiden ‚„Klärbecken“ des Dscharing-nor und des Oring-nor und schneidet bei 
Balekun Somi in 2600 m die tibetisch-chinesische Landesgrenze; jetzt erst tritt 
der Strom, den die Tibeter Ma-tschu nennen, in das volle Recht seines chine- 
sischen Namens. 

Eine genaue Beschreibung des Flußlaufes ist hier nicht am Platze. Es mag 
genügen, die durch den Zufluß des Ga-tschu beim Kloster So-tsong-gomba bei 
3445 m beeinflußte Kehre, den Bogen um die Ordos bei 1000 m und die nach 
der Einmündung des Wei-ho bei 355 m in dessen Stromrichtung eintretende 
Östschwenkung des Unterlaufs hervorzuheben. 

Die Entfernung von der am Knie des Hwang-ho gelegenen Feste Tung-kwan 
bis zu dem Scheitelpunkt des Schuttkegels, der das Überschwemmungsgebiet um- 
faßt, bei Hwai-king beträgt noch etwa 250 km. Und derselbe Faktor, der hier 
zerstörend aufgetreten ist, der Löß, hat sich zugleich als Schöpfer erwiesen. Es 
mag genügen, über die Wirkungen des Gelben Flusses und der von seiner Strö- 
mung aus weiter Ferne mitgeführten gelben Sedimente Ferdinand von Richthofen 
das Wort zu geben: 

„Den feinen Sand schob er in seinem Bett langsam vorwärts und häufte ihn, 
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wenn er austrat, längs seiner Ufer an; denn seine überflutenden Gewässer be- 
deckten weithin seeartig die Fläche, und an der Grenze des strömenden und des 
stillstehenden Wassers fielen die gröberen Bestandteile nieder, während die feineren 
auf den überschwemmten Flächen liegenblieben und einen ungemein fruchtbaren 
Boden schufen. Einen großen Teil davon aber führte er in das Meer, das weithin 
gelb wurde und daher seinen Namen erhalten hat. Hier fielen allmählich die 
noch schwebenden Teile nieder und strebten das Meer auszufüllen. Hatte der 
Fluß durch den fortgeschobenen Sand sein Bett zwischen den von ihm selbst 
geschaffenen Uferwällen über die umliegende Ebene genügend erhöht, so suchte 
er ein neues Bett, oft in weiter Divergenz von dem vorhergehenden. So schuf 
er durch häufige Verlegung einen langsam zum Meer sich abdachenden, un- 
geheuren Schuttkegel aus den feinerdigsten Stoffen, zwischen denen aber sandige 
Strecken, welche die Stromläufe der letzten Jahrtausende anzeigen, nicht fehlen (5).“ 

Wenn auch der Löß, dessen Gebiete der Hwang-ho mit dem größten Teil seines 
Laufes durchströmt, die Hauptursache seiner Sedimentierung darstellt, so hat doch 
Filchner den Ma-tschu nicht weit von dessen Ausfluß aus dem Oring-nor schon 
„lehmig und gelb‘ (6) gefunden. Nur um sich eine Vorstellung von dem Gewicht 
der vom Hwang-ho mitgeführten festen Bestandteile zu machen, lasse man die 
Beobachtung von Tafel (7) auf sich wirken, der nach einem Regentage in Pau-to 
6,9 kg im Kubikmeter feststellte. Wenn Heinrich Schmitthenner schließlich 
(Chinesische Landschaft und Städte, Stuttgart 1925, S.gı) erwähnt, nach einer 
annäherungsweisen Errechnung ‚‚verfrachte der Strom so viel festes Material 
ins Meer, daß man daraus einen Würfel von 800 m Seitenlänge bilden könne und 
daß er in 24000 Jahren das Gelbe Meer in Land verwandeln könne“, so ist dieser 
Anruf an die Phantasie vielleicht geeignet, das Bild der dem Gelben Fluß inne- 
wohnenden Gestaltungskraft zu ergänzen. 

Wie die Verhältnisse heute liegen, wird die Schiffbarkeit des Stromes in ver- 
schiedener Weise beeinträchtigt. Oberhalb Lan-tschou gilt derselbe seiner reißen- 
den Strömung wegen als nicht schiffbar, allenfalls als flößbar (8). Im allgemeinen 
scheint der Strom aber auch im Mittellauf nur talwärts befahren zu werden, 
und die Schiffe werden am Zielpunkt verkauft (9). An der Mündung legt sich 
eine Barre von 1 m Tiefe der Schiffahrt entgegen (10). Richthofen (ır) be- 
merkt, daß der Gelbe Fluß im Unterlauf von kleinen Booten mit ı—3 Fuß 
Tiefgang tal- und bergwärts befahren werde. „Die Sandbänke wechseln fort- 
dauernd; dabei ist der Strom sehr schnell, und das sonst übliche Trecken an 
Leinen ist bei der Beschaffenheit dieser Ufer nicht möglich.“ Richthofen glaubt 
sogar, daß die Dampfschiffahrt sich bei bedeutendem Steigen des Wassers ‚‚wenig- 
stens in der betreffenden Jahreszeit‘ vielleicht ermöglichen lasse, „da sie die 
Schwierigkeiten starker Strömungen überwinde“. Die Strecke von Tschung-wei 
(zwischen Lang-tschou und Ning-hsia) bis Ho-kü (am Nord-Süd-Arm des Ordos- 
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bogens) scheint die wenigsten Schwierigkeiten zu bieten. Die Geographie Universelle 
von Vidal de la Blache und L. Gallois (T.IX. I Partie, S. 104) hebt hervor, 
daß große Dschunken, welche man durch Dampfschiffe ersetzen könnte, regel- 
mäßig diesen Teil des Flusses befahren, und auch Wegener (12) erwähnt, daß 
einige Strecken nach Bonins Angaben sogar für kleinere Dampfer denkbar seien. 
Inwieweit es sich bei den Angaben Günthers im Literaturverzeichnis für 1912: 
First Steamer on the Middle-Hwang-ho (G. T. XL, 1912, $.643) um eine zur 
Ausführung gelangte Befahrung des Flusses mit einem Dampfboot handelt, habe 
ich nicht feststellen könuen. 

Es wäre ein Irrtum und eine Verkennung chinesischen Wesens, wenn man 
Leichtsinn, Lässigkeit oder Stumpfsinn dafür verantwortlich machen wollte, daß 
dem unheilvollen Wirken des Stromes bis jetzt kein durchgreifender Widerstand 
geleistet worden ist, daß diese das ganze Nordgebiet des Reiches von der west- 
lichen Grenze bis zur Meeresküste durchziehende Wasserader als Verkehrsstraße 
nicht zur Geltung kommt. Zu welchen Großtaten das chinesische Volk fähig ist, 
beweisen in augenfälligster Weise zwei geradezu staunenswerte Leistungen, die 
große chinesische Mauer und der Kaiserkanal. 

Die Wanlitschang (=10000 li lange Feste), deren gewaltige Reste mit allen 
ihren Ausläufern und Schleifen nach Geil (13) über 4000 km messen, „hatte auf 
der Höhe ihrer Brauchbarkeit mindestens 25000 Kastelltürme, jeder für 100 Be- 
waffnete, und 15000 Wachttürme“. Noch heute sind, wie Wegener a.a.0. 8.18 
hinzufügt, etwa 20000 Türme und über 1300 km verbindender Wall in einem 
solchen Zustande erhalten, daß sie mit geringen Ausbesserungen zu einer Ver- 
teidigung geeignet wären. Man darf, wenn man die an der französischen Ostgrenze 
im Bau begriffenen Unterstände und Befestigungen betrachtet, die Ansicht ver- 
treten, daß die Chinesen unter der Ming-Dynastie (1388—ı644), bei Berück- 
sichtigung der jeweiligen Zeitumstände, den Franzosen doch sowohl in der Groß- 
artigkeit der Konzeption wie in der Energie der Ausführung überlegen waren. 
Um gerecht zu sein, muß man allerdings auf der anderen Seite die Fixigkeit der 
Franzosen anerkennen, die nur einige Jahre zur Herstellung des modernen 
Limes gallicus brauchten, während ihre ostasiatischen Vorbilder sich mehrere Jahr- 
hunderte Zeit nahmen. 

Der auf 1100—1200 km Länge geschätzte Kaiserkanal — die Chinesen nennen 
ihn meist Yün-ho — Transportfluß — stellt eine auch heute noch mehr oder 
weniger für Dschunken schiffbare Verbindung zwischen Nord- und Südchina dar, 
deren Endpunkte Tient-sin in Tschili und Hang-tschu in Tschekiang sind. Auch 
dieses Werk bekundet das Alter chinesischer Kultur, denn schon der Kaiser 
Yang-ti (605—617) ließ den Yang-tse mit dem Hwang-ho verbinden. 

Der Kaiserkanal ist aber nur ein — wenn auch das großartigste — Zeugnis 
der chinesischen Wasserbautechnik. Wo sonst die Verkehrsbedürfnisse es erheisch- 
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ten und die natürlichen Wasserverhältnisse es gestatteten, wurden Kanalverbindungen 
geschaffen, sei es im Hia-ho, dem ‚‚chinesischen Holland“ (14), sei es im Hinter- 
land von Shang-hai (15), sei es im Deltaland von Canton (16). 


Schutz gegen die Überschwemmungen? 


Wie die Chinesen auf die Herstellung von künstlichen Wasserstraßen bedacht 
waren, so haben sie sich auch den Schutz des Landes gegen die Ausbrüche des 
Hwang-ho angelegen sein lassen. „Seit unvordenklichen Zeiten verläuft der auf- 
schüttende Strom zwischen riesenhaften Dammanlagen (17).“ Und wenn Schmitt- 
henner weiter darauf hinweist, „daß die Deiche in doppeltem System den ganzen 
Fluß bis über Kai-föng empor begleiten, daß sie stellenweise bis 22 m hoch sind 
und an der Basis 40, 5c, ja 120m messen, daß der Raum zwischen den beiden; 
oft mehrere Kilometer voneinander entfernten Deichen durch quer gezogene Dämme 
in einzelne Kammern“ — ich denke mir, wie bei den großen Seeschiffen die 
Schotten — geteilt wird, um bei einem Durchbruch der inneren Anlage das Hoch- 
wasser lokalisieren zu können, so wird man dieser zähen und wohlbedachten Arbeit 
seine Anerkennung nicht versagen dürfen. 

Als am ı4. November 1897 die Deutschen Tsingtau besetzten, und als in der 
Folge die Provinz Schantung in den Gesichtskreis deutschen Unternehmungsgeistes 
trat, da wurde der Hwang-ho, der schon Jahrtausende hindurch als ein nationaler 
Kummer Chinas empfunden worden war, auch eine Sorge Deutschlands. Führt doch 
heute schon — abgesehen von anderen Beziehungen zwischen China und Deutsch- 
land in Schantung — eine von Deutschen gebaute Brücke im Zuge der Bahn 
Pou-kou — Tientsin über den Gelben Fluß. 

Aus dieser Betrachtung heraus stellte ich am 27. Mai 1899 in der Hauptversamm- 
lung der Deutschen Kolonialgesellschaft zu Berlin als Vertreter der Abteilung 
Kolmar i. Els. den Antrag, den Reichskanzler zu bitten, dahin zu wirken: 

„daß eine Regulierung des unteren Hwang-ho unter deutscher Leitung statt- 
finde, durch welche die Überschwemmungsgefahr eingeschränkt und die Schiff- 
barkeit erhöht wird“. 

Der Antrag fand Annahme in der vom Ausschuß der Gesellschaft vor- 
geschlagenen Fassung, nach der der Reichskanzler ersucht wurde, 

„in dem ihm geeignet scheinenden Augenblick seinerzeit Untersuchungen des 
Stromgebiets des Hwang-ho von Kai-fung-fu bis zum Übergang der Bahnlinie 
Kiau-tschu-—Tientsin durch deutsche Wasserbautechniker darüber anstellen zu 
lassen, ob und inwieweit sich eine Regulierung dieses Teiles des Hwang-ho unter 
deutscher Leitung als durchführbar und empfehlenswert erweise“. 

Und die Deutsche Kolonialgesellschaft hat demgemäß — wie ich glaube an- 
nehmen zu dürfen, noch im Jahre 1899 — eine Eingabe an den Reichskanzler 
gerichtet, in der es heißt: 
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„Es dürfte deshalb der geeignete Moment gekommen sein, Fühlung mit der 
chinesischen Regierung in der Hwang-ho-Regulierungsfrage zu nehmen, ihr zu 
empfehlen, für die Ausführung einer Regulierung nach modernen Grundsätzen 
deutsche Wasserbautechniker zu berufen und dadurch zu verhindern, daß die 
Arbeiten und die Leitung dieses hervorragenden Kulturwerkes ausländischen Tech- 
nikern übertragen wird.“ 

Mit weiser Vorsicht bemerkte die Eingabe dabei: 

„Die Aufbringung der Kosten für die Regulierung würde selbstverständlich, wie 
bisher, Sache der chinesischen Regierung sein.“ 

Es ist mir nicht bekannt, ob die deutsche Regierung irgendwelche Schritte im 
Sinne der von der Kolonialgesellschaft gegebenen Anregung unternommen hat, 
aber was ich vor mehr wie 30 Jahren angestrebt, ist dadurch zur Wirklichkeit 
geworden, daß die chinesische Regierung im Herbst 1929 den ordentl. Professor 
für Wasserbau an der Technischen Hochschule in Hannover, O. Franzius, als 
Berater für Wasserbauaufgaben, insbesondere die Regulierung des Hwang-ho und 
des Hwai-ho, nach China berufen hat. Wie ich dem Bericht (18) über einen 
Vortrag, den Herr Professor Franzius zu Hamburg im Deutschen Wasserwirtschafts- 
und Wasserkraft-Verband gehalten hat, entnehme, befürwortet er in erster Linie 
eine Vertiefung des Hwang-ho-Beckens und eine energische Senkung seiner Hoch- 
wasserstände durch Einengung und den Bau bestimmter Deichsysteme. Wenn 
Franzius in seine Vorschläge den südlich der Halbinsel Schantung unter dem 
34. Breitengrad ins Meer mündenden Hwai-ho hineinzieht, so dürften die Zu- 
sammenhänge hierfür bestimmend gewesen sein, die zwischen dem Hwang-ho und 
dem Hwai-ho von ı194 bis 1852 bestanden und die in einer gemeinschaftlichen 
Mündung ihren sinnfälligsten Ausdruck fanden. Als „Schlüsselpunkt“ der Arbeiten 
am Hwang-ho bezeichnet Franzius den Hungtse-See, der nach dem Vorschlag des 
„bedeutenden chinesischen Wasserbauers H. Li aufgestaut und als Ausgleichbecken 
dienen soll“. Wegen des geringen Gefälles des mittleren Hwai-ho (1:60000) ober- 
halb des Hungtse-Sees sind große Schwierigkeiten zu überwinden, insbesondere 
sind ungeheure Deich- und Baggerarbeiten, Pumpanlagen, Ent- und Bewässerungs- 
anlagen, Wehre usw. erforderlich. Franzius hält es für möglich, daß die Regelung 
sowohl die Gefahren der Katastrophen-Hochwässer beseitigt als auch eine schiffbare 
Wasserstraße für neuzeitliche Schiffe schafft. 

Bei aller Anerkennung, die den chinesischen Wasserbaumännern gebührt und 
die auch die holländischen Ingenieure in ihren Gutachten über die Regulierungs- 
möglichkeiten des Hwang-ho im Jahre 1889 sich zu eigen gemacht haben, drängt 
sich doch die Frage auf, ob es bis jetzt nicht an dem ‚Überblick über die ge- 
samten Faktoren und der klaren Erkenntnis gefehlt hat, wo das Übel an der 
Wurzel zu fassen sei (19). 

Von diesem Gesichtspunkt aus kann die Einholung der Ratschläge eines deutschen 
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Fachmannes für die Lösung des so unendlich schwierigen und wichtigen Problems 
von entscheidendem Wert sein. 

Ein für das Ansehen der deutschen Wissenschaft glücklicher Zufall hat das 
gleichzeitige Erscheinen der in alle Einzelheiten der Entstehung, des Wesens und 
Wirkens des Hwang-ho hineinleuchtenden Schrift (20) von Günther Köhler ge- 
wollt. Den Schlußstein der mit allem Werkzeug der Wissenschaft geführten Unter- 
suchung möchte ich darin sehen, daß Günther die Regulierungsarbeiten oberhalb 
von Lang-tschou beginnen will und — soviel ich sehe, zum ersten Male — Auf- 
forstungen im Einzugsgebiet des Gelben Flusses empfiehlt (21). Ich wüßte nicht, 
ob es ein wirksameres Mittel zur Bekämpfung der Sedimentation des Fluß- 
wassers gäbe. 

Nach Professor Franzius müßte der Yang-tse-kiang in die Planung einbezogen 
werden. Er steht schon durch den Kaiserkanal mit dem Hwang-ho in Verbindung, 
dessen Fluten sich aber außerdem bei dem Durchbruch des Jahres 1887 einen 
Weg bis zu dem Bruderstrom geschaffen hatten. Welche Eigenartigkeit geo- 
physischer Erscheinungen tritt darin hervor, daß die beiden Ströme, die in ihrem 
Oberlauf einander auf rund ı00o km nahekommen, in ihrer Weiterentwick- 
lung ein ausgeprägtes Sonderdasein führen, bei ihrem Aufgehen im Weltmeer 
wiederum Neigung zu gegenseitiger Annäherung zeigen! Franzius hegt Zweifel, 
ob das Mündungsgebiet des Yang-tse-kiang für große Schiffe befahrbar bleibt. 
Aktuellere Schwierigkeiten bietet aber die Strecke Itschang—Pingschan, deren 
hauptsächliche Bedeutung in ihrer Eigenschaft als Zufahrtsstraßen zu der in 
gleicher Weise durch die Mannigfaltigkeit ihrer Erzeugnisse (22) wie durch die 
Wohlhabenheit und die Bildung ihrer 45 Millionen Einwohner ausgezeichnete 
Provinz Sz’tschwan (23) beruht. Die Offenhaltung des Wasserweges nach Sz’tschwan 
besitzt aber für Deutschland eine um so größere Bedeutung, als sowohl Franzosen 
— von Tonkin her — als auch Engländer — von Birma (24) her — ernsthaft 
und, was die Franzosen betrifft, durch die Herstellung der Bahn nach Yünnan-fu, 
mit einem Anfangserfolg bestrebt sind, eine ihrem Sonderinteresse dienende Land- 
verbindung mit dieser reichen, wenn nicht der reichsten, Provinz Chinas zu schaffen. 

Der Yang-tse oberhalb Itschang galt als für Dampfschiffe unbefahrbar, bis im 
Jahre 1900 die englischen Kanonenboote Woodcock und Woodlark die Strom- 
schnellen überwanden und Tschung-king erreichten. Der in demselben Jahre von 
der Reederei Rickmers Reismühlen in Bremerhaven unternommene kühne Ver- 
such, mit einem Dampfer den Passagier- und Frachtverkehr auf dem oberen 
Yang-tse zu eröffnen, hatte leider keinen Erfolg. Das Schiff scheiterte trotz seines 
Namens Siuhsiang (Glück), und der junge Kapitän verlor dabei sein Leben. Wenn 
auch die Bemühungen, einen laufenden Dampferverkehr (25) auf dem Oberlauf 
zu unterhalten, fortgesetzt wurden, so hat es doch bis ıgı4 gedauert, daß von 
einem einigermaßen sicheren Dienst gesprochen werden kann. 
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Wie die Herrn Professor Franzius gestellte Aufgabe sowohl den Hwang-ho als auch 
den Yang-tse-kiang ergreift, so stellt sich auch die Frage einer deutschen Mit- 
wirkung bei der wirtschaftlichen Förderung Chinas und der Nutzbarmachung tech- 
nischer Errungenschaften als eine das ganze chinesische Reich umfassende dar (26). 
Die Zeit der Interessensphären, in der England der Betätigung einer anderen 
Macht im Yang-tse-Gebiet drohend gegenüberstand, ist vorbei, und auch Frankreich 
wird sich dareinfinden müssen, daß es in Yün-nan keine Vorrechte genießt. 

Und diese Entwicklung, bei der Chinas Eigeninteresse auch als Chinas Richt- 
schnur in seinen internationalen Beziehungen gilt, wird ein China mit festbegrün- 
deter, starker Zentralgewalt, das keine provinzielle Absperrung mit Likinzöllen und 
vizeköniglicher Selbstherrlichkeit kennt, allzeit die festeste Grundlage gewähren. 


(1) Yi Schen, Der Flußbau in China. Ungedr. Diss., Dresden 1925, S. 19-31. — (2) Me- 
nauer, J., Die Laufänderungen des gelben Flusses in histor. Zeit, Nürnberg ıgr2. — (3) Der 
Hwang-ho, eine Physiogeographie, Ergänzungsheft 203 zu Petermanns Mitteilungen. — 
(4) „Seit dem ı3. Jahrh. weiß man in China, daß der Fluß in einer sumpfigen Ebene des 
K’un-lun-gebirges entspringt, und zwar in Gestalt von vielen Wassern, die von oben gesehen 
wie die Sterne des Himmels verstreut liegen.“ Georg Wegener, China, Leipzig 1930. — 
(5) Ferd. Frhr. v. Richthofen, Schantung, Berlin 1898. S. 48. — (6) Wilhelm Filchner, Meine 
China- und Tibetexpedition, Freiburg i. Br. 1930. S. 47. — (7) Günther (a. a. O.) S. 67; 
A. Tafel, Meine Tibetreise, Stuttgart ıgı4. — (8) Wegener (a. a. O.) S. 70. — (9) Desgl. 
S.71. — (10) Desgl. $S.77. — (ır) Ferdinand von Richthofens Tagebücher aus China, heraus- 
gegeben von E. Tiessen, Berlin 1907. S. 475/76, Bd. I. — (12) a. a. O. S. 71. — (13) Wil- 
liam Edgar Geil, The great wall of China. S. 326/27. — (14) Schmitthenner, a. a. O. 
S. 110. — (15) B. Navara, China und die Chinesen. Barmen ıgoı. S. 5o4, 765. — 
(16) Schmitthenner, a. a. O. S. 221; Navara, a. a. O. S. 764. — (17) Schmitthenner, a. a. O. 
S. 97. — (18) Hamburger Fremdenblatt Nr. 38 A vom 7. Februar 1931; s. u. „Bautechnik“, 
Jahrg. 1930, Heft 26 u. 30. — (19) P. Vidal de la Blache et L. Gallois, a. a. ©. T. IX, 
S. 102. „L’une des premieres täches que deyra se proposer la Chine nouvelle, ce sera, de 
lutter, non plus par des mesures locales, mais selon un plan d’ensemble. — (20) K. Haus- 
hofer, Bericht über den indopazif. Raum. Geopolitik 1931, Heft >, S. 116. „Ein für deutsche 
wissenschaftliche Unternehmungslust sehr erfreuliches Licht wirft die Würdigung der 
Hwangho-Verbauungspläne, die Köhler aus seinen Arbeiten mit dem „Kummer Chinas“ ge 
wonnen hat, der nach ihrer Verwirklichung der Segen und Erneuerer des nordchines. Kultur- 
bodens aus seiner beginnenden Erschöpfung werden könnte. (21) The Far Eastern Review. 
Nov. 1930. S. 695. — (22) „Szechwan, unlike many other provinces of the country, is almost, 
but not quite self-contained.“ S. 3 in Alex. Hosie, Szechwan. — (23) Ferd. v. Richthofen, 
Tagebücher aus China, Bd. II, S. 252 £., 265f., 331. — (24) Von der im Jahre 1899 einem 
englischen Syndikat erteilten Konzession zum Bau einer Bahn von Kaulun durch die Provinzen 
Kwang-si, Kweitschu und Sz’tschwan bis zur Hauptstadt der letzteren, Tschöngtu-fu, ist es 
stille geworden. — (25) 4. „The Yang-tze must be navigated by steam from Ichang to Chung- 
King and then to Sui-fu“. Report of the mission to China of the Blackburn Chamber of 
Commerse 1896/97. — (26) So wichtig Dampfschiffe und Eisenbahnen für die Ausgestaltung 
des Verkehrs und die Ausschöpfung der im chinesischen Boden ruhenden Schätze sein mögen, 
Flugzeug, Luftschiff und Kraftwagen treten zwar nicht an die Stelle der älteren Verkehrs- 
mittel, aber ergänzen sie in einer geradezu kraftmehrenden Weise. Die deutsche Technik hat 
bewiesen, daß sie auch auf diesen Gebieten den Weitbewerb mit den Industrien der anderen 
Länder aufnehmen kann. Um in China insbesondere mit den USA. mit Erfolg bestehen zu kön- 
nen, bedarf es aber auch genügender Kapitalkraft und geschickter diplomatischer Unterstützung. 
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ERNST RÜDENBERG: 
Zur Wirtschaftskrise in Japan 


Dieser Aufsatz stellt die Teil-Zusammenfassung eines größeren, vom Ver- 
fasser zurzeit bearbeiteten Themas dar. Es handelt sich mithin nicht um eine 
systematische Darstellung mit dem Anspruch auf Ausführlichkeit. 

Die Schriftleitung 


I. Soziologische Voraussetzungen 


ı. Imperialismus 


Es gibt wohl keinen zweiten modernen Staat, der außenpolitisch einen ähnlich 
zielbewußten Aufstieg aufweist wie Japan. Innerhalb von vier Jahrzehnten drei, 
beinahe vier gewonnene Kriege; bisher keine revolutionären Erschütterungen. Zum 
wirklichen Verständnis für die fast überwindbar gewordenen ökonomischen Schwie- 
rigkeiten wird man aber nur kommen, wenn man klar ‚die andere Seite‘“ des 
historischen Prozesses sieht. Es gibt keinen zweiten modernen Staat, dessen wirt- 
schafts-gesellschaftlicher Aufbau einen derart gefährlichen Grad des Unorganischen 
vom ersten Tage an in sich trägt. Die Paradoxie ist nur scheinbar: der Kapitalismus 
in Japan hatte nicht wie in Europa die Zeit auszureifen, bis er von unten die äußere 
Form feudalistischer Gesellschaft sprengte, sondern er war zunächst ein politisches 
Programm. Je mehr aber die kapitalistische Wirtschaftsweise in den letzten Jahr- 
zehnten zur vorherrschenden wurde, um so mehr verschärfte sich der Widerspruch 
zwischen der natürlichen Kleinheit und Armut des Landes und der Größe der von 
ihm in Angriff genommenen wirtschaftlichen Aufgabe. Es ist die Verdoppelung der 
Bevölkerung seit 1870, es ist der Mangel an Rohstoffen und die Unmöglichkeit, 
sich von den Erträgen der eigenen Scholle zu ernähren, die dieses Volk vom Beginn 
seiner modernen Wirtschaftsepoche immer von neuem zu kriegerischer Expansion 
trieb. Der Angriff auf die Mandschurei und Schanghai ist nicht mehr Ausdruck 
planvoll politischen Machtwillens, sondern Furcht vor dem inneren Chaos, dem 
„Zuviel“ an Menschen und Waren. 


2. Feudalismus — Kapitalismus 


Japan hat die Wirtschaftsepoche des Liberalismus übersprungen, Merkantilismus 
und Physiokratismus nur en miniature erlebt. Im letzten Jahrhundert des Toku- 
gawa-Schogunats machte es bereits einen ökonomischen Umwandlungsprozeß vom 
Feudalismus zum Manufaktur- und Verlagssystem durch. Wahrscheinlich, daß auch 
ohne die allgemeine Forderung des Auslandes, ohne die Kanonen des amerikanischen 
Admirals Perry (1854), sich eine kapitalistische Wirtschaftsform herauskristallisiert 
hätte, daß es sich um eine durch äußere Erschütterungen hervorgerufene ‚„Früh- 
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geburt“ handelt. Die künstliche Abschließung von der Umwelt hatte den tatsäch- 
lichen Lebensbedürfnissen eines auf auswärtigen Handel angewiesenen Inselstaates 
widersprochen und so nahmen im 18. und 19. Jahrhundert die sozialen Mißstände 
einen immer größeren Umfang an. Die Rückgabe der Staatsmacht an den Mikado, 
das älteste Traditionssymbol, bedeutete wirtschaftspolitisch das Bekenntnis zur inter- 
nationalen, kapitalistischen Produktionsweise. 

Da eine gesellschaftlich unabhängige Kapitalklasse um die 19. Jahrhundertmitte 
nicht bestand, konnte nur der Staat den industriellen Aufbau ausführen. An Stelle 
des „Dritten Standes“ übernahmen die Samurai, die Nachkommen der japanischen 
Ritterschaft, die Führung in der Industrialisierung. So erklärt sich die außerordent- 
lich starke Verknüpfung politischer und wirtschaftlicher, agrarischer und städtischer 
Interessen in der neuen feudal-kapitalistischen Herrenschicht. Japan begann un- 
mittelbar mit einer Art staatskapitalistischen Systems, während rings- 
um in der Welt der Liberalismus noch seine stärksten Kräfte entfaltete. Die Staats- 
initiative ist zum Unterschied gegen Rußland nur Mittel zum Zweck: der späteren 
Überführung der Staatsbetriebe in Privatbesitz. 

Seit der vom Ausland erzwungenen Öffnung der Häfen — die notwendig wurde, 
um dem gleichen Schicksal wie China zu entgehen — bestand das japanische 
Existenzproblem darin, ob und wie Japan bei dem Mangel an Raum, Roh- 
stoffen und Nahrungsmitteln den industriellen Aufbau finanzieren konnte. Die 
Eroberungen Formosas, Koreas, Südsachalins, der Mandschurei, die Gewinnung 
der Südseeinseln sind die notwendigen Folgen japanischer Armut an Boden und 
Bodenschätzen. 

Daß es Japan bis zum Ausbruch der großen Krise gelang, seine Staatsfinanzen 
— wenn auch oft nur notdürftig — in Ordnung zu halten und den Lebensstandard 
des japanischen Volkes gegenüber der Zeit des Schogunats zu heben, war nur durch 
das Zusammentreffen besonders günstiger ökonomischer und politischer Faktoren 
(Jungfräuliche Industrieprofite, Kriegstribute usw.) möglich. Das darf nicht dar- 
über hinwegtäuschen, daß im Gegensatz zu den westlichen Staaten eine Kapital- 
bildung breiterer Volksschichten nicht stattgefunden hat. 


Il. Ökonomische Entwicklungen 
1. Wirtschaftsaufbau 


Zwischen Meiji Restauration und Chinesischem Krieg (1868—1894) beobachten. 
wir überall die Initiative des Staates. Der Staat gründet die ersten Bergwerke, beruft 
ausländische Ingenieure, richtet seine Unternehmen mit den damals modernsten 
Maschinen ein. Bis zum Jahre 1888 sind fast alle Bergwerke in Privatbesitz über- 
führt worden. Der Staat schafft Seiden- und Baumwoll-Spinn- und -Webereien, 
Musterfabriken für Zucker, Zement, Glas und andere Industrien. Neben der Entfal- 
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tung einer modernen Kriegsindustrie gilt sein Hauptinteresse der Modernisierung der 
Verkehrsverhältnisse, dem Straßen- und Eisenbahnbau. Von noch größerer Be- 
deutung aber ist die Schaffung einer starken Handels- und Kriegsflotte. Zunächst 
nämlich hatte Japan den Überseetransport England und Amerika überlassen müs- 
sen. Bald begann es jedoch, eigene Schiffe zu bauen und größere Auslandaufträge 
zu vergeben. Diese Schiffe wurden kostenlos Privatgesellschaften zur Verfügung 
gestellt, 1884 die Osaka-Chosen Kaisha, 1885 die Nippen-Yusen Kaisha ins Leben 
gerufen. Der Staat versuchte in dieser Periode das künstlich nachzuholen, was sich 
historisch-organisch nicht hatte entwickeln können: die Entfaltung des Maschinen- 
kapitalismus. Zur Finanzierung dieser „Gründerzeit“ nimmt Japan 1870 seine 
erste Auslandsanleihe von £ 3,4, Millionen in London auf, von denen ı Million 1882, 
der Rest 1897 pünktlich zurückgezahlt wurde. Weitere ausländische Anleihen wer- 
den nicht benötigt; die Kapitalbildung ist schon so weit fortgeschritten, daß in- 
ländische Anleihen untergebracht werden können. 1880 war unter dem Einfluß 
der englischen Gläubigerinteressen die Yokohama Specie Bank gegründet worden, 
um den Gold-, Devisen- und Anleiheverkehr in einem Institut zu konzentrieren. 
1882 kam es aus währungspolitischen Erfordernissen zur Gründung der Bank von 
Japan. Von 1832 bis 1893 sind die „glücklichen Zeiten‘ eines regelmäßigen Aus- 
fuhrüberschusses; während die Einfuhr relativ ziemlich gleichbleibt, gelingt es, 
die Ausfuhr von Jahr zu Jahr zu steigern. Das junge japanische Kapital verlangt 
neue Betätigungsfelder; die politische Folge ist der Krieg mit China. 

Nach dem Chinesischen Krieg (1894/95) ist die japanische Handelsbilanz nur 
noch in den Jahren des Weltkrieges aktiv; zwischen dem Chinesischen und Russischen 
Krieg fast ausschließlich passiv. In London wird jedoch nur eine einzige ro-Mil- 
lionen-£-Anleihe mit dem späten Rückzahlungstermin von 1953 aufgenommen. Im 


wesentlichen werden die ersten beiden Epochen von 1868 bis ıg0o4 — Übergang 
vom feudalistischen zum kapitalistischen Staatssystem, Entwicklung aus einer 
autarken zu einer international verflochtenen Wirtschaftsmacht — aus eigenen 


Kräften bestritten. Die Verschuldung an das Ausland übersteigt noch nicht die 
inländische Kapitalbildung; wahrscheinlich liegt sie darunter. Die Bevölkerung 
wächst von 35 Millionen 1872 auf 45 Millionen 190%. 

In der dritten Periode von 1905 bis ıgıl erfolgt der Ausbau der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen, beginnen in kleinem Umfang die Kapitalinvestitionen in 
der Mandschurei (Südmandschurische Eisenbahn) und dem übrigen China. Im 
ganzen genommen eine Periode industriellen Aufschwunges, wachsender Produk- 
tionskapazität und Kapitalakkumulation. Schätzungen des Nationalvermögens be- 
tragen 1905 22!/, Milliarden Yen, ıgı0 29!/, Milliarden Yen, 1913 32 Milliarden 
Yen (28 Milliarden Yen bei Ausschaltung der Goldschwankungen). Sofern diese 
Zahlen zutreffen, ergibt sich zwischen 1905 und 1913 eine schnellere Zunahme des 
allgemeinen Wohlstandes als der Bevölkerung (Nationalvermögen und Bevölkerung 
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1905 — 100; 1913: N.—= 125%, B. —= 110%). Trotzdem beginnen in dieser Periode, 
zwischen Russischem Krieg und Weltkrieg, schon die für die Nachkriegszeit typi- 
schen Schwierigkeiten, Staatshaushaltsdefizite und übergroße Auslandsverschuldung. 
(Ausländische Anleihen, London: £ 146 Millionen, Paris GFrs. 650 Millionen.) 

Es ist uns im Rahmen dieser kurz gehaltenen Übersicht nicht möglich, Details 
über den gewaltigen industriellen Aufschwung Japans während der vier Weltkriegs- 
jahre ıgı4/ı8 zu geben; wir führen nur zwei bezeichnende Beispiele an: Erstens: 
Die Anzahl der Fabriken, in denen Kraftmaschinen zur Anwendung gelangten, be- 
trug ıgıl: 14578, die Anzahl der handwerklich betriebenen Unternehmungen im 
gleichen Jahr 17136; die letzteren überwogen also um 2561. — ıgı9 war das 
Verhältnis: 26947 zu 17002 zugunsten der Unternehmungen mit Kraftmaschinen. 
Wir erkennen daraus, daß die maschinell-kapitalistische Produktionsweise ihren 
endgültigen Sieg über Feudalismus und Manufaktursystem errungen hatte. Die 
städtische Fabrikarbeiterschaft vermehrte sich zwischen ıgı4/ıg um fast 7000, von 
zirka 950000 auf zirka 1500000 Menschen. Zweitens: Während Japans ausländische 
Verschuldung 1913 ı,2 Milliarden Yen betragen hatte, war es 191g zu einem Gläu- 
bigerland von ı,3 Milliarden Yen geworden, hatte also in einem Zeitraum von 
5 Jahren sich um 2,5 Milliarden Yen bereichern können: als Folge der großen 
Warenaufträge der alliierten und assoziierten Regierungen. Japan gewährte sogar 
Anleihen an England (283 Mill. Yen), Frankreich (133 Mill. Yen) und an Rußland 
(240 Mill. Yen). In seinem grundlegenden Werk ‚Japan, an economic and financial 
appraisal“, Washington 1931, sagt Moulton: 

„Zur gleichen Zeit gelang es Japan, in den international umstrittenen Märkten, Asien, 
Afrika, Australien und der Südsee Fuß zu fassen. Die amerikanische Prosperity, mit der 
außerordentlich vermehrten Nachfrage nach Seidenwaren, veranlaßte eine ungeheure Aus- 
dehnung der Seidenindustrie. Der Weltkrieg bedeutete für Japan den Beginn 
einer neuen ökonomischen Epoche — finanziell, kommerziell, in- 
dustriell“ 

In diese Periode fällt auch das für die japanischen Verhältnisse außerordent- 
liche große Kapitalengagement in der Mandschurei und China. Die Angaben über 
die gesamten Investitionen weichen stark voneinander ab; doch haben diejenigen 
einige Wahrscheinlichkeit für sich, die sie annähernd ebenso hoch schätzen wie die 
augenblickliche Auslandsverschuldung, auf über 2 Milliarden Yen. Yunnosuke 
Inouye, mehrmals Finanzminister, Direktor der Bank von J apan und der Yokohama 
Specie Bank, hat die Finanzgebarung der damaligen Regierung treffend gekenn- 
zeichnet (Problems of the Japanese Exchange ıgr/ bis 1926, London 1931): 

„Die Kapitaltransaktionen mit der chinesischen Nationalregierung und den Lokalbehörden 
endeten mit einem vollständigen Fiasko. Heute kann Japan weder einen Pfennig Zinsen, ge 
schweige sein Kapital zurückerhalten. Um zusammenzufassen: in auswärtigen Investitionen war 
Japan ungeübt, und solche läppischen Kapitalanlagen, wie es sie tatsächlich ausführte, hätten 


ebensogut ins Meer geworfen werden können.“ — „Das Japan der Weltkriegsperiode ähnelte 
einer unzurechnungsfähigen Familie, die niemals gekannt hatte, von des Lebens guten Dingen 
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zu kosten. Dann kam ein Tag, wo eine unerwartete Schicksalsfügung ihr einen Weinkeller 
mit den auserlesensten J ahrgängen bescherte. Während vieler magerer Jahre hatte diese Familie 
nichts als den bitteren Trank von Importüberschüssen zu schmecken bekommen, aber nun war 
sie dazu berufen, den berauschenden Wein von Exportüberschüssen zu verteilen. Er floß in 
reichlichem Maße, aber niemand wußte, ihn sachgemäß zu bewahren — alter Brandy wurde 
in Bierkrügen, Rotwein in Likörgläsern gereicht —; überall im Hause herrschte Verwirrung.“ 


Wirtschaftsniedergang 


Wir haben bereits darauf hingewiesen, daß der industrielle Aufbau von Anfang 
an Japans Staatsfinanzen schwer belastet hatte. Ferner: daß die breite Masse trotz 
der absoluten Verbesserung ihrer Lebenshaltung arm geblieben war. Eine Kapital- 
bildung mittel- und kleinbürgerlicher Schichten, wie vor 1gr/4 in Europa, war in 
Japan durch den jähen Sprung aus dem Feudalismus in den Industrialismus, aus 
dem Frühkapitalismus in den Spätkapitalismus (Weltkrieg) nicht erfolgt. Um so 
ernstere Folgen mußte der zwangsläufig nach Beendigung des großen europä- 
ischen Krieges und der Rückkehr zu einem normalen internationalen Warenaustausch 
eintretende Konjunkturrückschlag zeitigen. Zahlreiche Industrien stan- 
den infolge von Produktionseinschränkungen vor deın Zusammenbruch, so daß sich 
der Staat gezwungen sah, wiederum aktiv einzugreifen (am bekanntesten sind die 
Schiffahrtsubventionen). Die engen Freundschafts- und Verwandtschaftsbeziehun- 
gen, die zwischen der japanischen Beamtenschaft, Finanz und Industrie bestehen, 
führten zu einer sehr großzügigen Handhabung der Subventionskredite. 

Für die Gestaltung der Zahlungsbilanz*) ist die Bewegung des Außenhandels von 


2) Japans Zahlungsbilanz 1924/28 (einschl. Kolonien) 
nach den Veröffentlichungen des Völkerbundes über Internationale Zahlungs- 
Millionen Yen und Handelsbilanzen 1927/29, Genf 1931. 
italbewegungen SE 
Saldo des Zinsen,Di-| E Ungeklärte 
- 3 A t 
mes ee en videnden Pr ee langfristig kurzfristig] Gesamt Restposten 
1924 | — 729,2 _ — 7,5 |+ 188,9 | — 547,8|-+ 238,0 | + 309,8 | + 547,8 
1925 |— 361,7| + 22 — 10,5 )+ 170,6 | — 179,6/)+ 63,9 |-+ 115,7 | + 179,6 
1926 |—439,1| + 31,8 | — 17,5 |+ 154,1 | — 270,7|+ 36,9|+ 233,8 | + 270,7 
1927 |—283,1| + 36,1 | — 3,2 |-+ 145,0 |— 105,2 |— 126,2 |+ 172,7|+ 46,5 | — 58,7 
1928 |—-323,4| — 0,4 | — 24,0 |+ 174,8) — 173,0|+ 53,4|+ 63,1|+ 116,5 | — 56,5 


In dem Posten Diverses ist vor allem der Saldo der Benutzung japanischer Schiffahrt durch 
Ausländer und der Benutzung ausländischen Schiffsverkehrs durch Japaner enthalten. Die 
Einnahmen zeigen von 1924, bis 1927 eine kontinuierliche Abnahme. In den Jahren der 
Weltkonjunktur ist der Posten „Diverses“ wiederum gewachsen. Ohne Zweifel sind aber infolge 
der Krisenschrumpfung des internationalen Handels die Einnahmen aus dem Schiffsverkehr 
außerordentlich zurückgegangen, während die Ausgaben nicht im gleichen Maße sich ver- 
ringerten. Der volkswirtschaftliche Schaden durch die wachsenden Subventionsmaßsnahmen der 
Regierung ist ebenfalls zu berücksichtigen. Zahlungen für „Zinsen und Dividenden weisen 
eine beträchtliche Zunahme auf, die sich infolge von Anleihefälligkeiten usw. in den nächsten 
Jahren noch steigern wird. Zu einem bedeutenden Faktor ist im letzten Jahr der Abfluß von 
Gold und Devisen infolge von Kapitalflucht geworden. 
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ausschlaggebender Bedeutung. Für Japan als ein Land ohne große, nutzbringende 
ausländische Kapitalanlagen sind regelmäßige Ausfuhrüberschüsse die einzige Quelle 
des Wohlstandes. Da Japan aber aus den mehrfach erwähnten Gründen keine Aus- 
fuhrüberschüsse erzielen kann, wird ein möglichst geringer Einfuhrüberschuß zum 
lebensnotwendigen Erfordernis. Der Handel mit Europa (Einfuhr hochqualifizierter 
Industrieprodukte) und Australien (Einfuhr von Wolle) ist notwendigerweise 
passiv; der mit Afrika klein, aber von wachsender Bedeutung und Aktivität; der mit 
Amerika (Ausnahme 1920) ebenfalls aktiv. 1929/30, als der Ausgleich der Handels- 
bilanz fast erreicht wurde, war der Asienhandel zum Unterschied von den Vorjahren 
trotz fallender Tendenz der Chinaüberschüsse aktiv, was sich durch die verringerte 
Passivität im Warenverkehr mit Br.-Indien und einer zunehmenden Aktivität mit 
Nied.-Indien und einer Reihe weiterer asiatischer Märkte erklärt. Man kann für 
das Jahrzehnt 1920/30 sagen, daß die Erzielung eines ungefähren Handelsbilanz- 
ausgleiches die günstige Entwicklung des Amerika- und die Aktivität des Asien- 
handels zur Voraussetzung hatte. Das Sinken der Seidenpreise (der Rohseidenexport 
machte 1928—30 ca. je 80% der Gesamtausfuhr nach USA. aus), der politische 
Boykott in China vernichteten beide Voraussetzungen. Zunächst vermochte Japan 
noch durch mengenmäßig verstärkten Export nach den kleineren 
Märkten der ganzen Welt, sogar nach Europa, den unvermeidlichen Wertverlust 
aufzuhalten. Dieser wahrhaft fanatisch geführte Wirtschaftsvorstoß stellte bereits 
die Einleitung zu dem jetzt eingetretenen kriegerisch-imperialistischen Großkampf 
Japans dar, der mit absoluter Folgerichtigkeit ausbrechen mußte, nachdem die 
wachsende Passivität der Handelsbilanz ohne Gefährdung der Lebenshaltung der 
japanischen Massen in Zukunft kaum mehr verhindert werden kann. 


Millionen Yen Japans Außenhandel (ohne Kolonien) 


Jahr 19151916 |1917| 19181919 |1920 | 1021| 1022| 1023] 1024| 1025 | 1026 | 1927 | 1928 1929 | 1930 | 1951 


Einfuhr 1533| 756 10351166812 1732336j1614 1890 198212453125731237 71217912196 22 161154611310 
Ausfuhr [708|1127\1603|1196212099 1948 125311637 144811807]230612044|1992|197212149 1470 117 1 
Saldo 176 371 568 294| 74 3588| 361) 253| 534) 646| 267) 332| 187] 224| 67 76, 139 


Auf die für ein Land mit zunehmender Industrialisierung typische Veränderung der 
Außenhandelsstruktur sei noch hingewiesen: Während bei der Einfuhr Halbfabrikate 
und Fertigfabrikate zugunsten von Rohstoffen abnehmen, sinken auf der Ausfuhr- 
seite Rohstoffe und Halbfertigfabrikate bei steigendem Fertigfabrikateabsatz. — 

Ähnlich wie in Deutschland haben wir als Folge der Weltdepression in Japan 
gleichzeitig Agrar-, Industrie- und Finanzkrise, die das gesamte japa- 
nische Staatsgefüge erschüttern. Um einige Zahlen zu nennen: das Staatsdefizit 
wuchs von 1920 bis 1930, also in ıı Jahren, auf rund ı Milliarde Yen, von denen 
ca. 700 Millionen Yen auf die letzten drei Jahre entfallen. — Die Auslandsanleihen, 
zwischen ıgr//ıg insgesamt drei Anleihen mit £ 5,5 Millionen, vermehrten sich 
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zwischen 1924/30 um den erheblichen Betrag von ca. 800 Millionen Yen (davon 
£ 37,5 und $ a2ı Millionen). — Die gesamte internationale Verschuldung Japans 
von 1873 bis 1929 geht aus der folgenden Tabelle (in 1000 Yen) hervor: 


IT Te nnk TB, LEEHEEGEREE 


Jahr Auslandsverschuldung Auslandsguthaben | Saldo 

1873 32 218 — = 32 208 
1895 467 — _ 467 
1913 2 069 684 | 846 175 | — 1223509 
1919 1 821 971 3 220 694 + 1398 723 
1929 2 503 791 ı 693 526 — 890215 


Il. Politische und soziale Bewegungen 
ı. Politische Bewegungen 


Wir haben an anderer Stelle vor einiger Zeit über die deutsche Wirtschaftspolitik 
gesagt: „Zwei Wege sind für Deutschland im Augenblick möglich: Entweder An- 
gleichung der Nahrungsmittelpreise an den internationalen Markt mit dem Ziel 
industrieller Exportforcierung. Oder: Fortsetzung der Preisstützung bei weit- 
möglichster Ablösung vom Weltmarkt (Autarkietendenz). Für diesen Fall muß 
aber volle Klarheit darüber herrschen, daß eine planmäßige Drosselung unserer 
Einfuhr, die das Tempo des deutschen Exportrückganges zwangsläufig beschleunigt, 
eine schwere Gefährdung der Goldmarkwährung, der Aufrechterhaltung des deut- 
schen industriellen Produktionsapparates bedeutet.“ Setzt man statt deutsch ‚,ja- 
panisch“ und statt Mark ‚Yen‘, so hat man (trotz der selbstverständlich vorhan- 
denen Unterschiede) den Gegensatz in der Wirtschaftspolitik der beiden großen 
japanischen politischen Parteien, der Seiyukai und der Minseito. Einer der wesent- 
lichsten Unterschiede gegenüber deutschen Verhältnissen liegt in der Interessen- 
spaltung innerhalb der japanischen Landwirtschaft. Die Reisbauern, als Repräsentan- 
ten des für den heimischen Bedarf produzierenden Teils, sind die Hauptträger des 
Autarkiegedankens; die Seidenfarmer, deren Interessen mit denen der Seidenexpor- 
teure identisch, auf jeden Fall eng mit ihnen verknüpft sind, nähern sich stark den 
kommerziellen, auf möglichst große Ausfuhr gerichteten städtischen Interessen. 
Bereits hieraus wird die Einstellung der beiden Parteien zu verschiedenen Pro- 
blemen ersichtlich: Seiyukai für feudalen Großgrundbesitz, Schwer- 
industrie, Verwaltungsdezentralisation, landwirtschaftliche Zollpolitik, hohe Reis- 
preise, anti Amerika, für China-Investierungen und China-Krieg; Minseito fürHan- 
delskaufmannschaft, verarbeitende Industrie, zentralistisch, indu- 
strielle Zollpolitik (z. B. Chem. Ind.), hohe Seidenpreise, pro Amerika, gegen China- 
Investierungen, pazifistisch. Beide Parteien haben ihre großen Finanziers gefun- 
den, „though working in the background“. „Behind the Seiyukai is Mitsui money; the 
Minseito receives strong financial backing from Mitsubishi.“ (M.D. Kennedy: The 
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changing fabric of Japan.) Mitsui und Mitsubishi, die beiden japanischen Mammut- 
Trusts, sind gleichzeitig die wichtigsten Industrieunternehmen und privaten Bankinsti- 
tute*). Der Streit zwischen Seiyukai und Minseito durchzieht die gesamte praktische 
Wirtschaftspolitik der letzten ı2 Jahre, 1918 und 1921 „Rice Control Act” zur Hebung 
der Reispreise unter Seiyukai-Einfluß, 1930 „Silk Stabilization and Indemnifi- 
cation Act“ unter Minseito-Kabinett. Wenn aber so starke Minseito-Persönlichkeiten 
wie Hamaguchi (ermordet 1931) und Inouye (ermordet Februar 1932), unter deren 
energischer Führung sich erst der prinzipielle wirtschaftspolitische Gegensatz zur 
Seiyukai herausgebildet hat, ernstlich die Interessen der militaristischen Oberschicht 
zu gefährden drohen, so fallen sie einer aus dem Hinterhalt gut gezielten Kugel 
zum Opfer. 

Zwischen ıgr//ı8 trieb das Seiyukai-Kabinett eine sehr weitherzige Kreditpolitik. 
In den Jahren 1920/23 setzte Japan die Inflationspolitik fort, um die durch Re- 
striktionen und Auslandskonkurrenz geschädigte Schwerindustrie zu unterstützen. 
Nach der Erdbebenkatastrophe von 1923 wurde die Beibehaltung der inflationisti- 
schen Kreditpolitik zunächst zu einer nationalen Zwangslage, sollte nicht die ge- 
samte Volkswirtschaft zusammenbrechen. Erst die Bankenkrise von 1927 offenbarte 
blitzartig den Abgrund, dem Japan zutrieb**). Die Wähler, die um ihr Geld fürch- 
teten, die Bankkassen stürmten, wandten sich der Deflationspartei, der Minseito, 
zu. Die Position dieser Partei wurde so stark, daß ı928 Wahlen ausgeschrieben 
wurden, die ihr indes noch nicht die Mehrheit brachten. Mitte 1929 übernahm 
aber das ausgesprochene Deflations- und Antigoldzollkabinett Hamaguchi-Inouye 
die Regierung und erhielt bei den Wahlen Anfang 1930 eine stattliche Majori- 
tät. Es gelang tatsächlich, Staatsdefizit und Preisniveau erheblich zu senken, 
den Export zu steigern und die Reispreise auf der von der Regierung gewollten 
mittleren Höhe zu halten. Im Augenblick, wo das Minseito-Kabinett das Land vor 
den schlimmsten Nachwirkungen der Erdbeben- und Bankenkrise gerettet zu haben 
schien, setzte mit voller Wucht die Weltkrise in Japan ein und bedingte den voll- 
ständigen Zusammenbruch des Minseito-Programms. Die wachsende Not, die star- 
ken Goldabflüsse, das Stagnieren der Produktion machten die Lage des Kabinetts 
immer unhaltbarer. Die Aufhebung des Goldstandards in England führte endgültig 


*) Es wäre sehr interessant, genaue Aufschlüsse darüber zu erhalten, ob nicht der größere 
Teil der Mitsui-Bankdepositen in der Landwirtschaft investiert werden, während die Mitsu- 
bishi-Gelder ihren Weg mehr in die Städte und kommerziellen Unternehmungen finden. Wir 
glauben, daß unsere diesbezügliche Vermutung sich bestätigen würde. 

**) Die Reichsbank hatte nach dem Erdbeben von 1923 100 Millionen Yen den übrigen 
Banken zur Diskontierung von — infolge der Naturkatastrophe notleidend gewordenen — In- 
dustriepapieren garantiert. Diese Garantie war 1925 bereits bis 1927 verlängert worden. Da 
mit nochmaliger Verlängerung ebensowenig wie mit Rückzahlung der Gelder und Kredite ge- 
rechnet werden konnte, kam es zu Runs auf die Banken, die u. a. die „Bank von; Taiwan“ in 
Schwierigkeiten brachten. — Die Gesamtunkosten für „Erdbebenschäden und -wiederaufbau“ 
betrugen 1925/30 ca. ı Milliarde Yen. 
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zur Machtübernahme durch die Seiyukai (trotz ihrer parlamentarischen Minderheit), 


unter derem wieder erstarkten Einfluß bereits der Einmarsch in die Mandschurei 
erfolgt war. 


2. Soziale Bewegungen 


Während in der ökonomischen Entwicklung Japans immer mehr typisch kapi- 
talistische Niedergangserscheinungen auftreten, weitgehendste Parallelen zu euro- 
päisch-amerikanischen Verhältnissen erkennbar sind, weist die politische und soziale 
Entwicklung noch eine starke Feudalgebundenheit auf. Der soziale Gegensatz ist 
noch nicht zum beherrschenden Faktor japanischer Innenpolitik geworden. Den 
reformistischen und revolutionären Organisationen hat bisher die materielle und 
ideelle Kraft gefehlt, bestimmenden Einfluß auf die Massen zu gewinnen. 

Die Gesamtzahl der Industriearbeiter beträgt ungefähr 2 Millionen, hiervon die 
Hälfte Frauen (von diesen wieder 87% Mädchen, vorwiegend in der Textilindustrie). 
Ungefähr !/, der Mädchen und !/; der Männer sind unter 16 Jahren. Ein Arbeits- 
vertragsgesetz, im Reichstag 1926 und 1930 eingebracht, wurde beidemal nicht 
verabschiedet. In den internationalen Arbeitskonferenzen ist zwar Arbeiterfreund- 
lichkeit nach außen bekundet worden, in Wirklichkeit gehen aber sowohl Seiyukai- 
wie Minseito-Regierungen mit äußerster Schärfe vor. Die amtliche Zahl der Arbeits- 
losen liegt ungefähr bei 400000, auf die gewerblichen Gesamtbeschäftigten von 
5 Millionen berechnet; die tatsächliche Zahl liegt höher. Der Beschäftigungsgrad 
sank von 1926 bis 1930: bei Männern von 99,8 auf 96,6; bei Frauen von 100,5 
auf 81. Die erste Gewerkschaft wurde offiziell 1912 gegründet; von einer Gewerk- 
schaftsbewegung läßt sich erst 1915/20 sprechen. Die Zahl der Vereinigungen 
wuchs von 1922: 389 auf 1929: 630, die der Mitglieder von 137000 auf 331 000. 

Die Lage der Bauernschaft hat eine bedenkliche Zuspitzung durch die Rück- 
. entwicklung zum Feudalismus, zum Pachtsystem erfahren. Die japanische Raumnot 
offenbart sich hier am krassesten. Um größere Unabhängigkeit vom Ausland zu 
erreichen, mußte auf gleicher, vielfach kleinerer Ackerfläche ein vielfacher Ernte- 
ertrag erzielt werden *). Tatsächlich ist er durch intensivste Düngung und Anwend ıng 
fortschrittlicher Anbaumethoden dem Boden abgerungen worden; Folge davon 
aber ist die zunehmende Verschuldung der Freibauern, die für diese Art der Be- 
stellung nicht genügend Geldmittel besitzen. Die kleinen Seidenzüchter führte die 
Rohstoffbaisse dicht an den Ruin. Nach Lederer nahmen die Freibauern von 1918 
bis 1921 um 21000 ab, während die Zahl der Pachtbauern um 4000 zunahm. In 
ıg Jahren bis 1923 habe das gesamte Freibauernland um 9%, das gesamte Pacht- 


*) Zwischen 1909/13 vergrößerte sich die Reisanbaufläche durchschnittlich um 7%, der 
Ertrag um 18%. Auf 7,3 Mill. Acres wurden 1909/13 durchschnittlich 257 Mill. bush. oder 
35,2 bush. per acre, 1929 305 Mill. bush. oder 38,8 bush. per acre geerntet. — Fast alle 
Getreidesorten weisen große Produktionszunahmen bei sehr beträchtlichen Rückgängen der 
Anbauflächen auf. 
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land um 19% zugenommen. (Lederer: Japan-Europa, Wandlungen im Fernen 
Osten.) Diese Entwicklung hat in der letzten Zeit beschleunigtes Tempo angenom- 
men. Die radikalen Bauernorganisationen wuchsen zahlenmäßig von 1922: ııı& 
auf 1929: 3866, nach Mitgliedern von 132 000 auf 301000. Infolge der Industrie- 
krise haben bereits Rückwanderungen anfs Land eingesetzt und rufen eine weitere 
Verschärfung in der Lage der Bauernschaft hervor. 


3. Weltpolitischer Ausblick 


Japan sucht den Ausweg seiner wirtschaftspolitischen Not in der Eroberung 
chinesischen Landes, das Raum und Betätigung für seine Bauern, Bodenschätze für 
seine Industrien geben soll. Japan hat richtig erkannt, daß es nur ein von ihm ab- 
hängiges China oder ein von China dereinst abhängiges Japan geben kann. Über 
diese innerasiatische Frage hinaus hat Japan durch seinen Einmarsch in die Man- 
dschurei, seinen Überfall auf Schanghai das „Internationale Wespennest“ aus den 
Genfer Friedensschalmeien aufgescheucht. — Der eurasische Hauptfeind Japans ist 
jedoch noch nicht China, sondern Sowjetrußland. Die russische Ausfuhr nach 
der Mongolei ist von 1927/28: 7,7 auf 1928/29: 9,9 auf 1930: 16,4 Millionen Rubel 
gewachsen, die Zahlen für die Ausfuhr nach Westchina sind 10,6; 16,0; 15,2. — 

Tokio und Paris sind — außer anderen Gemeinsamkeiten („Heiligkeit der Ver- 
träge“) — die Reorganisatoren der zweiten Wrangelarmee (vgl. The Nation, New 
York, 24. I. 32). — USA. und England fürchten einen weiteren Machtzuwachs 
Japans im Stillen Ozean. — Japans Weg nach Australien führt über die ehemals 
deutschen Südseeinseln. Die USA. fühlen sich aus Prestigerücksichten verpflichtet, 
Flottenlandungsmanöver größten Stils auf Hawai zu veranstalten. 

Mit dem Krieg gegen China haben die regierenden Mächte Japans die Existenz 
des gesamten japanischen Volkes und ihre eigene auf eine Karte gesetzt. Die 
akuten wirtschaftspolitischen Probleme lassen sich keinesfalls so lösen. Wohl aber 
muß bei einem Fehlschlag der weitgespannten Festlandspläne damit gerechnet wer- 
den, daß schwere soziale Erschütterungen eine Umgestaltung der feudal-kapitalisti- 
schen Staats- und Wirtschaftsordnung erzwingen. 


PAuL OSTWALD: 
Japans Schöpfungslegende und japanische Staatsauffassung 


Wer die Eigenart japanischer Staatsauffassung richtig begreifen will, wird aus- 
gehen müssen von der japanischen Schöpfungslegende, denn in ihr sind die Grund- 
lagen für die besondere Stellung und das hohe Ansehen des Kaisers zu suchen, 
in dem sich auch heute noch für die Mehrheit der Japaner der Staat personifi- 
ziert. Im vollen Gegensatz zu den Schöpfungsgeschichten anderer Völker erzählt 
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nun aber die des japanischen Volkes nur die Erschaffung Japans. Das Götterpaar 
Izanagi und Izanami standen auf der fließenden Brücke über den Wassern, sie 
tauchten ihren Juwelenspeer in das Wasser, und aus dem vom Speer herab- 
tropfenden Meereswasser bildeten sich die japanischen Inseln. Izanagi aber er- 
zeugte aus seinem linken Auge Amaterasu, „die vom Himmel scheinende Er- 
habene“, deren schimmernder Glanz das ganze Universum durchstrahlte. Sie sollte 
die Beherrscherin der Inseln werden. Daher noch heute das wiederhergestellte 
Symbol der Sonne auf den japanischen Nationalflaggen und Staatswappen. Weil 
aber die Götter das Kind Amaterasu so sehr liebten, wollten sie es nicht auf 
der Welt lassen, sondern sie versetzten es wieder an den Himmel, von wo Amaterasu 
ihren Enkel Ninigi auf die Erde sandte, um sie zu beherrschen. Er erhielt drei 
Zeichen seiner göttlichen Macht mit, die noch heute in Japan als die wichtigsten 
Kroninsignien verehrt werden: zunächst den achthändigen Spiegel, den Ninigis 
Nachkommen als die Verkörperung der Seele betrachten und verehren sollten. 
Wie die Legende erzählt, wurde dieser Spiegel bis zum Jahre 92 v.Chr. im 
Kaiserhause selbst verwahrt. Als dann aber der Kaiser fürchtete, daß der nahe 
Umgang und der tägliche Gebrauch Respektlosigkeit herbeiführen könne, brachte 
er ibn in einen Tempel, der dann später nach Ise verlegt wurde. Dort befindet 
sich noch heute der göttliche Spiegel. Ein späterer Kaiser ließ allerdings nach 
seinem Vorbild einen zweiten anfertigen, für den der Kaiserpalast die heilige 
Stätte bilden sollte, damit auch die Kaiser ihn dort anbeten konnten; aber die 
göttliche Verehrung genießt nur der Spiegel in Ise. Als zweites Zeichen seiner 
göttlichen Macht wurde Ninigi das Schwert Kusanagı mitgegeben, das sich im 
Tempel von Atsuta bei Nagoya befindet und nicht zu verwechseln ist mit einem 
anderen Schwert, dem Chrysanthemumschwert, das zwar auch zu den Kron- 
insignien gehört, aber von Kaiser Gotoba, der Ende des 12. Jahrhunderts regierte, 
eigenhändig geschmiedet wurde. Das dritte göttliche Zeichen Ninigis war ein 
kostbares Juwel, erinnernd an den göttlichen Juwelenspeer, das heute im Kaiser- 
tempel in Tokio aufbewahrt wird. Ihrem Enkel Ninigi aber gab Amaterasu 
folgenden Befehl mit: „Dieses Land der eintausendfünfhundert herbstlichen 
frischen Ähren des Schilfgefildes ist die Region, welche meine Nachkommen be- 
herrschen sollen. Gehe du, mein erlauchter Enkel, hin und regiere es! Möge 
das Blühen und Gedeihen der himmlischen Dynastie wie Himmel und Erde ohne 
Ende dauern.“ 

Der Enkel dieses Ninigi soll nun aber der erste Kaiser Japans, Jimmu, gewesen sein, 
dessen Regierungszeit in das 7. Jahrhundert v. Chr. verlegt wird. [Zeiten von Wede- 
meyer berichtigt. Hsg.] Auf ihn geht die unendliche und nach japanischer Auffassung 
ununterbrochene Reihe der japanischen Kaiser zurück, eine Reihe, die von Unendlich- 
keit zu Unendlichkeit, von Ewigkeit zu Ewigkeit reicht, und nicht etwa in dem phra- 
senhaft gewordenen Sinne, wie sich bei uns das Wort ewig in Verträgen und anderswo 
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erhalten hat, sondern in des Wortes wahrster Bedeutung. Es ist darum auch kein 
Wunder, wenn der Artikel ı der im Jahre 188g erlassenen japanischen Verfassung fol- 
gendermaßen lautet: „Das Kaiserreich Japan soll von einer seit undenklichen Zeiten 
ununterbrochenen Reihe von Kaisern regiert werden.“ Dieser Artikel enthält nicht 
nur eine sich aus der Vergangenheit ergebende und mit der Tradition überein- 
simmtende Feststellung, sondern er stellt auch zugleich eine für alle Zukunft 
geltende Forderung auf. Nichts ist darum auch verkehrter, als wenn wir diesen 
Artikel ı der japanischen Verfassung in seiner Bedeutung gleichsetzen wollten 
mit konventionellen Redensarten vom Gottesgnadentum der Fürsten, wie sie im 
konstitutionellen Zeitalter Europas noch als Überreste aus dem absolutistischen 
Zeitalter gang und gäbe waren. Wie dieser Artikel ı der japanischen Verfassung 
noch heute zu verstehen ist, das geht vor allem klar und eindeutig aus dem 
Kommentar hervor, den Fürst Ito, der eigentliche Schöpfer der Verfassung, dazu 
geschrieben hat. Hier heißt es nämlich: ‚In unserem Lande sind die Beziehungen 
zwischen Herrscher und Untertanen eingerichtet worden zu der Zeit, als der 
Staat zuerst gegründet wurde... Der heilige Thron Japans ist von den kaiser- 
lichen Ahnen ererbt und muß so auf die Nachwelt kommen, darauf beruht die 
Gewalt, den Staat zu beherrschen und zu regieren. Das japanische Reich muß 
sich bis zum Ende der Zeiten mit der kaiserlichen Dynastie identifizieren, die 
ununterbrochen in ihrer Linie ist, und der Artikel ı bedeutet, daß dieser Grund- 
satz weder in der Vergangenheit anders war, noch in Zukunft anders sein wird 
bis in alle Ewigkeit.“ Und zum Artikel 3 der Verfassung, der den Kaiser für 
unverletzlich und geheiligt erklärt, bemerkt Fürst Ito auch wieder in einer recht 
bezeichnenden Weise: ‚Der heilige Thron wurde errichtet zu der Zeit, als Himmel 
und Erde sich trennten. Der Kaiser ist vom Himmel gestiegen, göttlich und 
heilig; er ragt über alle seine Untertanen hinaus. Er muß Verehrung erfahren 
und ist unverletzlich.““ Diese Auffassung vom Kaisertum, wie sie Ito in seinem 
Kommentar zur Verfassung vertritt, gilt auch heute noch [wenn auch mit Ein- 
schränkungen! Horizontalbewegung: Der Hsg.]. Es handelt sich hier um ein 
durch die Tradition geheiligtes und feststehend gewordenes Dogma, an dem 
niemand /Siudenten? Waseda?] zu rütteln wagt. Bei aller Exaktheit der modernen 
historischen, geographischen, rassekundlichen and naturwissenschaftlichen For- 
schung, die heute auch in weitesten Kreisen des japanischen Volkes Eingang ge- 
funden hat, hält man eben doch fest an diesem nationalen Mythos; hier trennen 


sich Wissen und Glauben. Nur weil dieser Kaisermythos im japanischen Volke | 
immer so lebendig gewesen ist, erklärt es sich auch, daß das japanische Reich | 


den durch sein ganzes Mittelalter hindurchgehenden schweren Gegensatz zwischen 
dem Mikado und den Schogunen überstand. Zwar gelang es den Schogunen, 


die zunächst nur Feldherren der Mikados waren, diese mehr und mehr von der 


eigentlichen Regierung des Landes zurückzudrängen und alle politische Macht 
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in ihre Hände zu bekommen, so daß der Kaiser ohne jede Verbindung mit dem 
Volk Jahrhunderte hindurch als ein Gefangener in seinem Palaste in Kioto lebte. 
Aber ihn abzusetzen, dazu reichte eben doch die Macht der Schogune nicht aus, 
sondern sie vermochten diese vielmehr nur dadurch sich zu sichern, daß sie sich 
als die vom Kaiser mit der Regierung des Landes Beauftragten ausgaben. Das 
japanische Volk hat denn auch in ihnen nie etwas anderes gesehen, und nur so 
war es möglich, daß in dem Augenblick, in dem der Mikado Mutsuhito den 
Entschluß faßte, das Regiment wieder persönlich in die Hand zu nehmen, der 
Schogun abdankte und daß ohne allzu schwere innere Wirren das volle kaiser- 
liche Regiment wieder im Jahre 1868 eingerichtet werden konnte. Wie reibungs- 
los es gelang, ein System zu beseitigen, an das sich das japanische Volk seit 
dem Ende des ı2. Jahrhunderts gewöhnt hatte, das kommt noch heute in dem 
kaiserlichen Erlaß vom 10. Januar ı868 zum Ausdruck, in dem es ganz einfach 
heißt: „Der Schogun Keiki hat Uns vor kurzem ersucht, die Herrschermacht 
wieder anzunehmen, und Wir haben die Bitte gewährt. Die Staatsangelegenheiten, 
sowohl die inneren wie die äußeren, werden Wir von jetzt ab entscheiden.“ Wille 
und Entschluß des Mikados genügten eben, um den neuen Zustand zu sanktionieren, 
und die Massen folgten um so eher, als seit der Wende des Jahrhunderts der alte 
Schintoglaube wieder an Boden gewonnen und den von China übernommenen 
Buddhismus zurückgedrängt hatte. Damit aber hatten auch das Verlangen und 
das Sehnen der Massen wachsen müssen, den Mikado, als den göttlichen Nach- 
kommen Amaterasus, wieder in seine vollen Rechte eingesetzt zu sehen, und die 
Schogune mußten immer mehr als Usupatoren erscheinen. Kaisermythos und 
Kaiserlegende wirkten also hier in einem entscheidenden geschichtlichen Augen- 
blick der nationalen Entwicklung Japans mit und machten Geschichte. 


Der Einfluß auf Geschichts- und Staatsauffassung. 


Kein Wunder nun, daß bei dieser im japanischen Volke so stark lebendigen 
Kaiserlegende diese auch zurückwirken mußte auf die japanische Geschichtsauf- 
fassung. Immer, und bis in die neueste Zeit hinein, ist von den Japanern die 
Auffassung vertreten worden, daß das japanische Reich von jeher ein Einheits- 
staat gewesen sei. Um nur ein Beispiel anzuführen, so heißt es in einem modernen, 
von Japanern geschriebenen Werke: „Als der erste Kaiser Jimmu das Land er- 
oberte und das Kaiserreich gründete, vereinigte er in sich als dem Oberhaupt des 
Staates die Rechte der Herrschaft und des Oberbefehls über die Land- und 
Seemacht, wie es der jetzige Kaiser den Bestimmungen der Verfassung gemäß 
tut. Der Kaiser Jimmu ernannte aus seinem Gefolge seine Staatsminister, die 
in Friedenszeiten die Regierung leiteten und in Kriegszeiten den Generalstab 
bildeten.“ Die europäischen Historiker folgten ohne Argwohn dieser allgemeinen 
Auffassung, bis es vor einigen Jahren in tiefschürfenden Untersuchungen dem. 
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deutschen Japanologen Karl Florenz gelang, sie als Legende und eine künstliche 
Korstruktion aufzudecken. Wie Florenz überzeugend hat nachweisen können, darf 
von einem von Anfang an vorhandenen japanischen Einheitsstaat, der von dem 
Mikado regiert wurde, gar keine Rede sein. Vielmehr war Japan ein ganz loser 
Geschlechterstaat; um das Geschlecht, d.h. um die Gemeinschaft, welche die 
gleichen Ahnen verehrte, drehte sich alles. Wenn nun unter den Häuptlingen 
der verschiedenen Geschlechter der von Yamato sich eines besonderen Ansehens 
erfreute, wenn dieser unter den sonst gleichberechtigten Häuptlingen eine über- 
ragende Stellung einnahm und man in ihm den „zusammenfassenden Herrn“ 
verehrte, so ist das allein aus seiner göttlich-priesterlichen Natur zu erklären. 
Er galt als Nachkomme der Sonnengöttin Amaterasu, und deshalb wurde auch 
der Kult seiner Ahnen zu einem allgemeinen Kult. Wie und wann das geschah, 
wissen wir nicht, aber diese Tatsache wird uns in dem Augenblick erkennbar, als 
der Sonnenkult aus dem Hause des Yamatohäuptlings in ein öffentliches Heilig- 
tum verlegt wurde, zunächst nach Kasanui bei Yamato, später nach Ise. Poli- 
tischen Einfluß, politische Macht über die anderen Häuptlinge und Geschlechter 
besaß also der Führer des Yamatogeschlechtes oder Mikado nicht. Wenn er diese 
später erhielt, so ist das erst auf chinesischen Einfluß zurückzuführen, wie ja 
dann die Japaner überhaupt im 5. nachchristlichen Jahrhundert mehr und mehr 
ihren Staat und ihre Kultur nach chinesischem Beispiel umzuformen begannen. 
Denn nach chinesischer Auffassung gehörte dem Himmelssohn auch die Herr- 
schaft über die Welt, und so folgerte man auch für den Mikado, daß ihm die 
politische Macht über die anderen Geschlechter zukomme. Das ist dann auch 
geschehen, allerdings nicht ohne schwere Kämpfe des Mikados mit den ver- 
schiedenen Geschlechtern, wovon uns die erhaltenen Nachrichten aus dem 6. nach- 
christlichen Jahrhundert zur Genüge zu erzählen wissen. Festzuhalten aber ist, 
daß damit ein fremdes Element in die ursprüngliche nationale Überlieferung 
hineingekommen ist, das aber dann die Jahrhunderte überdauerte und noch heute 
mächtig ist. In einem sehr wichtigen Punkte aber hat sich dennoch die alte 
japanische Tradition stärker erwiesen als die chinesische Staatsauffassung; der 
Mythos von der göttlichen Abstammung des Mikados siegte auch hier über den 
sonst so starken und auf allen Gebieten des politischen wie kulturellen Lebens 
in Japan sich breitmachenden chinesischen Einfluß. Auch in China galt der 
Kaiser als Himmelssohn, aber er mußte diese seine Stellung als Beauftragter 
des Himmels auch durch seine Tugend beweisen. Machte er sich einer Vernach- 
lässigung seines hohen Amtes und seines hohen Auftrages schuldig, so hatte das 
Volk das Recht, ihn abzusetzen. Diese chinesische Auffassung hat in Japan 
niemals Fuß fassen können; man hielt fest an dem Grundsatz der Legitimität 
des Herrscherhauses von Yamato, man hielt fest an der Auffassung von der 
göttlichen Dynastie und an dem Glauben an das durch die Götter allein zur 
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Herrschaft gesetzte Geschlecht. Daraus erklärt sich die uns Abendländern recht 
eigentümliche japanische Auffassung, daß die Person des Kaisers an sich gleich- 
gültig ist. Zunächst ist dem Japaner der Kaiser nicht der Kaiser Mutsuhito, der 
Kaiser Hirohito, so wie wir vom Kaiser Barbarossa, Kaiser Wilhelm sprechen, 
sondern er ist eben der vom göttlichen Willen verordnete, unpersönliche Ver- 
treter des Reiches. In ihm verkörpert sich das Reich, wobei ganz gleichgültig 
bleibt, welche Staatsform dieses Reich hat. 


Zersetzungserscheinungen. 


Man ist sich in den in Japan sowohl in politischer wie geistiger Hinsicht führen- 
den Schichten selbstverständlich klar darüber, welche Bedeutung für den inneren 
nationalen Zusammenhalt des Volkes der Pflege dieses Kaisermythos noch heute 
zukommt. Daß infolge der stärkeren Industrialisierung des Landes und des da- 
durch bedingten größeren Anwachsens der proletarischen Massen in den Städten, 
daß durch die Verbreitung bolschewistischer Ideen in diesen Massen dem Kaiser- 
mythos heute gewisse Gefahren drohen, kann nicht übersehen werden. Das im 
Dezember 1923 auf den damaligen Prinzregenten Hirohito ausgeführte Attentat, 
das wohl zweifellos auf bolschewistische Propaganda zurückzuführen ist, wirft 
ein deutliches Schlaglicht auf diese Gefahren. Um so mehr ist man natürlich 
bemüht, mit allen Mitteln solchen als staatsfeindlich gekennzeichneten Ideen ent- 
gegenzutreten, wie das ja auch durch das im Jahre ıg24 angenommene Gesetz 
zur Sicherung des inneren Friedens zum Ausdruck kommt, das etwa mit unseren 
bekannten Sozialistengesetzen verglichen werden kann. Dennoch dürfen diese Ge- 
fahren, wie es oft geschieht, nicht überschätzt werden. Die in der Familie, in 
der Schule, im Militär gepflegte heilige Tradition, der im japanischen Volke 
stark lebendige nationale Stolz sind wertvolle Bollwerke gegen solche umstürz- 
lerischen Ideen. Der einzelne kommt schwer aus dem Bann des Mythos heraus. 
Dazu sind der freien Willensmeinung gerade in dieser Hinsicht engste Grenzen 
gezogen; denn sowohl in den Vorschriften für die Universitäten wie für die 
religiösen Gemeinschaften heißt es, daß nichts gelehrt werden darf, was sich nicht 
mit den Pflichten der Untertanen und deren staatsbürgerlichem Denken verträgt. 
So ist im Jahre 1928 eine neue Behörde geschaffen worden, die zur Aufgabe 
hat, darüber zu wachen, daß die Jugend richtig gelenkt wird. 63 Aufseher und 
70 Assistenten sind ernannt worden, die an Universitäten und an den höheren 
Schulen eine scharfe Kontrolle über Lehrer und Professoren ausüben sollen. Man 
ist also den gefährlichen Ideen überall auf der Spur. Denn die Pflege echt 
japanischer Tradition, die dem Staat und der Familie das starke Übergewicht 
über den einzelnen gibt und auf der die Zukunft Japans beruht, darf nicht 
erschüttert werden. Gehen diese Grundlagen der heutigen und seit Jahrhunderten 
geltenden japanischen Staatsauffassung zugrunde, so sind die schwersten innen- 
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politischen Wirren für Japan zu erwarten. Nicht umsonst hat auch der an sich 
modern denkende Kaiser Hirohito größten Wert darauf gelegt, im November 1928 
seine Krönungsfeierlichkeiten unter Entfaltung aller überlieferten mittelalter- 
lichen Zeremonien zu begehen, denn diese sollten in erster Linie mit dazu dienen, 
die Tradition der japanischen Staatsauffassung im Volke lebendig zu erhalten, 
sollten es im Glauben daran stärken, daß nur unter diesem Zeichen seine Zu- 


kunft gesichert ist. 


RUDOLF GÜNTHER: 
Umformung im Osten abseits der Brennpunkte 


Bei der Betrachtung der sich jetzt abspielenden Ereignisse in China und Indien 
ist man nur zu leicht geneigt, darin nichts weiter zu sehen als Vorgänge, die auf 
die betreffenden Gebiete beschränkt und nur für diese als äußerlich bemerkbare 
Zeichen einer Umformung zu werten sind. Das trifft aber keinesfalls zu. Sie sind 
vielmehr Exponenten einer Umformung im ganzen Nahen und Fernen Osten, 
einschließlich der niederländisch-indischen und philippinischen Inselgruppen. Die 
Umformung ist überall zunächst in der Hauptsache politischer Natur, da es sich bei 
den in Frage stehenden Gebieten um abhängige Länder handelt, die teilweise Ko- 
lonien europäischer Staaten, teilweise Hoheitsgebiete außereuropäischer Mächte 
sind und teilweise ihrer Selbständigkeit im eigentlichen Sinne durch alte Konzes- 
sionen, die fremden Staaten gewährt werden mußten, beraubt sind. Die Um- 
formung ist aber auch wesentlich sozialer Art und drückt sich in der Änderung der 
Stellung des farbigen Eingeborenen zum Weißen aus. Schließlich ist sie durch die 
Schöpfung heimischer Industrien in einzelnen Gebieten auch wirtschaftlicher Natur. 


Niederländisch-Indien 


Am wenigsten wahrnehmbar für den Europäer, der das Gebiet nicht aus eigener 
Erfahrung kennt, sind zweifellos die Änderungen im niederländisch-indischen Ko- 
lonialbesitz, die sich bis jetzt in der Hauptsache auf ein ‚Nachgeben Hollands be- 
schränken, wenn von Eingeborenen oder Mischlingen die Besetzung maßgebender 
Verwaltungs- oder Exekutivposten mit eingeborenen Menschen gewünscht oder ge- 
fordert wird. Freilich sind auch heute noch die höchsten Verwaltungsposten, ins- 
besondere natürlich die des Gouverneurs, der Befehlshaber der Kolonialregimenter 
und der Flotte, die im indischen Gebiet stationiert sind, von Holländern besetzt. 
Aber bis hinauf zu den höchsten Gerichtsinstanzen, bis zu Verwaltungsorganen, die 
man in Deutschland vielleicht mit Kreishauptleuten oder Regierungsbezirkspräsi- 
denten vergleichen kann, sind Eingeborene und Mestizen zu finden, denen in 
manchen Fällen sogar weiße Hilfsarbeiter, Sekretäre etwa, unterstehen oder, sel- 
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tener, beigeordnet sind. Die weiche kluge Hand Hollands, die ernsten Forderungen 
nachgibt, versucht damit nicht, eine Bewegung nach Selbständigkeit und Unab- 
hängigkeit aus der Welt zu schaffen; sie will in weiser Erkenntnis der Dinge, 
durch Besänftigen und Zugeständnisse, den endgültigen Verlust Indiens soweit wie 
möglich in die Zukunft schieben. Trotzdem lassen sich offene kleine Revolten nicht 
immer vermeiden, sondern nur, da sie bis jetzt nie von seiten der Eingeborenen klug 
genug vorbereitet worden sind, durch überraschendes und überaus starkes Zu- 
schlagen mit modernsten Waffen im Keime ersticken. 

Die Anzahl der Eingeborenen und die der Mischlinge, die sich an Intelligenz und 
Erziehung mit dem Durchschnitt eines Europäers vergleichen läßt, ist zwar im 
Verhältnis zur Gesamtbevölkerung des holländischen Kolonialbesitzes in Indien 
heute noch gering, aber dafür dauernd im Wachsen begriffen, während die Anzahl 
der weißen Leute kleiner wird durch Abwanderung infolge der überaus schlechten 
Marktlage für tropische Produkte und das völlige Fehlen der sonst üblichen all- 
jährlichen Zuwanderung. Die Furcht vor dem weißen Mann und seiner Überlegen- 
heit — die einzige Garantie für sein Behaupten in einem Lande des Ostens — ist 
wie in allen tropischen Gebieten dieses Raumes, in anderen schon vorher, mehr 
und mehr auch in Niederländisch-Indien im Schwinden begriffen und hat in grö- 
ßeren Siedlungen wie in Soerabaja, Batavia, Medan, Padang usw. schon fast einem 
Gefühl der Gleichberechtigung Platz gemacht, das wesentlich unterstützt worden ist 
durch ein sehr wenig ausgeprägtes Rassebewußtsein des Holländers. Man wird kaum 
ın einem Lande des Ostens, vor allem des tropischen Ostens, so viel Mischehen zwi- 
schen weißen Leuten und eingeborenen Frauen finden wie in Holländisch-Indien. 
Die aus solchen Ehen stammenden Kinder stellen das größte Gefahrenmoment für 
die weiße Rasse im Osten dar, denn sie sind eng genug mit ihr verwachsen, um sie 
nicht mehr zu fürchten, und stehen dem Eingeborenen nahe genug, um ihn besser 
zu kennen, als es der Weiße im allgemeinen tut, für den die Psyche des Farbigen 
wohl immer ein Rätsel bleiben wird. Auf Grund dieser Kenntnis und ihrer besseren 
Erziehung, die sich in den weitaus meisten Fällen durchaus auf europäischem 
Niveau hält, sind sie sehr wohl imstande, die Masse der Eingeborenen zu beherrschen 
und mit sich zu reißen. Von diesem Kreis Menschen wird auch das Hauptkontingent 
für das niederländisch-indische Parlament gestellt. 


Die Philippinen 
Gehen wir vom holländisch-indischen Borneo etwa zwei Schiffstagereisen weiter 
östlich, so sind wir in den Philippinen, die unter amerikanischer Hoheit seit 1898 
stehen. Sie sind keine Kolonie der Vereinigten Staaten, wie etwa Sumatra von Hol- 
land und kein Dominion wie Kanada von England, sondern ein parlamentarischer 
Staat unter der Oberhoheit und dem Schutze der Vereinigten Staaten. Oberster Re- 
präsentant Nordamerikas in den Philippinen ist ein Generalgouverneur. Die Ge- 
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schicke der Inseln werden von einer vom Volke gewählten Vertretung bestimmt. 
Der Gouverneur hat nicht das Recht, ein Gesetz dem Parlament vorzuschlagen oder 
ein Gesetz zu erlassen, sondern kann nur gegen ein Gesetz Widerspruch erheben. 
Ist ein Gesetzentwurf dreimal vom amerikanischen Generalgouverneur zurück- 
gewiesen und daraufhin durch eine vierte Lesung wieder vom Parlament angenom- 
men worden, so gilt das Veto des Gouverneurs als nichtig und der Entwurf wird 
gegen seinen und den Willen der amerikanischen Regierung Gesetz. 

Alle Verwaltungsinstanzen, wie das Ministerium für Forstwirtschaft, für Gesund- 
heitspflege, für Handel und Verkehr usw. sind fast ausnahmslos von Philippinern 
eder Mischlingen besetzt. Der Leiter der Universität, des staatlichen Konserva- 
toriums, der staatlichen Bibliothek sind Philippiner. Lediglich das Unterrichts- 
wesen und einige andere kleiner Ressorts werden von Amerikanern geleitet. 

So klug der Amerikaner als Kaufmann ist, so ungeschickt ist er im Gegensatz 
zum Holländer und Engländer als Kolonisator. Er hat Unsummen in die Philip- 
pinen gesteckt, um das Gesundheitswesen zu verbessern, Straßen zu bauen, Häfen 
anzulegen und das Volk zu erziehen, aber er kann das Land nicht erschließen. Die 
große Insel im Süden des Archipels, Mindanao, ist ein ungemein fruchtbares Land, 
das dazu noch außerhalb des gefürchteten Taifungürtels liegt, das keiner künst- 
lichen Bewässerung bedarf, weil es im Gebiet regelmäßiger Regen liegt, und doch 
besitzt die Insel nur in der Nähe der Küste ein paar Straßen, während das Innere 
absolut verschlossen ist. Dabei fand der Verfasser, der die Insel im vorigen Jahre 
durchkreuzte, eine überaus üppige Vegetation auf einem durchgängig sehr frucht- 
baren Boden. Die Vereinigten Staaten haben die enorme Schätze in sich bergenden 
Philippinen während der Zeit des Gouverneurs Taft aus der Hand gegeben, der den 
Inseln offen die Unabhängigkeit versprach. Sie wird offiziell erklärt, sobald die 
Philippiner bewiesen haben, daß sie reif zur Selbstverwaltung sind. Das ist nur 
eine Frage der Zeit. 

Im vorigen Jahre war der Kampf und die Propaganda für die Unabhängigkeit 
in den Philippinen so heftig entbrannt, daß vom Präsidenten Hoover ein amerika- 
nisches Regierungsmitglied, Secretary o£ War Hurley, nach den Philippinen ge- 
schickt wurde, um zu untersuchen, ob es ratsam ist, dem Gehiet jetzt die Unab- 
hängigkeit zu geben. Mr. Hurley hat einen Bericht über die Lage in den Philippinen 
ausgearbeitet, dessen Wortlaut noch nicht bekannt ist. Es ist aber Tatsache, daß der 
amerikanische Kongreß in seiner jetzigen Sitzungsperiode über das Schicksal der 
Inseln entscheiden muß. Es ist weder anzunehmen, daß der jetzige Zustand der 
Abhängigkeit von den USA. erhalten bleibt, noch zu erwarten, daß die absolute 
Unabhängigkeit ausgesprochen wird. Ganz wahrscheinlich trifft man eine Lösung 
der Mitte. Die weiße Rasse hätte aber damit ein weiteres und in diesem Falle ganz 
wesentliches Zugeständnis den Menschen des Ostens gemacht und ein überaus wert- 
volles Gebiet sich aus der Hand winden lassen. 
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Die Vorgänge in Indien und China sind bekannt. Japan muß kämpfen, denn es 
braucht Land für seine überquellende Bevölkerung und Märkte für seine Industrien. 
Wenn es auch noch einmal gelingt, in Indien, China und der Mandschurei frühere 
Zustände zu schaffen, so wird das immer nur für eine kurze Spanne Zeit sein. Der 
Brand wird weiterschwelen und über kurz oder lang mit elementarer Gewalt zum 
Ausbruch kommen, gegen die der weiße Mensch machtlos sein wird. Der Nahe und 
Ferne Osten ist der weißen Rasse als kolonisationsfähiges oder bereits kolonisiertes 
Gebiet verloren. Der weiße Mann im Osten als Pflanzungsleiter, Ingenieur oder 
Kaufmann hat ausgespielt und wird durch Eingeborene ersetzt, die sich ihr Wissen 
in Europa oder in den Vereinigten Staaten geholt haben, und darum dem Weißen 
bezüglich der Geistesschulung gleichgestellt sind, ihn aber durch ihre Anspruchs- 
losigkeit und Leistungsfähigkeit übertreffen, da sie ja in ihrem eigenen Lande sind, 
während jeder Weiße durch die klimatischen Schwierigkeiten sehr rasch erlahmt 
und verbraucht wird. 

Für Deutschland ist wichtig zu erkennen, was bei dieser Umformung verloren 
und gewonnen wird. Die Besitzungen und Konzessionen, die es in China hatte, hat 
es bereits durch den Krieg eingebüßt. Sie waren wirtschaftlich von geringer Be- 
deutung und streng beurteilt eine Farce, die sehr viel Geld gekostet hat. Als Ver- 
lust ist anzusehen, daß die deutsche Auswanderung nach dem Osten sehr zurück- 
gehen und mancher Auslandsdeutsche in die jetzt schon mit freien Arbeitskräften 
überladene Heimat zurückkehren wird. Wir gewinnen dafür etwas anderes: wir 
können mit allen Ländern, die Fertigwaren und halbfertige Industrieerzeugnisse 
exportieren, auf gleicher Basis konkurrieren. Das ist von überaus großer Bedeutung, 
von so großer Bedeutung, daß man sagen kann: Deutschland gewinnt bei der Um- 
formung im Osten. 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


„Geschichtsschreiber werden vermutlich das Jahr 1931 als das bezeichnen, in dem 
die menschliche Dummheit und der menschliche Egoismus eine große Gelegenheit 
weggeworfen haben — mit vernichtendem Ergebnis.“ So faßt der „Economist” in 
der wirtschaftlichen Übersicht für 1931 das Ergebnis weltweiter Erfahrung zusam- 
men, und wir können ihm nur in einem Punkt widersprechen: der bisherige Ab- 
lauf des Jahres 1932 läßt es nicht wahrscheinlich sein, daß künftige Historiker 
schon dem Jahr 1931 die Palme in bezug auf menschliche Dummheit und mensch- 
lichen Egoismus reichen werden. Die Ausgangslage freilich bleibt die gleiche; wir 
können sie nicht kürzer zusammenfassen, als es wieder der „Economist“ tut: „Ob- 
wohl Europa das Zentrum des Sturmes war, kann man auch die übrige Welt durch- 
forschen, ohne einen lichten Punkt zu finden.‘ Damit ist alles gesagt, was zur 
Wirtschaftslage der Welt zu sagen ist — es sei denn, man wollte feststellen, daß 
die wirtschaftliche Lage der Sowjetunion sich zum mindesten nicht verschlechtert 
habe. Das ist gegenüber 1929/30 richtig. Dann aber gilt es, die Ausgangslage zu 
werten: dabei sollte nicht vergessen werden, daß die jetzige Wirtschaftslage für 
einen großen Teil der Atlantischen Welt den Abstieg aus der „‚prosperity“ bedeutet, 
während Rußland mit ungeheurer staatskapitalistischer Härte langsam einen Ausweg 
aus einer Not sucht, die unvergleichlich größer ist als irgend etwas, das in Europa 
oder Nordamerika als Not bezeichnet wird. Einige Zahlen von allgemeiner Bedeu- 
tung seien aus dem russischen Aufbau festgehalten. Ende 1931 gelten 620% der 
bäuerlichen Wirtschaften, 79% der landwirtschaftlichen Nutzfläche als kollekti- 
visiert. Damit nähert sich eine große agrarpolitische Umwälzung ihrem vorläufigen 
Abschluß. In der Betriebsform der Kollektive hat man allerdings erhebliche Kon- 
zessionen an den Individualwillen der einzelnen Teilhaber machen müssen. Am 
stärksten ist die Kollektivisierung gerade in den reichsten Gebieten, auf den Weizen- 
böden Südrußlands und der Ukraine; gerade dorthin (ins Wolgagebiet, auch nach 
Westsibirien und Kasakstan) aber mußten Stalin und Molotow vor kurzem 
ı Million t Getreide senden, um dem Hunger und der Saatgut-Not eben der 
„reichsten“, daher am meisten „ausgekämmten“ Gebiete zu steuern, — ein bezeich- 
nendes Eingeständnis nicht nur der Organisationsfehler, sondern auch der (zu- 
nächst abgeleugneten) schlechten Ernte von 1931. — Ungünstig entwickelt haben 
sich Bergbau und Schwerindustrie. Zwar ist die Öl- und Kohlenförderung gegen- 
über 1930 noch gestiegen; aber die Eisen- und Stahlproduktion ist hinter dem 
vorigen Jahr zurückgeblieben; und die größte Schwäche des weitgespannten Reichs- 
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körpers liegt nach wie vor in den Mängeln seines Verkehrswesens. Die Bahnen sind 
ständig überlastet, die Straßen schlecht. Solange diese Schwäche des Verkehrs- 
gerippes — in Ausdehnung und Qualität — besteht, solange ist die Passivität der 
Sowjetunion (nicht der Dritten Internationale!) im Fernen Osten begreiflich; so- 
lange muß man auch in den Reden Litwinows in Genf ebenso die Schwäche sehen 
wie die Demonstration. Daß Rußland freilich nicht gewillt ist, irgendwelche An- 
sprüche aufzugeben, beweist der Verlauf der Paktverhandlungen mit Rumänien, wo 
man an der schönen Formel: „Grenzgarantie Rumäniens bis zum Pruth“ ins 
Stocken kam. Der Vertrag mit Polen ist paraphiert; solange die bessarabische Frage 
nicht aus der Welt geschafft werden kann, glauben wir nicht an seine Wirksamkeit. 
Und das Fehlen einer Sicherheit gegen Rußland wird wieder zu den stehenden 
Formeln in Genf gehören ... 

Der Auftakt der Genfer Abrüstungskonferenz hat in angenehmer Weise ent- 
täuscht. Der Nebel der Phrasen ist verhältnismäßig rasch verflogen. Die ‚„‚Sophisterei 
und Demagogie“ der Abrüstungsreden (harte Worte — aber sie stammen nicht von 
uns, sondern von Grandi, dem italienischen Außenminister) herrschte nur wenige 
Tage. Dann kamen die sachlichen Vorschläge, und der Gegensatz der Auffassungen 
trat klar und deutlich hervor. „Das Haupthindernis für die Abrüstung ist die fran- 
zösische Auffassung von ‚Sicherheit‘ “ schreibt der Genfer Korrespondent des ‚„‚Man- 
chester Guardian“. Und er fährt fort: „Daß diese Auffassung den Sieg davon- 
tragen sollte, ist kaum vorstellbar (wirklich? d. Ber.), denn unter den großen 
Mächten wird sie allein von Frankreich getragen, während alle anderen — die bri- 
tische Gemeinschaft der Nationen, die Vereinigten Staaten von Amerika, Rußland, 
Deutschland, Italien und Japan — ihr absolut widersprechen. Aber ohne Frankreich 
gibt es keine Abrüstung. Bis jetzt sind alle Versuche gescheitert, den Abgrund zu 
überbrücken zwischen der französischen Auffassung und derjenigen, die man als 
die britische bezeichnen könnte... Jetzt auf dieser Konferenz stehen die beiden 
Auffassungen einander hart und verbindungslos gegenüber... Alle Vorschläge 
waren realistisch, sogar dort, wo sie radıkal waren (ein Satz, der mehr von eng- 
lischer Psychologie verrät als viele dicke Bücher! D. Ber.)... Es war ein erfreu- 
licher Mangel an Hochgefühl und Stimmung. Dem Problem der Abrüstung, dem 
man bisher niemals ehrlich ins Gesicht gesehen hat, hat man sich endlich gestellt.“ 

„Das Problem ist jetzt: Kann der Graben überbrückt werden? Die Antwort: 
nur, wenn die französische Auffassung preisgegeben wird. Um gegenüber den Fran- 
zosen fair zu sein, muß gesagt werden, daß dieses Aufgeben von ihrer Seite eine 
große Sache wäre, denn ihr Inbegriff von ‚Sicherheit‘ ist Ungleichheit, d. h. ihre 
Waffenüberlegenheit über Deutschland. Diese Überlegenheit würde mit echter 
Abrüstung verschwinden. Echte Abrüsiung wäre daher zwar vereinbar mit 
der Außenpolitik der anderen Großmächte, aber nicht mit der französischen seit 


dem Krieg.“ 
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‚Was von Frankreich verlangt wird, ist daher nicht so sehr das Einverständnis 
zu irgendeiner Art von Vereinbarung über Einschränkungen oder Begrenzungen, 
sondern die Durchführung eines grundsätzlichen Wechsels in seiner Außenpolitik 
— und das ist sehr viel verlangt. Frankreich ist jetzt völlig isoliert unter den großen 
Mächten; denn sie sind alle für Gleichheit oder zum mindesten nicht dagegen...“ 

„Ein Prinzip — das jeder Vorstellung von Gleichheit innewohnt — von den 
meisten großen Mächten anerkannt, ist die Notwendigkeit einer Trennung zwischen 
offensiven und defensiven Waffen und die Beseitigung der ersteren. Dieses Prinzip 
ist vielleicht der wichtigste Beitrag, der bis jetzt zur Gestaltung der Konferenz ge- 
macht worden ist; denn, einmal angenommen, wird es die Abrüstung aus der läh- 
menden Irrealität mathematischer Relationen und Paritäten befreien. Aber es ist 
völlig unverträglich mit der französischen Auffssung. Die französische Idee 
ist nicht eine Idee der Verteidigung, sondern des Angriffs...“ 

So klar sieht ein englischer Beobachter die Gegensätze in Genf. Nichts ist be- 
zeichnender für die Machtstellung Frankreichs, als der sichere Glaube der Fran- 
zosen, daß es, der Gefolgschaft Polens und der Kleinen Entente sicher, gegen den 
Widerstand der übrigen Mächte seinen Standpunkt durchsetzen wird. Stabilisierung 
der Verträge — und wenn irgendwie abgerüstet werden soll, dann in der Form, 
daß ein von Frankreich beherrschter Völkerbund mit Hilfe der ‚„abgeschafften“ 
schweren Waffen, der Flugzeuge, Unterseeboote, Tanks und Gasbomben die Polizei 
in Europa bilden soll. Die Vorschläge, die von Tardieu mit großem Effekt ver- 
treten wurden, stammen zwar nicht von ihm (die Ausarbeitung stammt noch von 
Maginot und seinen Mitarbeitern im Kriegsministerium und Generalstab) — aber 
sein Auftreten in Genf hat doch genügt, um ihn auch in Paris wieder an die Spitze 
der Macht zu bringen. Für wie lang, ist freilich eine Frage der demnächst bevor- 
stehenden französischen Wahlen. Deren Ergebnis wird für die Weiterentwicklung 
nicht nur der Rüstungsfragen von Bedeutung sein *). 

Daß die innere Auseinandersetzung in Frankreich eine gewisse Schärfe erreichen 
wird, ist vorauszusehen. Die Mittel der Kriegsindustrie werden dabei wichtig sein. 
— Jahre hindurch hat man den Einfluß der Ölwirtschaft auf weltpolitisches Ge- 


*) Eine Seitenbemerkung, die wir an dieser Stelle nicht unterdrücken möchten: Die regio- 
nale Verteilung der Wahlstimmen einzelner Parteien ist ein Gegenstand, der einmal ein- 
gehender Untersuchung wert wäre. Wir empfehlen, gerade bei den französischen Wahlen auf 
die grundsätzlichen Unterschiede zwischen Südfrankreich und Nordfrankreich zu achten, aber 
auch auf die Sonderstellung einzelner alter Provinzen, wie der Bretagne auf der einen, der 
Dauphin& auf der anderen Seite. Selbst in so ephemeren Gebilden, wie es die meisten Parteien 
sind, kommen wesentliche Strukturelemente des Landes zum Vorschein. Das gilt nicht nur 
für Frankreich. Die regionalen Wurzeln auch der deutschen Parteien sind ohne weiteres 
erkennbar. Die bevorstehenden Wahlen vor allem in Preußen werden in manchen Erschei- 
nungen leichter verständlich werden, wenn man die räumliche Gliederung der Parteien kennt, 
und sich z. B. für Preußen klarmacht, daß die alten preußischen Kerngebiete seit ıg18 ganz 
überwiegend von Kräften beherrscht werden, die ihre Stärke in den wirtschafts- und be- 
völkerungsstarken Provinzen haben, die den Annexionszuwachs von ı8ı4 und 1866 bilden. 
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schehen vor allem in Vorderasien, Mittel- und Südamerika in den Vordergrund ge- 
zogen. Augenblicklich ist es nötig, auf den Einfluß hinzuweisen, den die reine 
Kriegsindustrie hat. Im französischen Parlament sind vor kurzem interessante Auf- 
schlüsse über die Querverbindungen von Schneider-Creusot und Skoda gegeben 
worden. Während der Abrüstungskonferenz gehen die — verbotenen! — Waffen- 
und Munitionstransporte nach Ostasien, und die Aktien der Rüstungswerke steigen 
ebenso wie die der Suezkanalgesellschaft. Hinter Schneider-Creusot steht die fran- 
zösische Regierung, hinter dem Suezkanal die englische. Und Schanghai ? 

Das Versagen des Völkerbundes in Ostasien gehört, soweit es Ostasien berührt, 
nicht in diesen Bericht. Aber es berührt nicht nur Ostasien. Der Völkerbund er- 
weist sich — woran wir nie gezweifelt haben — unfähig, die Aufgaben zu bewäl- 
tigen, die ihm als erste und wichtigste gestellt wurden. Wo eine Großmacht den 
Frieden bedroht, muß der Völkerbund schweigen. Daß er nicht einmal imstande 
oder nicht willens ist, einen litauischen Rechtsbruch zu ahnden, ist ein Zeugnis von 
Schwäche, das uns fragen läßt, ob es nicht zweckmäßig wäre, den Bau des Völker- 
bundpalastes ein für allemal einzustellen. Daß dieses Gefühl auch in Genf geteilt 
wird, beweist uns der Rücktritt Sir Eric Drummonds. 

Die Haltung der englischen Regierung in fast allen wichtigen Fragen ist längst 
nicht so klar und folgerichtig, wie man es von der Nationalregierung erwarten 
mochte. Nur in einem Punkt ist — von einem durchaus uneinigen Kabinett — eine 
folgerichtige Politik getrieben worden: der Schutzzollgürtel um England ist so gut 
wie geschlossen. Nun fragt sich, wie weit es gelingt, das Zusammenwirken mit den 
Dominien so zu gestalten, daß der Reichskonferenz von Ottawa schon zur Eröff- 
nung ein gewisser Erfolg gesichert ist. Neben dem ‚‚Empire“-Zusammenschluß 
müssen aber auch die ständigen Versuche verfolgt werden, mit den Ländern des 
germanischen Nordens, die der Pfundentwertunng gefolgt sind, aber auch mit Hol- 
land zu einer engeren wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu gelangen. Der britische 
Wirtschaftseinfluß in den nordischen Staaten wächst. Er ist in Norwegen und 
Dänemark schon immer groß gewesen; er umfaßt in steigendem Maß auch die 
Ostseeländer — eine Entwicklung, die deutscher Wachsamkeit bedarf ... 

Ernsthafte Schwierigkeiten im Bereich der britischen Inseln tauchen in Irland 
auf. Dort hat die revolutionäre Partei De Valeras einen starken Wahlerfolg er- 
rungen. Ihr Regierungsprogramm verletzt in drei wesentlichen Punkten (Besei- 
tigung des Eides auf den König und des Generalgouverneurs, Einstellung der Zah- 
lungen an die enteigneten englischen Grundbesitzer) die mit England geschlossenen 
Staatsverträge. Es wird ein Gradmesser für die innere Stärke Englands sein, wie 
es sich einer möglichen irischen Herausforderung gegenüber verhält. 

Daß De Valera unter anderem auch die Vereinigung Ulsters mit Irland wünscht, 
ist nur von akademischer Bedeutung — es sei denn, er fühlte sich imstande, den 
Krieg gegen England und zugleich den Bürgerkrieg wieder aufleben zu lassen. 
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Immerhin wird es gut sein, eine gewisse Beunruhigung durch Irland unter die 
Hemmungen der englischen Politik für die .nächste Zeit mit einzurechnen. 

In den Vereinigten Staaten hat die Innenpolitik in doppelter Form alles außen- 
politische Interesse (selbst das an Ostasien) zurückgedrängt. Einmal beginnt das 
Interesse für die Präsidentennomination zu wachsen; dann beschäftigt man sich 
mit den großen wirtschaftspolitischen Ankurbelungsmaßnahmen der Regierung. 
Gegenüber Frankreich fühlt man sich in der Goldfrage sicher; innenpolitisch 
glaubt man, mit starker Kreditausweitung eine Belebung, vielleicht eine neue Welle 
von Optimismus erwecken zu können. 

Gegenüber Lateinamerika herrscht augenblicklich große Zurückhaltung, nachdem 
es in Mittelamerika nach einem kurzen Ausbruch in Salvador wieder still geworden 
ist und die größeren südamerikanischen Staaten den Südsommer unerwartet ruhig 
überstanden haben. Nur eine wichtige Tatsache sei noch hervorgehoben: Der 
Culebra-Durchstich ist wieder einmal von erheblichen Rutschungen heimgesucht 
worden. Sollten die Japaner gewußt haben, daß die amerikanischen Schlachtschiffe 
der atlantischen Flotte zeitweise nicht durch den Panama-Kanal fahren konnten ? 


KARL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Wie schwer es ist, einen ethisch, soziologisch und wirtschaftlich kaum zu leug- 
nenden Kriegszustand staats- und völkerrechtlich einwandfrei festzustellen, wenn 
nur wenigstens der eine Partner die Vorsicht braucht, das verpönte Wort Krieg nicht 
auszusprechen, und der andere, vom 19. IX. 3ı bis 31. I. 32, mit seinen amtlichen 
Streitkräften auszureißen und erst dann Gegenkräfte zu entfesseln, das mußte — 
(nach vergeblicher Benutzung des Völkerbunds- und Kelloggpaktes-Instrumen- 
tarıums) — der sonst in bezug auf fremde Rechte unbefangene u.s.-amerikanische 
Außen-Staatssekretär Stimson erfahren. 

Er winkte Japan mit dem Pariser Abkommen vom 27.8. 1928, mit dem Neun- 
mächtevertrag vom 6. 2. 1922, den doch U.S.A., Belgien, Britisches Reich, China, Frank- 
reich, Italien, Japan, Niederlande und Portugal unterschrieben haben (freilich nicht alle 
mit der gleichen Begeisterung, nun auch die großen Stiefel anzuziehen, „um Chinas 
Schlachten zu schlagen“); und er rannte vernehmlich die „Offene Tür‘ (Open Door 
Policy) in China ein, — bis sogar in Shanghai die Japaner darin standen. 

Aber es ist eben nicht leicht, ın einer an sich offenen Tür vorbeizukommen, 
wenn zwischendurch geschossen wird und fremde Leute dicht darin stehen, falls 
man nicht sehr starke und robuste Ellenbogen hat, die ja Stimson nicht fehlen, 
wohl aber vielen anderen, die ihm dabei helfen müßten. So gewährt es Freunden 
welthistorischer Eiertänze mancherlei Erkenntnis, den „Economist“ (16. ı. 1933, 
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S. 104: „The American note to Japan“ mit trefflicher Begründung) etwa der „Far 
Eastern Review“ (Nr. 12, Dez. 1931) gegenüberzuhalten, darin man ‚„‚den chinesi - 
schen Militarismus (nicht den j apanischen!) gehen heißt (must go!), und „den 
Silberstreif in der Mandschurei“ verkündet, die Anwendung des Neunmächtepaktes 
umgekehrt aber den ‚„Prüfstein der internationalen Moral“ nennt. „Economist“ 
aber stellt betrübt fest, „daß die 2ı Forderungen eine Woche nach dem Sinken der 
Lusitania überreicht worden seien“; „das japanische Abenteuer in der Mandschurei 
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im Weekend losging, wo sich Englands Abgehen vom Gold entschied“, und daß 
— bei der gegenwärtigen Verwicklung der U.S.A. in die Weltkrise Stimsons Nöte 
offenbar ein Tatenersatz und nicht ein Tatenvorspiel sei; in der malerischen Sprache 
eines chinesischen Beobachters: ‚Die Note habe einen Drachenkopf und einen 


Rattenschwanz.“ 
Immerhin: vom 19. 9. 37 (Mukden) bis Shanhaikwan habe die Zeit für Japan 


gewirkt; nun schwinge das Pendel zurück, denn die Mandschurei sei leichter zu 
nehmen als zu halten. Schwerer und schwerer fallen geopolitische Tatsachen ins 


Gewicht und schränken kratopolitische Willkür ein. 
So könnte Shanghai tatsächlich eine Wende bedeuten. So treffsicher — rein geo- 
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politisch gedacht — Japans Vorgehen in der Mandschurei war, so sehr halten wir 
ethisch, geopolitisch und wehrtechnisch den Kräfteeinsatz in Shanghai für verfehlt. 
Schon die wehrgeographische Problematik der Großstadt hätte ihn in dieser Form 
verbieten müssen. | 

Als Zeichen, wie ernst Japan die Weltlage nimmt, hat es am 23. ı2. 31 die 
Russenkriegs-Glanznummer des Kaiserhauses, den Prinzen-Feldmarschall Kotohito 
Kanin zum Chef des Generalstabs gemacht und den bisherigen Inhaber dieser 
wichtigen Würde, Hanzo Kanaya, in den obersten Kriegsrat die Treppe hinauf- 
fallen lassen. Prinz Kanin hat französische Soldatenerziehung in Frankreich genos- 
sen (Ende der achtziger Jahre) und sich Formen und Einstellung aus dieser Zeit 
erhalten: ein ausgesprochen romanischer Typ innerhalb uralter japanischer Rassen- 
hochzucht. Er weiß, wie Kugeln pfeifen, aus schwerem Maschinengewehrfeuer in 
der Schlacht am Schaho, wo er mit einer selbständigen Reiterbrigade am äußersten 
gefährdeten Flügel die Russen zurückbluffen half. Er wird eine Brücke leichteren 
Verständnisses zwischen Frankreich und Japan sein, und als scharfgeschnit- 
tener, in heiklen Lagen unerschütterter Herrenkopf sich von Völkerbundskünsten 
und Neunmächte-Feuerwerken nicht schrecken lassen. 

In einer gutgewählten Antithese setzt Reclams Universum (21. ı. 32) zwei Köpfe 
mit dem vorherrschenden Ausdruck diplomatischer Gerissenheit als „Schicksalver- 
bunden“ auf die Titelseite: Lord Willingd on und Gandhi! Als Hintergrund 
dient — symbolisch? — ein rotes Indien, in dem allerhand nur sehr allgemein 
schicksalsverbundene Städte angegeben sind: Delhi, Bombay (keine so schroffen 
Gegensätze, wie in der Skizze); Cawnpur (erprobter Unruheherd); Allahabad, 
Benares, Puna als Gandhis Gefängnis; Haiderabad — (wohl, weil dort eine Hand- 
voll Muhamedaner über Hindumehrheiten thront?) Mangalore... Der heiklen Fleck 
der Nordwestgrenze mit der Rothemdenbewegung deckt schonend Lord Willingdons 
Porträt, ungefähr an der Stelle, wo der Sukkurdamm eben eröffnet worden ist. 
Es wird nicht so leicht sein, das Feuer im Nordwesten auszulöschen, als es mit 
einem Vizekönigsporträt so beiläufig zuzudecken! 

Immerhin geschieht, was vorbeugende Klugheit leisten kann; und man wird alle 
Achtung davor haben müssen, wie in solcher Krise der anglo-indische Beamtenkörper 
die Nerven behält und sogar die Golddrainage zugunsten des valutaschwankenden 
Mutterlandes fortsetzen kann. 

Während die indische Kulturlandschaft vom verneinendem politischem Lärm er- 
füllt wird, sind den bisherigen Herren Indiens zwei Aufbauwerke von großer geo- 
politischer Tragweite gelungen: die Schaffung einer eigenen Verfassung für 
Birma, und damit die Loslösung von ı2 Millionen und 600000 qkm aus dem 
indischen Komplex zunächst in eine evolutionäre Entwicklung, und die Möglich- 
keit einer Verdoppelung der Bevölkerung der Landschaft Sind und ihres Ertrags 
durch die Vollendung der Sukkurtalsperre am Indus, etwa halbwegs zwischen seinem 
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Austritt aus dem eigentlichen Penjab in die Trockenlandschaft und seiner Mündung 
östlich von Karachi. Eine bedeutende technische Leistung hat seit Juli 1923 mit 
einem Aufwand von über 300 Mill. M. den Bau eines ı1/) km langen Stauwerks 
durch das jäh in seinen Schwellhöhen wechselnde Indusbett ermöglicht; im Anschluß 
daran versorgt ein Kanalsystem von etwa 10000 km Länge rund 2 Millionen Hektar 
mit künstlicher Berieselung, auf denen die 3 Millionen des Sind um 2la—3 ver- 
dichtet werden könnten. 

Werden diese Siedler Muhamedaner sein, so wird damit die Grundlage zu 
einem lebensfähigen westindischen Islamstaat von Tschitral bis Sind ge- 
legt — wenn England will; das Sind wird sich noch sicherer von Bombay ablösen, 
mit dem es zur Zeit widerwillig verwaltungstechnisch vereint ist; und die ozeanische 
wie die kontinentale Pfortenlandschaft, durch die einst der Islam herrenmächtig 
in Indien eindrang, könnten wieder zu einer Einheit werden, die sich auf England 
stützen muß, wenn sie nicht im überlegenen Zahlenmeer der Bengali und Hindus 
ertrinken soll. 

So kann die berühmte Sperre ein höchst modernes technisches Nationalheiligtum 
für den Indus-Tal-Islam werden; und die Gefahr für sein Bestehen würde der- 
einst nicht von dem gewaltigen Schwellhöhenwechsel des Indus oder aus der nahen 
Irangrenze, sondern aus dem Innern eines revolutionären Indien kommen, das eine 
zur Autarkie durch Berieselungskultur strebende, lebenswichtige Grenzlandschaft 
wieder in den großen Kessel oder Schmelztiegel zurückzwingen will: eine geotech- 
nische Riesenperspektive! — Die Geopolitik verzeichnet sie nur und mahnt zur 
Beobachtung. 

Für die Waffe des Boykotts- und Abwehrstreiks — neuerdings wieder gegen 
England geschärft — dürften hier natürliche Grenzen der Anwendbarkeit liegen. 

Auch unmittelbar in der Mandschurei — aber nicht in Gesamt-China. Einst- 
weilen kostet der chinesische Boykott nach Schätzung von M. Yonesato, 
Vorsitzendem der japanischen Handelskammer in Shanghai, den japanischen 
Handel und die Industrie rund 360 Mill. M.; an „eingefrorenen“ Gütern japa- 
nischer Herkunft liegen in Shanghai etwa für ı20 Mill. M. japanische Waren fest. 
Es ist ja auch keine befriedigende Verwendung für die überschüssige Handels- 
tonnage, aus Shanghai allein etwa 700000 Tonnen nicht abgenommene Waren 
heimzufahren. Textil-, Zucker-, auch Kohlenverkehr haben am meisten unter dem 
Rückstau eines plötzlich den Abruf und die Abnahme auch bestellter Ware ver- 
weigernden Riesenmarktes zu leiden, aber auch Papier-, Konserven- (Fischerei!) 
Industrie. Auf 70 Mill. M. wird der Rückschlagsverlust bei Versicherungs- und See- 
frachtengeschäft angeschlagen; und die frachtlosen Dampfer werden aufgelegt, 
können nur notdürftig den Linienbetrieb aufrechterhalten oder räubern sich in 
gegenseitiger Unterbietung das Restgeschäft weg. Passagiere, die dennoch japanische 
Fahrzeuge benutzen, wagen es darauf, von den Streikpiketts verprügelt oder gleich 
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beim Ausbooten ins Wasser geworfen zu werden. Das ist nicht ganz das gewaltlose 
Ideal der Idealisten Sun-Yat-Sen und Gandhi, aber es kommt eben leicht 
so, wenn der gewaltlose Widerstand hart auf hart zu gehen anfängt. 

So verstrickt sich das Inselreich mit jedem Schritt seiner Wirtschaftsaus- 
dehnung im Festland einwärts auch mit dessen Gedeihen oder Verderben. Aber 
nicht nur das: es beweist auch mit jedem Schritt reiner Machtausdehnung und 
Landerwerbs in der Mandschurei die Wahrheit des Ratzelschen Gesetzes über die 
räumliche Entwicklung der Staaten, daß der Sieger, indem er den Boden des Be- 
siegten betritt, sich ihm angleichen muß. Das geht nicht nur aus dem emsigen kon- 
tinentalen Wirtschafts- und Wissenschaftsbetrieb der Südmandschurischen 
Bahn, ja aus dem sachlich nüchternen Besetzungsplan von General Honjo her- 
vor, sondern auch aus Büchern, wie C. Walter Young: „Japanese jurisdietion 
in the South Manchuria railway areas“ (Baltimore, 1931; Hopkins), dann: „Japans 
special position in Manchuria‘ und „The international legal status of the Kwang- 
tung leased Territory‘ mit ihrer sorgfältigen Untersuchung der ursprünglichen 
russischen kontinental, eisenbahnpolitisch entstandenen Rechte, aus denen die der 
ozeanischen Macht entsprangen. 

Freilich trägt an den vertrackten mandschurischen Völkerrechtszuständen — die 
sie jetzt so emsig erforscht — (vgl. z. B. „Pacific Affairs, Jan. 1932!), neben den 
Russen, die angelsächsische politische Wissenschaft und Politik ein gehäuftes Maß 
von Schuld. Jahrzehntelang fortwirkend (englisch-japanisches Bündnis von 1902 bis 
1923) oder stoßweise drängend (U.S.A., Coleman: „Japan moves North!) hat sie 
alles getan, um das natürliche Volksdruckgefäll des vitalen Japan von den warmen 
Meeren, der Südostrichtung (Hawaii, pazifische Ostküste, Philippinen, Ozeanien, 
Australien) mit ihren eigenen Ausbeutungsgefilden abzulenken nach Nordwesten, 
gegen Amurland, Sibirien, Mandschurei. 

Sie ging dabei Hand in Hand mit dem Landheerklan von Choshu, den alten 
Staatsmännern, die hauptsächlich deshalb im Nordwesten die Linie des geringsten 
Widerstandes sahen, den japanischen Militaristen, die man sonst aus demokrati- 
schem Abscheu bekämpfte. 

Dadurch gerieten u.s.-amerikanische Seelen oft in Zwiespalt zwischen allgemei- 
nem Gerechtigkeitsstreben und dem Wunsch, die japanische Ausdehnungsnotwendig- 
keit auf andere abzulenken, der sie verhinderte, das Wirkliche zu sehen. So erging 
es sogar Elizabeth Green, der ausgezeichnet beobachtenden Herausgeberin 
der „Pacific Affairs“, einer der aufschlußreichsten Zeitschriften der indo- 
pazifischen Welt. Nachdem sie glänzend über den vierten panpazifischen Kongreß 
in Shanghai (vom 21. 10. bis 2. ır. 31, S. r—34) berichtet hat (so daß wir nur 
bedauern können, daß der atlantischen Welt trotz viel mehr Tagungen ein ähnliches 
Verständigungsorgan fehlt), bringt sie im Januarheft S. 4a—65 Tagebucheindrücke 
von großem Wert von ihrer Heimreise von Shanghai über Peping, Mandschurei, 
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Tokyo bis Honolulu, in die aber dieser angelsächsische politisch-wissenschaftliche 
Zwiespalt dennoch hineinklafft. 

Freilich wirft das rasende Tempo der ostasiatischen Dynamik viele Urteile von 
gestern für morgen um. So, wenn auf S. AA geschrieben wird: „Die chinesische 
Nationalregierung hat praktisch die erhoffte und zäh angestrebte Einigung mit 
Kanton erreicht“, so daß damit der „abgrundtiefe Pessimismus in der Luft“ etwas 
entkräftet scheint; und schon auf $.62 — rückschauend von Honolulu gesagt 
wird: ‚In China wird der Wechsel wohl mehr und mehr völliges Chaos bedeuten“, 
„so zerschellt ein Regime, das manche schwere... Krise... .seit 1927 überwettert hatte... 
schließlich auf den Felsen des Kommunismus und der Parteiwut (ist das nicht mehr 
eine Sandbank? D. Her.) — dorthin geblasen durch den Sturm einer fremden 
Einmischung“. Ein treffendes geopolitisches Bild! 

Das ist schön gesagt; und wir kleiden Meinungen über sonst mehr oder weniger 
befreundete Mächte gern in Zitate; aber es ist innerhalb weniger Wochen wider- 
spruchsvoll. Widerspruchsvoll ist auch, wenn in Tokyo geschrieben wird: „Dies sei 
wohl der Schwanengesang des traditionellen Militarismus im Fernen Osten“ (3. 12. 
31, S. 52), und auf S. 53 oben: „‚Kopfleisten der Zeitungen schreien vom „Feind“; 
vom „Jüngsten Zusammenstoß“; von der „Kampffront‘; vom „Fortschritt unserer 
Truppen nach Westen“ — ‚es ist schwer, all’ diese Tätigkeit, dieses planmäßige An- 
spornen des Patriotismus mit den feierlichen amtlichen Erklärungen zu vereinigen, 
daß in der Mandschurei kein Krieg geführt werde‘, und „Auf dieser Linie, und den 
allgemeinen Eindruck von Depression, der sich einem in Japan auf die Seele legt, 
noch vermehrend, liegt die entmutigende Einmütigkeit der öffent- 
lichen Meinung.“ 

Aber darin sehen andere gerade die Stärke des japanischen Volkes und Reiches, 
daß es— obwohl parteiwütig genug selbst für besondere, etwa deutsche Ansprüche — 
dennoch in Gefahrspannungen das Zerklüftende ausscheidet. 

Was dann im Anschluß über abweichende Meinungen von Intellektuellen, Studen- 
ten berichtet wird, besteht für sie gewiß zu Recht. Aber solche internationale 
Friedenstauben, wie die führenden Kräfte der pazifischen Bewegungen, sprechen 
eben in fremden Landen meist nur die kleine Schar von einigen hundert Intellek- 
tuellen und Außenseitern gleicher Meinung, um sich daran zu erfreuen, und nicht 
die in Bewegung geratenen Millionen. So könnte es auch in Japan sein. Darum 
haben wir schon einigemal die Meinung vertreten, daß der pazifischen Be- 
wegung als Gegenfeuer zur panasiatischen und ihrer ursprünglichen, leiden- 
schaftlichen Kraft etwas von des Gedankens Blässe Angekränkeltes, etwas Künst- 
liches anhafte, was eben besonders im Flackerlicht großer Volksleidenschaften er- 
kennbar wird, wie sie jetzt den Osten durchtoben. 

Denn das läuternde Feuer ganz großer volksumschmelzender und durchglühender 
Leidenschaft veredelt auch häßliche und fremdartige Züge in der Aufwärts- 
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bewegung der Monsunländer zur Selbstbestimmung mit seinem verschönen- 
den Zauber. Aus Achtung vor dieser Glut und Erkenntnis der Gefahr eines falsch 
gewählten Zugriffs halten sich die besten und die klügsten Geister der Mächte, die 
sonst wohl die Kraft zum Eingreifen hätten, in Angelsachsenländern, Frankreich 
und Rußland zurück, und überlassen es bis jetzt Kräften zweiten und dritten 
Grades, daran herumzupfuschen. Heiliges Feuer in statu nascendi gerät leicht 
außer Reichweite für rein intellektuelle politische Mache und Mächlerei; und 
erst im Niederbrennen kann sie sich wieder geltend machen und angekohlte Scheiter 
stehlen. 

Aber auch Menschen voll warmherziger Menschheitsgesinnung stehen dem Brand 
in China ratlos gegenüber: „Würde ein Weltkrieg, aus dem Schicksal dieser Land- 
schaft auflodernd, nicht die letzten Funken von Internationalismus gefährden?" — 
„Wenn die Völkerbundsübereinkommen gegen Angriff, wenn der Pariser Pakt, der 

‚kriegerischen Austrag von Streitigkeiten als rechtswidrig erklärt, bloße Papierfetzen 

sind; wenn große Welttribunale keine Formel finden können, Händel zu schlichten, 
und keine Macht, ihre Sprüche zur Geltung zu bringen, sondern sich Jahrhundert 
für Jahrhundert vor dem fait accompli beugen müssen“ — (nicht auch vor dem 
status quo, unter Verweigerung des Rechts, das mit uns geboren ist?) — „dann muß 
sich ja die Welt immer wieder Auge in Auge finden und ihre Sicherheit bedroht 
sehen angesichts des Gespenstes — und nicht nur des Alpdrucks, sondern der 
Wirklichkeit — irgendeiner kriegstoll (militarymad) gewordenen Weltmacht, die 
gekreuzigt, vernichtet werden muß, ehe der friedevolle Fortschritt (peaceful process) 
der Zivilisation andauern kann“. — Wie aber, wenn gerade diese Vorstellung der 
Grundirrtum wäre; — und das gelegentliche Amoklaufen einzelner Mächte nur 
der Ausbruch vulkanischer Natur gegen unzählige, über ihr abgelagerte Schichten 
von Lüge? Hier und dort also ist ein „Rückschlag des Idealismus“ zu beklagen (a 
setback to idealism); ein „Sumpf von Mißtrauen und Bitterkeit, aus dem ‚‚die 
Menschheit mit unendlicher Arbeit und Mühe den langsamen Weg nach oben | 
sucht...“ So die Stimme aus China. 

Seltsam: suchen wir die letzten Ursachen solcher gewiß schmerzlichen Entwick- 
lung, so finden wir im Westen und Osten der Alten Welt die Spuren großer Worte 
und Verheißungen und nicht gehaltener Versprechungen der U.S.A. und gewalt- 
samer, machtgieriger Eingriffe der Besitzvorgänger der S.S.S.R. Die Herren, die 
„Räuber der Steppe“, und die ahnungslosen Eingriffe der Inhaber der Nordhälfte 
der Neuen Welt, der „Räuber der See“, haben im ungewollten Gegenspiel das Un- | 
heil, das sie jetzt beklagen, über die Zerrungsräume der Alten Welt gebracht, die 
sie dann regelmäßig im Stich zu lassen pflegen. 

Deshalb üben wir herbe und mißtrauische Kritik an den guten Reden und 
Worten aus amerikanischem Munde, selbst wenn sie, wie in diesem Fall, aus 
bester Absicht und reinem Wollen kommen. Nur möchten China, Indien und | 
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Mitteleuropa jetzt Taten sehen, und es ist eigenartig, daß sich der hilfloseste 
Teil unter den großen Zerrungsräumen der Alten Welt, der Nahe Osten, zuerst 
zu voller Erkenntnis der wahren Urheber seiner Leiden und der Notwendigkeit 
gegenseitiger Hilfe zusammenzuschließen scheint, während in China, Indien, Mittel- 
europa verheißungsvolle Anläufe augenblicklich wieder auseinanderfallen, dabei 
auch von dem in seiner Art bewundernswerten Riesenkampf um Zeitgewinn des 
britischen Weltreichs und seiner Erbweisheit im Schaukelspiel mit Gegnern ge- 
täuscht. 

Es wäre ein Unrecht, die Leistungen für Ausgleich, die daneben einhergingen, 
zu verkennen. Gerade die Pazifische Tagung IV, mitten in so erregter Zeit 
in Shanghai, brachte eine Fülle von Beweisen dafür. Es war gewiß für Dr. Hu 
Shih nicht einfach, unverprügelt von chinesischen Studenten die Teilnehmer daran 
zu gemeinsamer Arbeit zusammenzuhalten: g Australier, 10 Kanadier, 31 Chinesen, 
ı9 Briten, ıg Japaner, 6 Neuseeländer, 5 Philippiner, 25 U.S.-Amerikaner, nur ı 
aus Niederländisch-Indien, dafür 4 vom Internationalen Arbeitsamt und ı vom 
Völkerbund. Darunter so viele „Kapazitäten“, wie Adams, Ayuzawa, Benitez, 
Chamberlain, Chang, Corbett, Green und Greene, Hsia, Massey, Matsumoto, J. Ni- 
tobe, Quigley, P. M. Roxby, Takayanagi, V. K. Ting, Tsurumi, die alle schon der 
„Geopolitik“ vorgestellt sind. Immerhin: es gab doch — während die Kanonen 
donnerten und Luftbomben flogen — ein Forum, vor dem die diplomatischen und 
wissenschaftlichen Apparate zum Wiedereinrenken der aus den Fugen gegangenen 
indopazifischen Welt offen zwischen Feinden besprochen werden konnten. — 


Das ist wenig, gewiß — aber besser, als nichts! 


GERHARD HERRMANN: 
Weltwirtschaftlicher Bericht: Die englische Wendung 


Daß das Zeitalter eines freien weltwirtschaftlichen, auf internationaler Arbeits- 
teilung beruhenden Waren- und Kapitalaustausches zu Ende geht, ist oft genug 
— auch an dieser Stelle — ausgesprochen worden. Am reinsten hat sich dieses 
liberale Wirtschaftssystem von jeher in Großbritannien verkörpert, dessen Entwick- 
lung infolgedessen eine geradezu symbolische Bedeutung für die historische Situa- 
tion des Systems als Ganzen hat. 

Erst innerhalb dieses Rahmens ist der Maßstab gegeben zur Beurteilung der 
britischen Wirtschaftspolitik, wie sie sich seit einem halben Jahr entwickelt hat. 
Diese Entwicklung vollzieht sich in drei Etappen, von denen zwei bereits vollzogen 
sind. Am ı9. September 1931 die Aufhebung der Goldeinlösungspflicht, die Abkehr 
von der Goldwährung. Vom November 1931 bis Februar 1932 die Einführung 
eines Schutzzollsystems. Im Juli 1932 die Reichskonferenz in Ottawa, auf der 
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die Möglichkeiten einer engeren wirtschaftlichen Zusammenarbeit des Mutter- 
landes mit den Dominien beraten werden sollen. 

Die Aufhebung des Goldstandards ist in der Hauptsache dadurch ausgelöst wor- 
den, daß Frankreich seine kurzfristigen Kredite aus England zurückzog, ohne daß 
die englischen Banken in der Lage waren, im selben Maße ihre Ausleihungen an 
das Ausland zu liquidieren, die entweder in Deutschland oder anderen Ländern 
„eingefroren“ waren oder infolge Zahlungseinstellung überseeischer Staaten oder 
Privatschuldner nicht realisiert werden konnten. So blieb zur Rückzahlung der 
von Frankreich erhaltenen Kredite nur die Bezahlung in Gold, die aber nur in 
begrenztem Umfange vorgenommen werden konnte. 

England beschritt trotz des damit verbundenen Prestigeverlustes als Finanz- 
zentrum diesen Weg, der zu einem 2Öprozentigen Sturz des Pfundkurses führte. 
Da vorläufig eine Preissteigerung im Inlande vermieden werden konnte, war durch 
die Kursdifferenz eine Erleichterung des Exportes englischer Waren gegeben, 
während umgekehrt der Absatz ausländischer Waren auf dem englischen Markte 
erschwert wurde. Freilich war gleichzeitig eine Erhöhung der Schuldenlast, soweit 
sie auf Gold, also etwa dem Dollar beruhte, gegeben. Doch nahm man diese Be- 
lastung in Kauf, da die meisten Schuldenverpflichtungen auf Pfundbasis beruhten, 
von dem Kurssturz des Pfundes also nicht berührt wurden, dieser Verlust auf die 
Gläubigerländer abgewälzt werden konnte. 

Der verstärkte Schutz des Binnenmarktes infolge der Pfundentwertung wurde 
aber nicht als ausreichend erachtet. Durch den Ausfall der Oktoberwahlen mit 
ihrer erdrückenden konservativen Mehrheit kam es zwangsläufig zu dem zweiten 
Schritt, der Einführung von Schutzzöllen. Diese Entwicklung vollzog sich in 
zwei Etappen. Zunächst die Einführung eines 5oprozentigen Wertzolles auf eine 
Reihe von Fertigwaren durch den Handelsminister Runciman im November und 
Dezember 1931, die sich insbesondere auf den deutschen Warenabsatz in England 
verheerend auswirkte und für viele Waren einem Einfuhrverbot gleichkam. Ver- 
bunden mit einer lebhaften Propaganda für den Kauf britischer Waren hoffte man 
hierdurch eine wesentliche Erleichterung des Arbeitsmarktes zu erreichen, eine 
Hoffnung, die sich aber nur in sehr geringem Maße erfüllte, um schließlich eine 
Aktivierung der Handels- bzw. Zahlungsbilanz zu erzwingen. Waren die ‚„Runci- 
manzölle“ des vergangenen Winters nur als Übergangsmaßnahme gedacht und ent- 
sprechend auf 6 Monate befristet, so gewann schließlich die englische Schutzzoll- 
politik ihren endgültigen Charakter durch die Erklärung des Schatzkanzlers Neville 
Chamberlain vom 4. Februar 1932, deren grundsätzliche Bedeutung für die eng- 
lische Wirtschaftspolitik, wie für die Gestaltung von Weltwirtschaft und Welthandel 
überhaupt nicht überschätzt werden kann, verschwindet doch hiermit das letzte 
große Freihandelsgebiet der Welt — allem Anschein nach endgültig — von der 
Bildfläche. Hiernach wird am ı. März auf die gesamte englische Einfuhr, mit Aus- 
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nahme weniger agrarischer Rohstoffe, wie Weizen, Fleisch, Wolle, Baumwolle, 
ein Wertzoll von 100/0 gelegt, von dem nur diejenigen Artikel ausgenommen sind, 
auf die bereits Zölle erhoben werden. Selbst industrielle Rohstoffe müssen also 
in Zukunft verzollt werden. Darüber hinaus kann auf ‚‚non-essential articles“ 
ein Zuschlagszoll bis zu 100% des Wertes erhoben werden. Als Grundgedanken 
seiner Zollgedanken hat Chamberlain die folgenden Prinzipien bezeichnet, die sich 
zwar teilweise widersprechen, immerhin aber für die Mentalität, aus der die neue 
englische Wirtschaftspolitik erwächst, sehr bezeichnend sind. 

1. Ausgleich der Zahlungsbilanz durch Erhöhung der Ausfuhr und Senkung der 
Einfuhr. 2. Steigerung der Staatseinnahmen ohne Steuererhöhung. 3. Vermeidung 
einer Steigerung der Lebenshaltungskosten. 4. Verminderung der Arbeitslosigkeit. 
5. Verbesserung der Produktionstechnik. 6. Schaffung von Verhandlungszöllen. 
7. Stärkung der wirtschaftlichen Verbundenheit des Empire. 

Selbstverständlich sieht man auch in England selbst die Gefahr von Repressalien 
des Auslandes, hofft aber, daß die Vorteile einer Stärkung des Binnenmarktes 
und eines vorwiegend interimperialen Güteraustausches diese unvermeidliche Ein- 
buße mehr als wettmachen werden. Denn die Aufgabe der Goldwährung und die 
Einführung eines Zollsystems stellen nur die negative Seite der englischen Wirt- 
schaftspolitik dar. Wendet man die Herauslösung aus der „Weltwirtschaft“ ins 
Positive, so ergibt sich der Versuch, das Empire wirtschaftlich auf sich selbst zu 
stellen. 

Diese riesige Aufgabe soll auf der Reichswirtschaftskonferenz von Ottawa im 
Sommer dieses Jahres in Angriff genommen werden. Um hierfür die Voraus- 
setzungen zu schaffen, wird man die neuen Zölle für die nächsten 5 bis 6 Monate 
nicht gegenüber den Dominien anwenden, um ihnen bei den kommenden Verband- 
lungen die Vorteile einer Vorzugsbehandlung auf dem britischen Markt vor Augen 
zu führen. Ja, nach den Ausführungen des Ministers für öffentliche Arbeiten 
Ormsby-Gore will man darüber hinaus Vorzugsabkommen mit außenstehenden 
Ländern abschließen und nötigenfalls den Weg der Zollunion beschreiten. Dieses 
System ist auf dem Schema bevorzugten Absatzes fremder Rohstoffe auf dem 
englischen Markt gegen Vorzugsbehandlung englischer Industrieerzeugnisse im an- 
geschlossenen Ausland basiert. Wie diese Regelung sich auch im einzelnen voll- 
ziehen mag, sie wird auf Kosten derjenigen Industrieländer gehen, die, wie Deutsch- 
land, außerhalb dieses neuen Wirtschaftsimperiums stehen werden. 

Das gegenwärtige System der Meistbegünstigung ist hiermit natürlich über den 
Haufen geworfen. Wie lange noch wird man aber in Deutschland diesen Fetisch 
verehren? Will man in Deutschland wirklich warten, bis es zu spät ist, hieraus 
die grundsätzlichen wirtschaftspolitischen Konsequenzen zu ziehen? Die englische 
Wendung und, im kleinen, der Übergang der Schweiz zum Kontingentsystem, 
zeigen deutlich, wohin der Weg gehen wird. 
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Invasionen hin und her 

Herr Tardieu hat als französischer Kriegs- 
minister und Führer der Delegation seines 
Landes auf der Abrüstungskonferenz in Genf 
auf die „drei Invasionen“ hingewiesen, die 
Frankreich in hundert Jahren durchgemacht 
habe. Der deutsche Reichskanzler, der seiner 
geformten Angriffslust leider nicht immer 
Raum gibt, hat diese Bemerkung vorbei- 
gleiten lassen und nichts darauf erwidert. 
Was ließe sich aber in Genf in der Absicht 
sagen, Tardieus geläufige Propagandaparole 
umzubringen und auch die Franzosen von 
einem Schlagwort freizumachen, das sie selbst 
an dem Frieden mit ihren deutschen Nach- 
barn immer wieder hindert?: 


»... Der Führer der Delegation eines 
großen Staates hat seine Haltung zu der 
Sicherung des Friedens durch Abrüstung da- 
mit begründet, daß sein Land in hundert 
Jahren drei Invasionen erlebt habe. Niemand 
wird einem Lande seine Sympathie verwei- 
gern, dessen Schicksal so schwer gewesen 
ist. Das Mitgefühl, das ich für ein solches 
Land aufbringe, ist um so echter, als die 
Geschichte meines Landes von einer noch 
größeren Anzahl Invasionen in einem nur 
wenig längeren Zeitraum berichtet. So ist 
Ihnen allen aus den europäischen Geschichts- 
büchern bekannt, wie bald nach Beginn des 
vorigen Jahrhunderts meine Heimat zehn 
Jahre hindurch von fremden Truppen besetzt 
war. Damals wurde die staatliche und gesell- 
schaftliche Struktur meines Vaterlandes durch 
fremde Eingriffe zerstört, umgeformt und 
neugestaltet. Das Deutschland und Frankreich 
gemeinsame Schicksal, Invasionen erlitten zu 
haben, wird noch deutlicher, wenn man sich 
an die Invasionen erinnert, die im Laufe 
dieses Jahrhunderts über die Grenzen meiner 
Heimat fluteten. Lassen Sie mich vor allem 
auf das Schicksal Ostpreußens bei Ausbruch 
der großen Katastrophe hinweisen. Die Jahre 
seit ı918, die eigentlich von freundnachbar- 
lichem Zusammenleben hätten erfüllt sein müs- 
sen, haben Deutschland dann nicht weniger 
als eine große und fünf kleinere Invasionen 
fremder regulärer und irregulärer Truppen 


gebracht. Aus diesen nicht weit zurückliegen- 
den Ereignissen wird es wohl verständlich, 
wenn die Sorge um die Sicherheit meines 
Landes nicht weniger lebhaft ist als die bei 
unseren Nachbarn. 

Wenn ich so die Tatsachen der Geschichte 
gegeneinander abwäge, so darf ich auch die 
Umstände nicht außer acht lassen, aus denen 
sie hervorgingen. Über die von dem Herrn 
Vertreter Frankreichs zuerst erwähnte Inva- 
sion wird sich zwischen ihm und mir sicher- 
lich ohne Schwierigkeit eine Einigung er- 
zielen lassen. Sie geschah nur in der Abwehr 
und Überwindung der vorhergegangenen zehn- 
jährigen Fremdherrschaft. Sie wäre sogar 
unterblieben, wenn das militärische Genie, 
das die französische Nation damals hervor- 
gebracht hatte, den vor Leipzig angebotenen 
Frieden der Verständigung angenom- 
men und sich mit seinem Schicksal, nicht 
mehr ganz Europa kommandieren zu dürfen, 
abgefunden hätte, bevor die Abwehr seine 
Hauptstadt erreichte. Was die Vorgänge an- 
langt, die zu den militärischen Auseinander- 
setzungen fast zwei Generationen später führ- 
ten, so ist es noch heutzutage nicht ganz 
leicht, die Verantwortlichkeiten zwischen den 
beiden, seitdem vergangenen Monarchien 
gleichmäßig zu verteilen. Immerhin wird man 
den Anteil der einen Regierung an der Ver- 
ursachung des Konfliktes nicht deshalb ge- 
ringer einschätzen, weil die Waffenentschei- 
dung sehr schnell gegen sie in ihrem eigenen 
Lande fiel. Die Tatsache der Invasion könnte 
eher ein Beweis für den Mangel an Augen- 
maß bei der einen Regierung als ein Beleg 
für ein Übermaß von Ängriffsgeist bei der 
anderen sein. Und zu der dritten Invasion, die 
zu einem Zeitpunkt stattfand, dessen tragi- 
sches Dunkel noch immer über uns lastet: 
diese Ereignisse liegen noch zu wenig zurück, 
um sie in ihrer Kompliziertheit darzustellen. 
Ich will deshalb keinerlei Behauptungen auf- 
stellen, sondern dem Herrn europäischen Mi- 
nister, der uns durch die Erwähnung jener 
drei Invasionen in sein Land in so dankens- 
werter Weise ins Bewußtsein gerufen hat, wie 
notwendig für den Frieden eine gemeinschaft- 
liche Auffassung über die Ursachen der Kriege 
ist, nur folgenden Gedankengang vorlegen: 
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In dem Sicherheitskomitee des unsere Konfe- 
renz vorbereitenden Ausschusses hat die deut- 
sche Regierung zur Stärkung der den Krieg 
verhütenden Maßnahmen angeregt, daß die 
einzelstaatliche Befugnis zur Mobilmachung 
aller Streitkräfte eingeschränkt wird. Bei 
dieser Anregung ist sie von der Erinnerung 
an die Vorgeschichte des großen Unglücks 
ausgegangen, das ıgı4 die Völker Europas 
überfallen hat. Denn damals hat die Regierung 
der gewaltigen Militärmacht an den Grenzen 
Deutschlands und Europas schon alle ihre 
Truppen mobil gemacht, als über die Auf- 
rechterhaltung des Friedens noch ernsthaft 
verhandelt wurde. Bekanntlich war die Folge 
davon die Anordnung der Mobilmachung in 
meinem eigenen Lande und das Ingangsetzen 
der Kriegsmaschinen auf allen Seiten. Ich 
vermag nicht zu sagen — denn die Akten sind 
darüber leider noch nicht veröffentlicht —, 
ob die mit der zaristischen verbündete Regie- 
rung alles erdenkliche getan hat, um diese 
von einer Handlung zurückzuhalten, die Eu- 
ropa in den Abgrund stoßen mußte. Aber 
wenn ich auch nur hoffen kann, daß das da- 
mals geschehen ist — — jedenfalls darf man 
die Invasion, von der mein Herr Vorredner 
gesprochen hat, nicht isoliert und ohne Zu- 
sammenhang mit der Invasion betrachten, die 
meinem Lande drohte, und die dann gleich- 
zeitig mit der in sein Land auch wirklich 
stattgefunden hat. So macht uns die von ihm 
angeregte gedankliche Rückkehr in die Ver- 
gangenheit unserer Völker die Gemeinsamkeit 
des deutschen und französischen Invasions- 
schicksals bewußt. Diese Schicksalsgemein- 
schaft ist es gerade, die uns immer wieder 
zu der Arbeit zusammenzwingt, das Zeitalter 
der Invasionen zu überwinden und nicht eher 
zu rasten, als bis wir durch eine gründliche 
Abrüstung sicher sind, daß Invasionen nie 
wieder stattfinden... .“ 


So etwa könnte ein deutscher Staatsmann 
in Genf oder für Genf antworten, wenn 
über Europa hingeschmetterte Parolen der 
Frankreich heute noch beherrschenden Gene- 
ration das Empfinden Deutschlands und das 
Gewissen Europas wieder einmal verletzen, 

Wolfgang Schwarz. 
* 


Botschafter-Urlaub.... 

Sir Miles Lampson soll auf sechs Monate 
weg von seinem brennenden Haus in China. 
Wir begreifen das; denn einmal kann er die 
Geschäfte einem gleichfalls erprobten ein- 
undvierzigjährigen Eton-Boy, Ingram, über- 
geben, so daß die Gefahren konträrer Außen- 
dienstarbeit durch frühere und stärkere bri- 
tische Public-school-Kameradschaft aufgehoben 
wird und ein Überschuß bleibt, den andere 
Völker oft nicht haben. Und dann war sein 
Fern-Ost-Leben wirklich die Leistung eines 
Gleichgewichtsartisten auf der Wippe. 1906 
Ehrengeleit der Hosenbandordensmission zum 
alten Meijikaiser, dann Botschaftssekretär 
im aufreibenden Dienst bei Lady Macdonald 
in Tokio, von der man wahrhaftig manches 
lernen konnte; 1920 britischer Oberkommis- 
sar in Sibirien und seit 1926 Liquidator der 
britischen Stellung in China, im besonderen 
im Yangtsetal um Hankau, Kiukiang usw. 

Es ist begreiflich, daß man nach so vielen 
Nervenproben China und Japan 
dieses letzte Voltigeurkunststück gern einer 
jüngeren, befreundeten Kraft überläßt, die 
ohnehin, bald nach 1929, also seit geraumer 
Zeit, auf Nanking eigens eingespielt wurde. 


zwischen 


Im Gegensatz zu Caprivi, der eine Übernahme 
der deutschen Reichsgeschäfte von Bismarck 
persönlich für unnötig hielt, ist aber die bri- 
tische, zweite Hand eigens zu einem letzten 
Schliff nach Peking gereist! Man kann immer 
noch von England lernen, wenn man ihm 
genau auf die gewandten Finger sieht. 

Von Berlin aus greift man amtlich (Völker- 
bundskommission! Schnee!) und parteimäßig 
ohne Not in die chinesischen Nesseln, zu An- 
fang dabei von einer großen westdeutschen 
Zeitung sekundiert. England läßt den aller- 


offizielltten Mann aus den Brennesseln weg 


in Urlaub reisen — vielleicht um die Hinter- 
hand zu behalten und den Sachkundigsten in 
St. James an der Hand zu haben! [Vgl. 


Transpacific 21. I. 32, S. 7 und „North 
China Herald“ 19. ı., S. 75.] 
& 
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Huco HassınGER: 
Der Staat als Landschaftsgestalter II 


Damit sind wir schon bei der Betrachtung des mittelbaren Einflusses des Staates 
auf die Landschaftsgestaltung angelangt, die in jedem Staat eine individuelle ist, da 
sie von ihm eigentümlichen Faktoren abhängt. Zu diesen gehören ebenso seine 
Größenverhältnisse wie seine Zusammensetzung aus verschiedenen Naturgebieten. 
Diese stellen verschiedenartige wirtschaftliche Produktionsgebilde dar und zeichnen 
durch ihre natürliche Ausstattung mit Wirtschaftsgütern einerseits der landschafts- 
gestaltenden Wirtschaft gewisse Entwicklungstendenzen vor, andererseits bestimmen 
sie das wirtschaftliche Ergänzungsbedürfnis, welches aus anderen staatlichen Wirt- 
schaftsgebieten befriedigt werden muß. Dabei nehmen natürlich der über Intensität 
von Produktion und Konsum entscheidende Kulturzustand der Bevölkerung, ihre 
technische Zivilisation, die Kapitalskraft, ihre physische Leistungsfähigkeit und 
Wirtschaftsgesinnung, ihre soziale Gliederung und andere soziale Faktoren, die alle 
zusammen wieder die wirtschaftliche Gesetzgebung der Staaten bestimmen, entschei- 
denden Einfluß auf die wirtschaftliche Eigenart der Staaten und damit auch auf 
die Eigenart ihrer bewirtschafteten Landschaft. 

Doch kein Wirtschaftsorganismus ist ja auf sich selbst gestellt. Jeder steht unter 
dem Einfluß der geographischen, wirtschaftlichen und politischen Lagebeziehungen 
zu Nachbarorganisationen. Jeder stehi unter dem Einfluß von Nah- und Fernwir- 
kungen anderer Wirtschaftsorganismen und wirkt seinerseits auf andere ein. So ist 
auch die durch Wirtschaft bestimmte Gestaltung der Kulturlandschaft nicht allein 
das Werk der ihr immanenten, aus Landesnatur, aus Veranlagung und Zustand der 
Bevölkerung entspringenden Kräfte, sondern auch ein Werk der Nah- und Fern- 
wirkungen, die von Natur und Menschen anderer Erd- und Wirtschaftsräume aus- 
gehen. Die Ausbreitung der Graswirtschaft auf Kosten des Ackerbaus in Groß- 
britannien z. B. ist unter dem Einfluß der Insularität befördert worden, welche 
billige Wasserfrachten aus den Kornkammern der Nord- und Südhalbkugel gestattet. 
Bevor das städtische Element in der Bevölkerung Großbritanniens seine heutige 
politische Bedeutung erlangt hatte, hielten die Kornzölle den agrarischen Charakter 
der Insel künstlich aufrecht, und das Flurbild war viel mehr als heute von Getreide- 
feldern belebt. Doch ist das staatliche Moment wirklich von bedeutendem Einfluß 
auf das spezifische Wirtschafts- und Landschaftsbild eines Staatsraumes? Ist es 
nicht das Volk in seiner spezifischen physischen, psychischen und kulturellen Eigen- 
art, das hier den Ton angibt, der überall gleich erklingt, gleichviel, in welchem 
Staate es siedelt? Gewiß, der unmittelbare Landschaftsgestalter ist das Volk, und 
diese Gestaltung ist so eigenartig, daß man z. B. von einer deutschen Kulturland- 
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schaft sprechen kann, ob es sich nun um ein Stück reichsdeutschen, österreichischen, 
deutschschweizer oder sudetendeutschen Bodens, also um ein Stück des tschecho- 
slowakischen Staates handelt. Gibt auch das Volk zweifellos bei der Landschafts- 
gestaltung den Grundton an, wird doch bei genauerem Zusehen der spezifisch staat- 
liche Einfluß auf die Landschaftsgestaltung nicht übersehen werden dürfen. Man 
vergleiche nur z. B. das verschiedenartige zivilisatorische Aussehen der Teile Polens, 
die bis ıgr4 zu Preußen, beziehungsweise zu Österreich und zu Rußland gehört 
haben und die doch überall die gleiche Volkskultur besitzen. 

Die politischen Besitzwechsel der letzten Jahrzehnte geben uns ja zur Genüge 
Gelegenheit, erkennen zu lernen, wie der Wechsel einer politischen Herrschaft zu 
einem Wechsel eines Landschaftszustandes und Landschaftsaussehens wird. Der 
staatliche Einfluß auf die Landschaftsgestaltung wird da offensichtlich. Wie sehr 
hat sich z. B. die Landschaft der deutschen Ostmark verändert, seitdem sie von der 
polnischen Grenze durchschnitten wird. An die Grenze gedrückte, ihres Marktgebietes 
großenteils beraubte, verkümmernde Städte, stillgelegte Verkehrswege, abgebrochene 
Weichselbrücken, Verwilderung der Weichsel auf polnischem Gebiete, umgekehrt 
Anwachsen der Grenzsiedlungen an den Durchgangsstellen, die Anlage des polnischen 
Großhafens Gdingen mit seinen Verkehrsanlagen im Hinterland, das sind bemer- 
kenswerte, durch die neue Grenzsetzung ausgelöste Veränderungen der Kulturland- 
schaft. Ein Beispiel aus dem Westen: Durch die Abtretung des Elsaß hat das Reich 
die wertvollen Kalilager im Umkreis Mülhausens eingebüßt. Der Versuch, nun einen 
Ersatz im rechtsufrigen Flügel des oberrheinischen Tieflandes für den Verlust zu 
finden, glückte, als man bei Buggingen in Baden die Fortsetzung der linksufrigen 
Lager erbohren konnte. Hier wurde dadurch das Landschafts- und Siedlungsbild 
völlig verändert, und den unmittelbaren Anstoß dazu gab die Grenzverschiebung. 
Die Verstümmelung des österreichischen Wirtschaftsgebietes durch den Frieden von 
St. Germain veränderte das wirtschaftliche Ergänzungsbedürfnis des kleinen Rumpf- 
staates von Grund aus. Die wirtschaftliche Arbeitsteilung der Naturgebiete Öster- 
reichs hatte dazu geführt, daß den Sudetenländern großenteils die Versorgung 
Wiens und seines industriellen Hinterlandes mit Steinkohle, ganz Österreichs mit 
Zucker, mit Glaswaren und einem Großteil der Textilwaren zufiel. Aus der anders- 
artig gewordenen Zusammensetzung des verkleinerten Österreich entsprang nun für 
den Reststaat das Bedürfnis, seine Wasserkräfte rascher auszubauen, seine beschei- 
denen Kohlenlager intensiver zu nützen, um sich von der Tschechoslowakei in der 
Versorgung mit industriellen Betriebsmitteln unabhängiger zu machen. Das führte 
und führt zu wesentlichen Umgestaltungen des alpinen Landschaftsbildes. Speicher- 
becken entstehen in den Hochalpentälern, das Bild der Seen erleidet Veränderungen, 
Kraftwerke werden gebaut, und die Hochspannungsleitungen durchqueren nach allen 
Seiten das Land. Bald wird auch das Strombild der Donau durch den Einbau von 
Staustufen und Kraftwerken Veränderungen erfahren. Im Alpenvorland und 


Marchfeld ist die Anbaufläche der Zuckerrübe außerordentlich angewachsen; neue 1 
Schlote von Zuckerfabriken erheben sich, und in den Industrieorten sind neue Textil- 
und Glasfabriken zugewachsen. Man ersieht daraus, ein wie wichtiger landschafts- 
gestaltender Faktor die Art der Vergesellschaftung von Natur- und Wirtschafts- 
gebieten in einem Staatsverbande für das Landschaftsbild aller seiner Teile ist, und 
es wird uns abermals die Bedeutung der Nah- und Fernwirkungen auf die Land- 
schaftsgestaltung bewußt, welche auf jede politische Besitzverschiebung empfindlich 
reagiert. Die neuen Nationalstaaten Europas versuchen, sich wirtschaftlich möglichst 
autark zu machen. Die Wege dazu weisen die Zollpolitik und die Industrieförderung. 
Gewisse Betriebe werden intensiviert, Neugründungen oder Verlagerung von Arbeits- 
stätten treten ein. | 

In gleicher Weise wie die staatliche Wirtschaftspolitik vermag die Sozialpolitik | 
durchgreifende Veränderungen in der Landschaftsgestaltung herbeizuführen. Für 
das ländliche Siedlungs- und Flurbild ist die Besitzverteilung von entscheidender 
Bedeutung. Eine Landschaft, in der Großbauern auf gesetzlich unteilbaren Höfen 
sitzen, zeigt ein ganz anderes Bild als ein Land mit freiteilbarem, auf Klein- und 
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Zwergbesitz zersplittertem Grundbesitz. Wieder anders der Großgrundbesitz mit 
seinen ausgedehnten Meierhöfen, Vorwerken und Arbeiterhäusern. Siedlungsanlage, 
Hausbau, Wegenetz, Flurgliederung, Auswahl der Feldfrüchte, Bestellungsmethoden, 
Intensität des Bodenertrages ändern sich mit der Art der Verteilung des Grund- 
besitzes. Ein staatlicher Eingriff in die Bodenverteilung, z. B. eine auf Aufteilung | 
des Großgrundbesitzes zielende Agrarreform, wie sie in den neuen Oststaaten 
Europas platzgegriffen hat, führt zu einer durchgreifenden neuen Landschafts- 
gestaltung. Neusiedlungen entstehen bei der Parzellierung des Landes, und auch die | 
nationale Zusammensetzung der Bevölkerung erfährt eine Veränderung, wenn, wie 
z. B. in der Tschechoslowakei, die Agrarreform nicht nur eine soziale, sondern auch. 
eine nationale Tendenz besitzt und dazu benützt wird, um das geschlossene deutsche 
Sprachgebiet zu zersprengen und Siedlungen des herrschenden Staatsvolkes auf dem 
aufgeteilten Boden des Großgrundbesitzes zu schaffen. Die nationale, wirtschaft- 
liche und politische Gesinnung der in einem Staate herrschenden Nationen oder 
Parteien, also ideelle Momente sind es, die sich letzten Endes auswirken in der 
Landschaftsgestaltung, in der Kulturlandschaft, die aus dem Geist und nicht nur 
aus der Hände Arbeit geschaffen ist. 

Auch religiöse Ideen, deren Verbreitung der Staat zu seiner Aufgabe macht, 
bilden das Antlitz der Landschaft um. Araber und Türken haben durch die Bauten 
von Moscheen, Heiligengräbern, Medressen das Gesicht der Siedlungen ihrer Er- 
oberungsgebiete gezeichnet, und nicht minder beeinflussen die christlichen Staaten 
in ihren Kolonial- und Missionsgebieten die Gestaltung der Kulturlandschaft durch 
die Abzeichen des christlichen Kults. 

Die Städte reagieren am schnellsten auf einen Wandel der staatlichen Herrschaft 


HASSINGER: DER STAAT ALS LANDSCHAFTSGESTALTER II 185 


mit ihrer leicht beweglichen, sich rasch erneuernden Bevölkerung. Politische Ver- 
waltung, militärische Besetzung, Umgestaltung des Schulwesens, Auswechslung der 
Angestellten in staatlich beeinflußbaren Wirtschaftsbetrieben führen zu erstaunlich 
raschen Veränderungen der Zusammensetzung der Stadtbevölkerung, die sich wie- 
derum umsetzt auf politischem Gebiet in eine neue Herrschaft über die Verwaltung. 
Deren Machtmittel können aber wiederum dafür eingesetzt werden, daß sich das 
nationale Bild einer Stadt außerordentlich rasch verändert. 

Welcher Gegensatz z. B. im Aussehen der Städte Posen, Bromberg, Straßburg, 
Brünn, Olmütz, Marburg, Preßburg ıg13 und 1931! Doch, wo sich auch die poli- 
tische Herrschaft verändert hat, wo nationale Verschiebungen eingetreten sind, blei- 
ben die steinernen Zeugen einer andersartigen Vergangenheit bestehen, und es ist 
noch möglich, durch den Firnis, den Aufschriften in der neuen Staatssprache, neue 
öffentliche Einrichtungen, neue Uniformen und staatliche Hoheitszeichen über die 
Siedlungsbilder gelegt haben, den alten Zustand der Dinge zu erkennen. 

Jede Änderung des Staatsgefüges muß verbunden sein mit Veränderungen und 
Verlagerungen der staatlichen Strukturlinien. Die Loslösung der Slowakei von 
Ungarn und ihre Vereinigung mit dem westlich gelegenen Mähren und Böhmen 
zum tschechoslowakischen Staat hat vielfach zu Verkehrsunterbindungen im radialen, 
der ungarischen Tiefebene durch die Karpathentäler zustrebenden Verkehrsnetz ge- 
führt. Dagegen wurde einer westöstlichen Verkehrsachse gesteigerte Bedeutung ver- 
liehen, da sie die einzig mögliche Verbindung mit dem neuen Staatsmittelpunkt 
Prag bildet. Der Aus- und Neubau von Bahnlinien in den Karpathen in westöstlicher 
Richtung ist eine der vielen Reaktionen des Landschaftsbildes auf die politischen 
Veränderungen. Das Wachstum des Staatskörpers kann auch zu Verlagerungen 
der Hauptstadt führen, wie das Beispiel Italiens zeigte, wo die Verschiebung des 
Staatsmittelpunktes von Turin über Florenz nach Rom eintrat, oder das der Türkei, 
wo sich die Verlegung in der Zeit des Aufstieges der Staatsmacht von Brussa nach 
Adrianopel und Konstantinopel und dann in der Zeit der Schrumpfung des Staats- 
körpers wieder von Konstantinopel nach Angora (Ankara) vollzog. Mit der Ein- 
beziehung von überseeischen Staaten in die Weltwirtschaft und in die Systeme der 
europäischen Kolonialreiche gewinnen die Küsten gegenüber den Binnengebieten 
gesteigerte Bedeutung. In Ceylon rückte die Hauptstadt von Kandy nach Colombo, 
in Peru von Cuzco nach dem küstennahen Lima. 

Noch größer sind die flächenhaften Veränderungen des Landschaftsbildes, die in 
verkehrserschlossenen Küstensäumen tropischer und subtropischer Breiten entstehen, 
sobald sie Glieder europäischer Kolonialreiche geworden sind und die gerodeten 
Waldflächen sich mit Monokulturen von Nutzpflanzen überziehen, die der europä- 
ischen Wirtschaft dienen. Die Ausbreitung der Plantagenwirtschaft mit ihrer die 
Bodendecke, den Kulturzustand, die Lebensweise und selbst die rassische Zusammen- 
setzung der Bevölkerung verändernden Einflüssen, die Ausdehnung der Weidewirt- 


186 GRUNDFRAGEN Heft 3 


schaft in verkehrserschlossenen Grasgebieten, die früher nur Jagdgebiete waren, sind 
wohl die eindrücklichsten Landschaftsumgestaltungen, die im Gefolge eines poli- 
tischen Besitzwechsels, im Zuge der Europäisierung der Erde eingetreten sind. 
Innerhalb dieser europäisierten Erde zeigt sich aber wieder die Differenziertheit 
der Kulturlandschaften nach ihrer staatlichen Zugehörigkeit. Eine englische und 
eine portugiesische Koloniallandschaft weisen namhafte Gegensätze auf. Wie sehr in 
unserem alten Europa die Differenzierung der Kulturlandschaften verschiedener 
Staaten gediehen ist, wurde schon wiederholt betont. Ja selbst in einem scheinbar 
kulturell völlig einheitlichen kleinen Gebiet, wie in der deutschen Schweiz, lassen sich 
noch in den landwirtschaftlichen Betriebssystemen und damit in der Flurgestaltung 
Gegensätze zwischen den einzelnen Kantonen erkennen, die E. Paravicini erwiesen hat. 
Maßgebend für solche Differenzierungen der Kulturlandschaftsgestaltung in den 
einzelnen Staaten sind deren Finanzkraft, der Grad des Wohlstandes, das Ausmaß 
des Kapitalbesitzes, der Bildungsgrad der Bevölkerung und ihr spezifischer Wirt- 
schaftsgeist. Obgleich Alemannen hüben und drüben vom Alpenrhein in der Schweiz 
und in Vorarlberg sitzen und die Gepflegtheit der Kulturlandschaft in beiden 
Staatsgebieten zutage tritt, wird man es doch nicht übersehen können, daß die 
Siedlungen auf der Schweizer Seite des Rheintales mehr Wohlstand zeigen als auf 
der österreichischen. In der Nachkriegs- und Inflationszeit konnte man mit Leichtig- 
keit den haarscharfen Zug der politischen Grenze zwischen dem Deutschen Reich 
und der Schweiz in den zusammengewachsenen Grenzorten Konstanz— Kreuzlingen, 
Basel(Riehen)—Lörrach am Zustand der Häuser und Straßen erkennen. An der alten 
deutsch-russischen Grenze trat bis ıgr4 der Gegensatz im Aussehen der Forste, Felder, 
Wege, Siedlungen, Flüsse besonders stark in Erscheinung. Wiederum zeigt sich die 
Bedeutung der Vergesellschaftung verschiedener Landschaften für das Staatsganze. 
Im alten Österreich-Ungarn bestand ein starkes Kulturgefälle von den westlichen 
Alpen-Sudetenländern zu den Karpathen-Karstländern. Die rückständigen östlichen 
Gebiete zogen aus der staatlichen Verbundenheit mit den fortgeschrittenen west- 
lichen wirtschaftliche Vorteile. Ein nicht geringer Teil der Steuerleistung der West- 
gebiete floß in die Ostgebiete und diente Investitionen, welche dem Ausbau der 
Kulturlandschaft zugute kamen. Umgekehrt aber blieben die Westgebiete über diesen 
kolonisatorischen Aufgaben etwas hinter jenem Entwicklungszustand zurück, den 
sie ohne staatliche Vergesellschaftung mit den passiven Ostgebieten erreicht hätten. 
In der Entwicklung der öffentlichen Einrichtungen, z.B. der Verkehrsanlagen stand 
daher Deutsch-Österreich dem kapitalskräftigeren und mit geringeren kolonisatori- 
schen Aufgaben im Osten belasteten Deutschen Reich etwas nach. Heute bestehen 
ähnliche Verhältnisse in der Tschechoslowakei, Jugoslawien, Rumänien, Polen, wo 
die Westhälfte des Staates der Osthälfte zivilisatorisch und kapitalistisch überlegen 
ist, wo die Ostgebiete große Vorteile aus dem Westen ziehen, die Westgebiete durch 
die Ostgebiete in ihrer Entwicklung etwas gedrückt werden. Besonders gilt das 
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von Jugoslawien und Rumänien, wo überdies der politische Schwerpunkt der neuen 
Staaten im Osten liegt. Dadurch ist eine gewisse Balkanisierung des östlichen Mittel- 
europa eingetreten. 

Immer wieder treffen wir auf solche Fälle der Beeinflussung der Kulturland- 
schaft durch die Nachbarschaft anderer dem gleichen Staatenverband angehörender 
Kulturlandschaften. Das erfahren auch die Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
Die Vergesellschaftung der zuerst besiedelten Oststaaten mit den Zentral- und West- 
staaten, in denen vielfach fruchtbarere, noch jungfräuliche Böden zu finden sind, 
führt dazu, daß die landwirtschaftliche Bevölkerung der Oststaaten häufig nach den 
neuerschlossenen Gebieten im Westen abwandert. So entstehen im Osten, z. B. in 
New-Hampshire Wüstungen und nimmt die landwirtschaftliche Bevölkerung ab. 

Nicht nur die Art der räumlichen Nachbarschaft von Landschaften desselben 
Staates vermag kulturlandschaftsgestaltend zu wirken. Auch Gegenküsten, die in 
starkem Verkehr miteinander stehen, befruchten sich wechselseitig. Die Kulturland- 
schaften an den nordatlantischen Gestaden erfahren das. 

Schließlich ist es die politische Nachbarschaft, welche die Kulturlandschaft ver- 
wandelt. Besonders expansive Staaten verändern — damit kehren wir zu den Er- 
örterungen über die landschaftliche Ausdruckfähigkeit der politischen Grenze zu- 
rück — die Landschaft des Grenzsaumes durch Wehranlagen und bilden gleichsam 
Kontakthöfe an den Berührungsflächen mit Nachbarstaaten aus, zu denen sie ın 
politischer Spannung stehen. 

Noch heute läßt sich in den Ruinen der Pfalz und der Oberrheinlande, im Bilde 
herabgesunkener Städte (Breisach, Speyer) und in den Neuanlagen städtischer Sied- 
lungen, die einmal kriegerischer Vernichtung anheimgefallen waren, der Gürtel der 
Zerstörung erkennen, den die französisch-deutschen Kämpfe des 17. und 18. Jahr- 
hunderts im Grenzsaum beider Staaten zur Ausbildung brachten. 

Diese Beispiele mögen genügen, um die Verflechtung politisch-geographischer 
Verhältnisse mit den landschaftlichen Erscheinungen zu kennzeichnen. Der Einfluß 
des Staates auf die Ausbildung der Kulturlandschaft ist sichtlich im Wachsen be- 
griffen. Man läßt die Kulturlandschaften sich nicht mehr wild entwickeln, sondern 
trachtet vielfach, sie durch „Landesplanungen‘“ zielbewußt zu formen. Die Lehre 
vom Staat in seiner geographischen Verflechtung, wie wir die politische Geographie 
bezeichnen wollen, findet also nicht nur in der Darstellung der Beeinflussung des 
Staatscharakters durch die Beschaffenheit seiner räumlichen Grundlage ihren Inhalt, 
sondern ebenso in der Darstellung der Beeinflussung der Landschaften durch den 
Staat, den wir als mächtigen Landschaftsgestalter erkannt haben. 
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KArL HAUSHOFER: 
Literaturbericht über den indopazifischen Raum 


1. Dr. N. Matsunami: „The constitu- 
tion of Japan“. Tokio 1930, Maruzen & Co., 
360 S. Englisch mit deutscher Über- 
setzung! 

Die japanische Verfassung ist ein eklek- 
tisches Meisterwerk, in ruhiger, klarer Kon- 
zentration von einigen der besten Köpfe des 
Reiches erdacht — gewiß nach gründlichem 
Studium fremder Vorgänge, auch der preu- 
ßischen und bayerischen, aber ohne einige 
gefährliche Fehler ihrer Vorbilder. Die sehr 
gute Übersetzung ins Deutsche (S. 156-167) 
nimmt nur ır Seiten in Anspruch, im Gegen- 
satz zu der vergleichshalber beigefügten deut- 
schen Verfassung (S. 265-323), und den 
gleichfalls längeren u.s.amerikanischen, ita- 
lienischen und russischen, während die zahl- 
reicheren, nicht einheitlichen britischen und 
französischen Dokumente von ihrer mehr 
organischen Entstehung Zeugnis geben. 

Wie ganz anders die Japaner Volksboden 
und staatsrechtliche Überbauung in einem 
Guß sehen, als unsere Vorfechter papierener 
Konstruktionen, geht schon daraus hervor, 
daß der Verfasser, obwohl sichtlich Jurist, 
ein lehrhaftes, vortreffliches geographisches 
Einleitungskapitel für nötig hält, das der 
deutsche Normalgeograph wohl als „geopoli- 
tisch“ erklären würde; dann folgt ein histo- 
rischer Exkurs über den Reichszusammenhang 
seit dem ıı. Februar 660 vor Chr., also seit 
2>90W Jahren Derger rar. 


tag als Verfassungstag, sondern die Verfas- 


ist nicht Feier- 
sung ist am ıı. 2. verkündet worden, weil 
er damals seit 254g Jahren Nationalfeiertag 
der Thronbesteigung des ersten Kaisers ge- 
wesen war.“ 

Darin liegt gegenseitige Verfestigung bei- 
der Institutionen; das ist beschämend, wenn 
man das deutsche Verfahren untereinander 
hadernder politischer Feiertage damit ver- 
gleicht. Überhaupt ist vergleichendes Lesen 
der Studie von Matsunami mit der eigenen 


Verfassung angelegentlich zu empfehlen. Der 


Hintergedanke liegt nah, ob nicht auch Stu- 
dien über unsere eigene Verfassung durch 
eine Einleitung über Kultur-, Staats- und 
Volksboden der Deutschen im Stil des Japa- 
ners gewinnen würde — selbst wenn auch 
die Geopolitik dabei auf ihre Rechnung käme! 

3. Rmo. P. Fr. Jose Ma. Alvarez, O.P.: 
„Formosa“ geografica e historicamento con- 
siderada. Bd. I u. II. ı farb. Karte, 128 Ab- 
bildg., 568 S. bzw. 2 farbige u. 2 schwarze 
Karten, 36 Abbildg., 530 S. 44 Pes. 

Was ist Formosa geopolitisch? Süd-West- 
Wendeflagge des japanischen Reiches; Süd- 
pfeiler, zugleich tropische Übergangsstation 
des eigentlichen Inselbogens, Scheide zwischen 
innerem und äußerem Seewehrraum; Nord- 
pfeiler der malaiischen Inselwelt: Hemmung 
und Schwelle des dem Japaner angeborenen 
Zuges nach Süden, der augenblicklich nach 
Nordwesten, landeinwärts pervertiert ist. 
Grund genug, die beste, neueste Landeskunde 
und Geschichtskunde der interessanten Insel 
zu begrüßen, deren Los es ist, zwischen- 
unter vergessen zu werden, dann aber — wie 
beim Zusammenbruch der niederländischen 
Macht im 


genialen Seeräuber Koxinga mit seiner Lan- 


eigentlichen Ostasien vor dem 
dungstruppe von 25000 Mann — jäh ins 
helle Licht der Geschichte zu treten. Angel- 
sachsen (U.S.A.!), Franzosen, Iberer, Deutsche 
warfen der Reihe nach begehrliche Blicke 
auf die Scheideinsel zwischen Vollmonsun- 
klıma und Monsunübergangsklima mit ihren 
Machthintergründen, his Japan seit der Mitte 
der siebziger Jahre sie China entwand, ob- 
wohl die überwältigende Mehrheit der Ein- 
wohner Chinesen sind (3,8 Mill. gegen nur 
200 000 Japaner). Das Innere aber birgt noch 
130000 Köpfe der charaktervollsten Früh- 
einwohner der Inselbögen, Ahnen des süd- 
lichen Bluteinschlags der Japaner, von denen 
prachtvolle Typen abgebildet sind. Hier wäre 
Rassenkörung, statt Vertilgung der „Kopf- 
Jäger“ und Tropenpflanzen-Raubbau am Platz! 
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3. Ganz anders, direkt auf das politische 
Ziel los, als durch die mühsame Methode. 
aus umfangreicher landeskundlicher Behand- 
lung auszuwählen, geht Ernst Reinhard, 
„Die Welt- 
politik“ dem politischen Eindruck nach. 
Schon daß er sie selbst mit dem „Kampf 
um Suez“ eröffnete, macht seinem Scharf- 
blick Ehre. Nun folgt — nach Fenner Brock- 
ways: „Indien“ — Otto Mänchen-Heifen: 
„China“. Dresden ı931, Kaden & Co,, 
232 S., leider nur ı Karte, der Verfasser der 
— die 
nicht ganz ohne gegenseitige Verprellungen 


Bern, mit seiner Buchreihe: 


„Reise ins asiatische Tuwa“ 


mit den Sowjets abgegangen ist. 

Ein so schlanker Band über das große 
Chinaproblem kann sich nur durch verzwei- 
felte Keckheit eines Geprassels von Wert- 
urteilen retten, die notwendig sehr verschieden 
standfest sein müssen, wenn über dem Gan- 
zen noch dazu der Schlagschatten eines Fein- 
des, wie Witfogel mit seiner großgesehe- 
nen, quellen-emsigen und durch ihre ziel- 
bewußte Einseitigkeit ungemein geschlossenen 
bändereichen Arbeit liegt. 

Aber wer einen kurzen Überblick üker die 
chinesischen Entwicklungen von ıgıı ab mit 
nicht extremen soziologischen Streiflichtern 
sucht, schnell etwas Brauchbares über Kang 
Yu Wei, den Sturz der Mandschu, das chine- 
sische Großbürgertum im Ausland (5.24 und 
S. 124-129), die Bauern und ihre Lasten 
(S. 31), ihren Aufstand gegen Soldaten und 
Steuern erfahren will, dem wird das Buch 
gute Dienste leisten. Es ist dort und anders- 
wo schlimm, wenn die Zahl der landlosen, 
am Boden verzweifelnden Bauern wächst 
(S. 45). Ein treffendes Wort: „Die unauf- 
hörlichen Kriege verschlechtern sogar die 
Natur“ (rasche Abholzung; Verfall der Deich- 
bauten) (S. 59). 

„Die ‚Kommunisten‘ stellen in China das 
bürgerliche Eigentum am Boden her; die Art 
aber, wie diese Herstellung des bürgerlichen 
Eigentums am Boden geschieht (sehr im Stil 
des Dreißigjährigen Krieges) zwingt die Kuo- 
mintang, die das gleiche Ziel hat und haben 
muß, zum schärfsten Abwehrkampf“ (S. 100). 


Das ist mindestens eine aparte Auffassung! 
Auch: 
scheinlich, daß die Sowjets siegen.“ 


„Es ıst im höchsten Grade unwahr- 
S. 101 
bis 115 gibt eine gute Skizze der chinesischen 
Industrialisierung in ihren inneren Verflech- 
tungen, S. 122/123 der „Dekolonialisierung‘‘ 
der mandschurischen Eisenbahn-Kriegsschau- 
plätze. Schade, daß die Kartenskizze so un- 
vollkommen ist, daß z. B. Hulutao und das 
nordkoreanische Bahnstück, das auf Tunghwa 
zustrebt, fehlt! Richtig ist die Parallele S. 193 
zwischen dem „Programm der kapitalistischen 
Entwicklung Chinas“ und dem „Programm 
Sun-Yat-Sens“. Über S. 200-235 (Proletariat) 
müßte sich Verf. mit seinen Exfreunden aus- 
einandersetzen! Sicher trägt er zur Fermen- 
tierung der Chinameinungen im Westen bei, 
wo man Grund hätte, das Riesenexperiment 
in allen möglichen Beleuchtungen zu sehen! 

4. Waldemar Frey: „Küt-el-Amära“. 
Berlin 1932, Brunnen-Verlag Willi Bischoff, 
ı Karte, 533 S., ı6 Tafeln, leitet würdig 
eine Reihe von geopolitisch bedeutsamen Ar- 
beiten über den Nahen und Mittleren Osten 
ein, die noch mehr nach Östen, als zur atlan- 
tischen Welt hinüber blicken. Freilich finden 
wir in den Reihen der Männer, die den Er- 
eignissen am Euphrat und Tigris so nahe 
standen, um sie so schildern zu können, den 
Namen W. Frey nicht, wohl aber den be- 
kannten eines hochgeschätzten Orientalisten, 
dessen griffsichere schriftstellerische Klaue 
wir deshalb hinter W. Frey vermuten (Prof. 
Krause, Heidelberg?). 

Grabowskys Ferngefühl für die For- 
derung der Zeit haben wir auch die mit rich- 
tiger Witterung der „Aktualität“ rasch hinter- 
einander herausgebrachten Bände 23, 24, 
25 der „Weltpolitischen Bücherei“ 
zu danken, die noch längst nicht genug als 
ideale, preiswerte Grundlage für eigene Büche- 
reien von Studenten, jungen Kaufleuten und 
Technikern bekannt sind, die sich mit wenig 
Mitteln weltumspannende eigne Büchersamm- 
lungen anlegen wollen. 

5. Siegfried Passarge: „Ägypten und der 
Arabische Orient‘. Berlin 1931, Zentral- 
Verlag, 70 S., ı/ı geopolitisch wertvolle Karten. 
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6. Hans Kohn: „Orient und Occident“. 
Berlin 1931, Zentral-Verlag, 95 S., 14, zu- 
meist ausgesprochen geopolitische Skizzen und 
Diagramme. 

7. Walter Geisler: „Australien, Neu- 
seeiand und Ozeanien“. Berlin 1932, Zen- 
tral-Verlag, 95 S., ı8 Karten und Abbildun- 
gen — größtenteils von hervorragender geo- 
politischer Prägnanz. 

In ihrem Gesamtgefüge umfassen diese 
drei Bände den ganzen indopazifischen Raum 
mit seinen wichtigsten Problemen, nament- 
lich, wenn man sie mit den früher erschiene- 
nen, von Glasenapp über „Indien“ 
(Bd. ı4) und Menz über „China“ (Bd. ı7) 
„Geopolitik der Pan- 
ideen“ (Bd. 21), zusammenstellt, so daß für 
ı8 M. der Grundstock einer Handbücherei 
erworben werden kann, die wenigstens alle 


und meiner 


ersten Auskünfte gibt. 

Sie strömen, wie das ganze verdienstvolle 
Unternehmen, eine Fülle von geopolitischen 
Anregungen aus als Führer zu weltweitem 
Denken. Unter welchen Schwierigkeiten frei- 
lich sich das Denken in Kontinenten in engen 
widerstrebenden Räumen in der Praxis be- 
haupten muß, dafür ist Waldemar Freys 
Kut el Amara und sein ganzes wissen- 
schaftliches Leben ein ergreifendes Zeugnis, 
das nicht ohne tiefe Bewegung gelesen wer- 
den kann. Vielen werden von der Goltz, Kies- 
ling, Gleich, Schraudenbach, andern v. Nieder- 
mayer und Hentig verwandte Horizonte er- 
schlossen haben. Hier ist vorbildlich gezeigt, 
wieviel an Seelenerweiterung und Erfahrungs- 
vertiefung auch gegen Wind und Strom ge- 
leistet werden kann, wieviel auch im Rahmen 
Neben- 
früchten aufzulesen ist — wenn, ja wenn die 
nötige Geistigkeit dahinter steht. Deshalb ver- 
weilen wir auf diesen „Kriegsfahrten 


großer, tragischer Fehlschläge an 


und Erinnerungsbildern aus dem 
Orient“, und ihrer „Ergänzung durch die 
Erfahrung“. „Die aufbauende 


Phantasie versagt stets gegenüber der Wirk- 


praktische 


lichkeit, die wir nur erleben können.‘ Gerade 
der Spiegel dieses Erlebens tut dem deutschen 
Volk besonders not. Hier ist er ihm mit un- 
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erbittlicher Treue vorgehalten, mit Mut zur 
Wahrheit. „Bester Eindruck von Bulgarien“ 
(S. 19); „Schwere Nachteile gemischter Ver- 
bände (aus Rassenfremden)“ (S. 24); „Un 
überbrückbare Kluft zwischen Europäern und 
Orientalen“ (Islam als religiöses und poli- 
tisches System, S. 27-86); das lehrreiche, 
wenn auch gepfefferte Kapitel: „Von den 
Türken“ (S. 89-104) sind einige der in sich 
besonders geschlossenen wasserdichten Quer- 
schotten des überall erkenntnisschweren Er- 
fahrungsschatzes. Leider fehlt uns der Raum, 
den Einzelheiten Kriegsfahrt von 
6000 km bis Kut el Amara und zurück zu 
folgen. Aber wir können unsere Leser ver- 
sichern, daß sich ein Durchpflügen des höchst 
konzentriert beschriebenen, mit vielseitigem 
Wissensstoff bepackten Erlebens mit einem 
Einblick in das Wesen des Nahen und Mitt- 
leren Ostens unter schwierigen Umständen 
bezahlt macht; daß Verf. nicht leicht seines- 
gleichen findet, und eine Anleitung dafür 
gibt, wie man persönliche Eindrücke zum 
bewußten Weltbild erweitern kann, auch wenn 
ihnen der eigentlich gesuchte Erfolg versagt 
blieb — ein dem Neudeutschen leider ver- 
trautes Geschehen. 

In solcher Stimmung mögen denkende 
Kreuzfahrer heimgekehrt sein! — — 

8. Ähnlich der Rotfelsschen Königs- 
berger Sammlung (Geopolitik 31, S. 409) 
hat auch der von E. Wunderlich geleitete 
Kreis der ‚„Auslandkundlichen Vorträge der 
T. H. Stuttgart“ als Band 2 seiner Schriften- 
reihe — Stuttgart 1931 — „Indien in der 
modernen Weltwirtschaft“, geographisch 
A. Kraus, wirtschaftspolitisch von B. K. 
Sarkar, für Technik und Verkehr von 
A. Nobel, und im Spannungsverhältnis 
Indien—Asien—Europa geopolitisch vom Ref. 
untersuchen lassen. Damit ist durch zusam- 
menbauende Regie ein einheitlicher, hand- 
licher Band entstanden, in dem namentlich 
der Gegenklang von Sarkars von innen ge- 
sehener, aber auf euramerikanische Ver- 
gleichsanwendung zugeschnittener Unter- 
suchungsweise und von Nobels mehr pSy- 
chologisch und soziologisch vertiefter Einsicht 


einer 


HAUSHOFER: LITERATURBERICHT ÜBER DEN INDOPAZIFISCHEN RAUM 191 


ergebnisreich scheint. Gewiß hat sich aus der 
von Nobel am Schluß so packend geschilder- 
ten Massenpsychose [,‚nicht unser Land.. | 
erst ein winziger Bruchteil der indischen Be- 
völkerung befreit; daher die Gefahr der 
Massenirreführung. Jedenfalls war es ein gro- 
ßes Verdienst der Leitung, von vier so ver- 
schiedenen Standpunkten aus die Dynamik 
indischer Entwicklung beleuchtet zu haben. 

9. Mußte im Jahrgang 1931 „Geopolitik“ 
vor allem der reiche Strom der chine- 
sischen Werbeliteratur behandelt werden, 
so liegt in dem Heft: N. Yumoto und N. 
Sakamoto: „Japan und die Mandschurei“, 
Paris und Berlin 1931, 32 S., ı Karte, eine 
[freilich die Parallelarbeit der „Far Eastern 
Review“ (Schanghai 1932, fortlaufend) nicht 
erreichende] Gegenwirkung vor. Die Karte 


ist eine Vereinfachung der in „The China 
Weekly Review“ am 7. ıı. 31, $. 363 
veröffentlichten, höchst interessanten ‚„Räuber- 
karte der Mandschurei“, die damals 17000 
mehr oder weniger etatsmäßige und behelfs- 
mäßige „Räuber“ nachwies, und die seltsamer- 
weise von Chinesen veröffentlicht wurde. So 
gewinnen auch Yumoto und Sakamoto ihre 
besten Gründe aus chinesischen Unordnungen 
und Wirren; sie lassen mit der Japan eige- 
nen Kunst der Verschleierung den Anteil des 
Inselreichs im Dunkel, betonen dagegen die 
„besonderen Zustände“, die 
(S. 12-15). — Eine außerordentlich geschickte 
projapanische Verteidigungsschrift! — auch 


„Verträge“ 


typisch für den ganzen Charakter japanischer 
außenpolitischer Werbungsweise und geopoli- 
tischer Lagenauffassung. 


Hans HuMmMeEL: Büchertafel 


Abrüstung 

1. Walther Schücking: Die Revision der 
Völkerbundssatzung in Hinsicht auf den Kel- 
loggpakt. (Wiss. Beitr. zu aktuellen Fragen. 
Hrsg. W. Kipke, H. ı.) 43 S. Ebering, Berlin 
1931. Geh. 1,80 M. 

2. K. Schwendemann: Wirkliche oder 
scheinbare Abrüstung? 24 S. Hist.-pol. Verlag 
Hofstetter, Leipzig 19351. Geh. ı M. 

Der bekannte Völkerrechtler Sch. (1) hat 
sich als Mitglied des Juristenkomitees 1930 
mit bemüht, die Völkerbundssatzung mit dem 
Kelloggpakt in Einklang zu bringen, der Vor- 
schlag scheiterte aber an dem Willen der 
Völkerbundsmitglieder, zwar den Frieden zu 
erhalten, aber nur auf Grund der aus dem 
Versailler Diktat gewonnenen Machtstellung. 
Dieser Wille zeigt sich recht deutlich in dem 
Konventionsentwurf der vorbereitenden Ab- 
rüstungskommission, den Schw. (2) kommen- 
tiert. Vor allem bringt Schw. den Beweis 
dafür, daß der Entwurf für Deutschland un- 
annehmbar ist, in einer ausgezeichneten Gegen- 
überstellung der Zwangsabrüstung Deutsch- 
lands durch das Versailler Diktat mit dem 
Abrüstungsvorschlag des Entwurfs. 

3. Viktor Böhmert: Die Rechtsgrund- 
lagen für Deutschlands Recht auf Abrüstung 
seiner Vertragsgegner. (Wiss. Beitr. zu aktuel- 
len Fragen. Hrsg. W. Kipke, H. 3.) 59 S. 
Ebering, Berlin ı931. Geh. 2,40 M. 

4. Erich Glodkowski: Die Weltabrüstung 
und Deutschland. 60 8. Junker & Dünn- 
haupt, Berlin 1932. Geh. 2,80 M. 


Für Deutschlands Abrüstungsforderung 
haben beide Verf. gewichtiges Material zu- 
sammengetragen. B. (3) vergleicht genau den 
Punkt 4 (Wilson) mit der Präambel des 
Teils V (Versailles) und Art. 8 der Völker- 
bundssatzung und leitet nach genauer juristi- 
scher Untersuchung das unbedingte Recht 
Deutschlands auf Abrüstung der anderen ab, 
weist ferner auf den Zusammenhang zwischen 
Kriegsschuldfrage und Abrüstung hin. G. (4) 
befaßt sich ausführlich mit der Entwicklung 
des Gedankens von der Gründung des Völker- 
bunds bis zum Sommer 1931, berichtet über 
Flottenkonferenz und Kelloggpakt, um dann 
— ebenfalls aus einem Vergleich — die Un- 
brauchbarkeit des Konventionsentwurfs zu be- 

ünden; zum Schluß tritt auch er entschie- 
1a für Deutschlands Recht auf Abrüstung der 
anderen und eigene nationale Sicherheit ein. 


5. Hans Rohde: Deutsch - französische 
Machtfaktoren (Potentiels de guerre). 106 S., 
54 Skizzen. Berliner Börsenzeitung, Berlin 
1932. Geh. 1,90 M. 

In anschaulicher Weise bringt R. die ab- 
solute Hilflosigkeit Deutschlands im Kriegs- 
falle und die Europa beherrschende mili- 
tärische Stellung Frankreichs hoffentlich 
recht weiten Kreisen eindringlich zum Be- 
wußtsein. Es werden kapitelweise die einzel- 
nen Faktoren wie geographische Lage, Be 
völkerungs-, Wirtschafts- und Verkehrslage, 
Handelsflotte, Zivilluftfahrt, Finanz-, Sozial- 
und Staatsstruktur der beiden Länder ein- 
gehend erörtert. Vorzügliches Skizzenmaterial 
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macht die Abschnitte noch kompakter und 
faßt das Wesentliche zusammen. 


6. Ottmar Fecht: Deutsche Sicherheit 
zur See. (Aufklärungsschr., H. 5 der Arb. 
Gem. f. deutsche Wehrverstärkung.) 20 S8. 
Barbara-Verlag, München 1932. Geh. 60 Pfg. 

In ernsten Worten verlangt F. die deutsche 
Marineaufrüstung bis ‘zur Gleichheit mit den 
anderen Mächten, ausgehend von der Un- 
brauchbarkeit der deutschen Küstenverteidi- 


gung. Besonders die Ostseestreitkräfte be- 
dürften der Verstärkung. Man hätte ge 
wünscht, die interessante Broschüre in aus- 


führlicherer Form vor sich zu haben. 


7. Adolf Caspary: Wirtschaftsstrategie 
und Kriegführung. XII, 166 S. Mittler, Berlin 
1932. Geb. 6,50 M., geh. 5,50 M. 

In gewissem Sinne, wenn auch in anderer 
Form geschrieben, gehört dieses Buch als 
praktische Anwendung zu R. (5). Es ist ganz 
historisch gehalten, zeigt ausführlich die wirt- 
schaftliche Vorbereitung der Kriege vom 
Altertum an, den Einfluß des Krieges und 
der Nachkriegszeiten auf die Wirtschaft. Es 
wird der Beweis erbracht, daß der Weltkrieg 
absolut von der wirtschaftlichen Substanz ge- 
führt wurde. 


Minderheiten 


ı. Ethnopolitischer Almanach 1931. 
Hrsg. von Otto Junghann und Max Hildebert 
Böhm. 2. Jahr. 167 S. Braumüller, Wien und 
Leipzig ıg31. Geb. 5 M. 


2. Die offene Wunde Europas. Hand- 
buch zum europäischen Minderheitenproblem. 
Hrsg. von O. Wittstock. 192 S. Krafit 
& Drotleff, Hermannstadt 1930. Geb. 3,60 M. 

(1) enthält wichtige Berichte über die 
Lage der europäischen Minderheiten im Jahr 
1930. Besonders dankenswert die Liste der 
Minderheitenpresse, ferner der Aufsatz von 
Dörge, der über die Frage der territorialen 
Autonomie der Minderheiten handelt. Das 
Handbuch (2) ist grundlegend gedacht und 
bringt Aufsätze bekannter Minderheitenführer 
wie Brandsch, Bruns, Csaki, Medinger, Moro- 
cutti, Winkler u. a. Themen: Minderheiten- 
recht, -statistik, Minderheiten und Kirche, 
Schule, Kunst, Wissenschaft, Wirtschaft, Be- 
richte über einzelne Minderheiten wie Süd- 
tirol, Estland, Ukraine. 
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3. Rudolf Ramlow: Das Minderheiten- 
schutzverfahren des Völkerbundes. (Wiss. Bei- 
träge zu aktuellen Fragen. Hrsg. W. Kipke, 
H. 2). 94 S. Ebering, Berlin 1931. Geh. 3,30M. 

4. Herbert von Truhart: Völkerbund 
und Minderheitenpetitionen. Ein Beitrag zu 
Studium des Minderheitenproblems. ı81 S. 
Braumüller, Wien u. Leipzig 1931. Geb. 6 M. 

5, R. Schatton: Die Finanzpolitik der 
polnischen Minderheit in Deutschland. ı12 S. 
Stilke, Berlin 1931. Geh. 2,50 M. 

Eine wichtige, grundlegende Arbeit für 
die Entwicklung und Handhabung des Min- 
derheitenschutzes im Völkerbund stellt die 
rein rechtliche Abhandlung R.’s (3) dar, aus- 
gehend von der naturrechtlichen Grundlage. 
Besonderes Interesse wird man dem Sonder- 
teil über Polen zeigen. Die Reformvorschläge 
Stresemanns werden hervorgehoben, im Schluß 
wird am bestehenden Verfahren Kritik ge- 
übt, die um so stichhaltiger erscheint, je 
mehr man sich in die fleißige, aber natür- 


lich nicht Vollständigkeit beanspruchande 
Sammlung T.’s (4) vertieft. Es werden — 
nach Minderheiten geordnet — die einzelnen 


Petitionen vom Beschwerdegegenstand bis zum 
(oft fehlenden) Ratsbeschluß verfolgt. Um- 
gekehrt zeigt Sch. (5) die Aktivität der pol- 
nischen Minderheit in Deutschland in er- 
schreckender Weise; er schöpft aus guten 
polnischen Quellen. Besonders dem politischen 
Spiel der polnischen Genossenschaften in 
Schlesien und ihrer Kreditbeschaffung wird 
Raum gegeben. 

6. Walter Jacob: Die makedonische Frage. 
Ein pol.-geogr. Versuch. (Veröff. d. geogr. 
Sem. d. Universität Leipzig. Hrsg. W. Volz, 
H. 5.) 57 S., 4 Karten. Beltz, Langensalza 
1931. Geh. 4,80 M. 

J. packt das makedonische Minderheiten- 
problem von der geopolitischen Seite und 
zeigt interessante Verbindungen zwischen der 
Raumpolitik der Balkanstaaten und dem make- 
donischen Volksraum auf, eine verdienstliche, 
neuartige Arbeit. 

7. Andreas Dammang: Die deutsche 
Landwirtschaft im Banat und in der Batschka 
(Schr. d. Deutschen Akademie, H. 1). 198 S., 
27 Tab. Reinhardt, München 0.J. Geh. 6,50oM. 

An Hand einwandfreier Tabellen, die wohl 
erstmalig veröffentlicht sind, gibt D. eine 
umfangreiche Darstellung des deutschen Wirt- 
schaftsgebietes im ehemaligen Südungarn. 
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